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UNTERNEHMEN PRAXIS

Für den Notfall in der Praxis vorplanen

Immer wieder kommt es vor, dass 
Patientinnen und Patienten nach 
Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses darauf bestehen, dass die 
Ärztin/der Arzt die betreffenden Pa-
tientendaten vollständig aus seinem 
System löscht. Diesem Löschungs-
verlangen kann eine Ärztin/ein Arzt 
jedoch nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nachkommen. Grund-
sätzlich hat zwar derjenige, dessen 
Daten verarbeitet werden, nach 
der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ein solches Recht auf Lö-
schung all seiner personenbezogenen 
Daten vom Datenverarbeitenden. 
So sind Daten beispielsweise dann 
zu löschen, wenn sie nicht mehr für 
den Zweck, zu dem sie erhoben oder 
sonst verarbeitet wurden, notwendig 
sind oder wenn die betroffene Per-
son ihre Einwilligung widerruft, auf 
die sich die Verarbeitung stützte und 
es an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung fehlt.
Aus der DSGVO ergibt sich aber 
auch, dass Daten gerade nicht zu lö-
schen sind, wenn die Aufbewahrung 
der Daten aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung erfolgt und auch noch 
weiterhin erfolgen muss (Artikel 17 
Abs.3 b) DSGVO). 

Aufbewahrungspflicht min-
destens zehn Jahre

Eine solche rechtliche Verpflichtung 
stellt die Aufbewahrungspflicht der 
Ärztin/des Arztes dar.  Die Aufbe-
wahrungspflicht ist eine der Ver-
tragsärztin/dem Vertragsarzt zivil-
rechtlich, vertragsarztrechtlich und 
berufsrechtlich auferlegte Pflicht (§ 
630f Abs. 3 BGB; § 10 Abs. 3 der 
Berufsordnung der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg; § 57 Abs. 
2 Bundesmantelvertrag-Ärzte).  
Nach all diesen Vorschriften beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre 
nach dem letzten Arzt-Patienten-
Kontakt, soweit nicht nach gesetzli-
chen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungspflicht besteht. 
Längere Aufbewahrungspflichten 
bestehen beispielsweise für Durch-
gangsärzte und im Bereich der Strah-
lentherapie. Die Patientin oder der 
Patient kann nicht auf diese rechtlich 

vorgeschriebene Aufbewahrung 
verzichten. Diese müssen die Pati-
entinnen beziehungsweise Patienten 
akzeptieren. Denn die ärztlichen 
Aufbewahrungspflichten dienen 
nicht nur der Ärztin/dem Arzt als 
Exkulpationshilfe im Falle eines Be-
handlungsfehlervorwurfes, sondern 
gerade auch den Patientinnen und 
Patienten – um nachvollziehen zu 
können, was zu welchem Zeitpunkt 
Bestandteil der Behandlung war.
Ein anderer Grund, der der Löschung 
von Patientendaten entgegenstehen 
kann, ist – ebenfalls nach Art. 17 Abs. 
3 DSGVO – die Geltendmachung, 
Verteidigung oder Ausübung von 
Rechtsansprüchen. 
Wenn Sie also der Ansicht sind, dass 
Sie Patientenunterlagen für diese ge-
nannten Zwecke benötigen, können 
Sie diese entsprechend auch über die 
ärztliche Aufbewahrungspflicht hin-
aus aufbewahren – etwa, wenn die 
ärztliche Aufbewahrungsfrist bereits 
abgelaufen ist, aber ein Patient einen 
Haftungsanspruch gegen Sie richtet, 
über den noch nicht entschieden 
wurde. kats

Es kann jederzeit passieren. Jeder fürchtet ihn, niemand möchte ihn erleben, aber es gibt ihn immer wieder: den Notfall! Um in die-
sem Moment gut zu reagieren, gibt es das Notfallmanagement. Und weil eine richtige Reaktion so wichtig ist, wird die Umsetzung 

für alle Praxen in der QM-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses eingefordert.

Nur wer vorher gut geplant (trai-
niert) hat, was er im Notfall tun 
kann, ist dann in der Lage, schnell 
und richtig zu handeln. Es gibt eini-
ges, was  in einer Praxis passieren 
kann. Mit der größten Wahrschein-
lichkeit könnte ein medizinischer 
Notfall eintreten. Ebenso notwen-
dig vorzubereiten wäre ein Brand-
fall. Darüber hinaus gibt es weite-
re Katastrophen für eine Praxis, die 
bedacht sein sollten. 

Notfall: Patient kollabiert 

Diese Situation ist Stress pur für das 
Team. Die QM-Richtlinie empfiehlt 
hier, eine Notfallausstattung vorzu-
halten und die eigene Notfallkom-
petenz regelmäßig zu trainieren. So 
bleiben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Erkennen von Notfall-
situationen und Handeln  geschult. 
In QEP® (Qualität und Entwick-
lung in Praxen, dem QM-Modell 
der KBV) werden Kriterien formu-
liert, mit denen die Praxis gut ge-
gen den medizinischen Notfall ge-
wappnet ist:

• Checkliste mit Kriterien zur 
Identifikation von Notfallpati-
enten (dies unterstützt vor al-
lem am Telefon)

• Notfallplan mit Verantwort-
lichkeiten und Abläufen

• Regelmäßige Schulungen/
Trainings

• Regelmäßige, dokumentier-
te Kontrolle der Notfallaus-
stattung 

• Notfälle werden analysiert 
und führen gegebenenfalls zu 
Verbesserungsmaßnahmen.

Regelmäßige Trainings geben Si-
cherheit und helfen, mögliche 
Hemmschwellen zu überwinden. 
Die Festlegung der Abläufe hilft, 
Unsicherheit oder Chaos zu ver-
meiden. Es muss klar sein, wer 
hauptverantwortlich für die Versor-
gung der Notfallperson ist und wer 

assistiert. Genauso wichtig ist es 
festzulegen, wer Patient*innen im 
Wartezimmer informiert oder sie 
wegbringt, wer telefoniert und die 
Rettungsleitstelle kontaktiert. 

Keine Panik im Brandfall

Ist schon der medizinische Not-
fall eine Herausforderung, ist der 
Brandfall die Steigerung. Die gute 
Vorbereitung beinhaltet:

• Flucht- und Rettungsplan be-
ziehungsweise Notfall- und 

Alarmplan (Teil A der internen 
Brandschutzordnung)

• Kennzeichnung der Fluchtwe-
ge und Notausgänge

• Wartung der Feuerlöscher
• Jährliche Unterweisungen in-

clusive Übungen (Brandbe-
kämpfung und Evakuierung)

Weitere Notfälle

Hierzu gehören der plötzliche Aus-
fall des Arztes oder der Ärztin in 
Einzelpraxen, eine Gas- oder Was-
serleckage, elektrische Notfälle 

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis

Löschen von Patientendaten 
Patientenwunsch versus ärztliche Aufbewahrungspflicht

oder Stromausfälle sowie krimi-
nelle Handlungen. Um auch hier 
die Auswirkungen nicht zu groß 
werden zu lassen, ist die Ausein-
andersetzung mit dem Thema und 
der jeweils möglichen Notsituati-
on wichtig. Auf jeden Fall ist eine 
Telefonliste mit allen Notfallnum-
mern sinnvoll. Neben Polizei und 
Feuerwehr, Giftnotzentrale, Haus-
meister und vielem mehr gehö-
ren auch angrenzende Praxen und 
Nachbarn dazu. Auch sie sollten 
schnellstmöglich informiert wer-
den. Sinnvoll ist auch, eine Inven-
tarliste der Praxis zu erstellen und 
Ansprechpartner der Versicherun-
gen aufzulisten, damit die Haft-
pflicht- oder Gebäudeversicherung 
zeitnah informiert werden kann. 
Allen Praxen sei gewünscht, dass 
diese Vorbereitung nicht in An-
spruch genommen werden muss. 
Aber man weiß, wenn man sie 
braucht, ist sie da!
Mustervorlagen und weitere Unter-
stützung erhalten Sie gerne bei Ih-
ren QM-Beratern der KVBW. uw

 Weitere Informationen:
www.kvbawue.de/
qualitaetsmanagement/

Im Notfall hilft es dem Praxisteam, gut vorbereitet zu sein.

Virtueller Raum für Ideen- 
und Erfahrungsaustausch 

Nächste Termine QM-Sprechstunde 
für MFAs und QM-Beauftragte 

Wir laden Sie ein, sich mit anderen in der „QM-Sprechstunde“ auszutau-
schen. In einer offenen Gesprächsrunde, in Form eines Videochats, haben 
Sie die Möglichkeit, voneinander zu lernen und Ihre Erfahrungen weiterzu-
geben. Teilnehmen kann jede Praxis.

Die nächsten Termine für die QM-Sprechstunde sind:

• Mittwoch, 2. August 2023, 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
• Mittwoch, 8. November 2023, 15.00 Uhr bis 17 Uhr

Sie wollen an einer QM-Sprechstunde teilnehmen?

Bitte schicken Sie uns Ihre Anmeldung per Mail mit dem Betreff „QM-
Sprechstunde“ an praxisservice@kvbawue.de. Gerne nennen Sie uns auch 
schon Ihren Namen, die Praxis sowie Ihre Themenwünsche. Kurz vor der 
Veranstaltung erhalten Sie von uns eine Einladungsmail mit dem Zugangslink 
zur Online-Sitzung. 

 Kontakt

Nina Hitzelberger
07121 917-2394
praxisservice@kvbawue.de

Christina Schrade
07121 917-2323 | praxisservice@kvbawue.de

Ute Wutzler
07121 917-2392 | praxisservice@kvbawue.de
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Befüllungen der ePA genutzt wer-
den können. „Wir wollen es allen 
Beteiligten so leicht wie möglich 
machen“, erklärte Lauterbach.

Blick in den Norden

Skandinavische Länder wie Däne-
mark und Finnland gelten als Vor-
reiter in Europa, was die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
angeht. Sie waren auf der Messe 
ebenso vertreten wie Israel, das vor 
allem bei der Bekämpfung der Co-
ronapandemie durch digitale Tools 
profitiert hat. 
Insgesamt herrschte auf der DMEA 
eine positive Aufbruchstimmung, 
und man darf gespannt sein, was 
von all den präsentierten Produkten 

Gesamte Bandbreite von Digital Health bei DMEA

Ende April war es wieder so weit: 
Die Digital-Health-Szene traf sich 
bei der DMEA in Berlin – eine 
Kombination aus Messe, Fortbil-
dung und Networking-Event. Sie 
ist eine ideale Plattform, um sich 
über digitale Entwicklungen im 
Gesundheitswesen zu informie-
ren. Von IT-Fachleuten über Ärz-
tinnen und Ärzte, Führungskräfte 
aus Krankenhaus und Pflege bis 
hin zu Expertinnen und Exper-
ten aus Politik und Wissenschaft 
– bei der DMEA sind sie alle an-
zutreffen. Berichtet wird über die 
gesamte Bandbreite von Digi-
tal Health: Vom Einsatz Künstli-
cher Intelligenz in Diagnostik und 
Therapie über die Weiterentwick-
lung der Telematikinfrastruktur 

bis hin zu vernetzter, interopera-
bler und sicherer Medizintechnik.

Künstliche Intelligenz 

In den Diskussionen auf der Digi-
tal-Health-Messe standen Umset-
zung und Vernetzung all des tech-
nisch Möglichen im Mittelpunkt. 
Und ein Thema blieb praktisch 
bei keinem Forum außen vor: 
Welche Rolle spielt künftig die 
Künstliche Intelligenz in der Me-
dizin? Bundesgesundheitsminis-
ter und DMEA-Schirmherr Prof. 
Dr. Karl Lauterbach hat dazu eine 
klare Meinung: „Künstliche Intel-
ligenz wird die Medizin revoluti-
onieren“, sagte er zur Kongress-
eröffnung. 

Gesundheitswesen digitalisiert

In seiner Keynote stellte Lauter-
bach die weiteren Schritte hin zu 
einem digitalisierten Gesundheits-
wesen vor. So soll die elektroni-
sche Patientenakte (ePA) durch die 
geplante Opt-out-Regel schon bald 
Standard und nicht mehr wie heu-
te die Ausnahme sein, versicherte 
er. Mit einer Transparenzoffensive 
möchte der Minister den Nutzen 
der ePA deutlich machen und das 
Vertrauen der Patientinnen und Pa-
tienten gewinnen. Die Akzeptanz in 
der Ärzteschaft soll mit einer besse-
ren Honorierung für die ePA-Befül-
lung erreicht werden. Auch wolle 
man alle PVS so weiterentwickeln, 
dass sie für die automatischen 

In der Ausstellung „digitale Arztpraxis“ kann man verschiedene digitale Funktionen testen. 

in der Regelversorgung ankommt. 
Mit über 700 nationalen und inter-
nationalen Aussteller*innen, über 
300 Speakern und mehr als 16.000 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
verzeichnete die Messe einen neu-
en Teilnehmerrekord.  

Versorgung mitdenken

So schön viele technische Lösun-
gen auch sein mögen: Mitgedacht 
werden sollte dabei auch immer 
eine sinnvolle Umsetzungsmög-
lichkeit und ein definierter Versor-
gungsauftrag in unserem leider bud-
getierten Gesundheitssystem. Die-
ses Verständnis scheint bei vielen 
Anbietern dort noch nicht zu herr-
schen.   mt

Transparenzoffensive soll Nutzen von ePa zeigen und Opt-out-Regel soll Standard werden.

Der elektronische Praxisaus-
weis, technisch auch Security 
Module Card Typ B (kurz SMC-
B) genannt, ist ein wesentlicher 
Bestandteil der Telematikinfra-
struktur (TI). Damit sicherge-
stellt ist, dass nur berechtigte 
Nutzer Zugang zur TI erhalten, 
benötigen Praxen und weitere 
medizinische Einrichtungen ei-
nen Praxisausweis. 

Der Praxisausweis wird bei der 
Installation der erforderlichen 
Komponenten in Ihrer Praxis 
in das Kartenterminal gesteckt 
und bleibt dort. Sowohl die be-
grenzte Laufzeit des Praxisaus-
weises von fünf Jahren als auch 
beispielsweise ein BSNR-Wech-
sel machen eine Neubeantragung 
notwendig, die wir für Sie ver-
einfacht haben.

Zeit sparen mit vorbefülltem 
Formular 

Im Mitgliederportal haben wir 
für Sie ein Formular vorbereitet, 
das bereits alle relevanten Daten 
enthält, die von Ihnen im Arzt-
register hinterlegt sind. Sie müs-
sen nur noch einzelne Angaben, 
beispielsweise den von Ihnen ge-
wünschten Kartenhersteller und 
Ihre Staatsangehörigkeit, aus-
wählen. Anschließend werden 
Sie und Ihre Daten automatisch 
zum Onlineportal des eingestell-
ten Kartenherstellers weiterge-
leitet, wo Sie Ihre Bestellung 

schnell abschließen können. Das 
aufwändige Ausfüllen des kom-
pletten Antrags bleibt Ihnen erspart. 

Das für Sie vorausgefüllte Formular 
zur Bestellung oder auch Folgebe-
stellung Ihres Praxisausweises fin-
den Sie im Mitgliederportal. Nach 
Ihrem Login ist dieses für Sie im 
Bereich „Praxisorganisation“ unter 

„Praxisausweis (SMC-B) beantra-
gen“ hinterlegt.

Vorteile der neuen Beantragung

Die neue Beantragung bringt ne-
ben der Zeitersparnis für das Aus-
füllen des Antrags zahlreiche wei-
tere Vorteile. Aufgrund der Vor-
befüllung des Formulars mit den 
Angaben aus unserem Arztregis-
ter kann ein Abweisen von Anträ-

gen, zum Beispiel aufgrund von 
Unstimmigkeiten in der Anschrift, 
vermieden werden (beispielweise 

„Straße“ statt „Str.“) oder wenn 
der zweite Vornamen nicht ge-
nannt wird. Da Ihre Daten direkt 
aus dem Arztregister übernom-
men werden, entfällt eine aufwän-
dige Prüfung Ihrer Angaben, wo-
durch Ihr Antrag schneller bear-
beitet werden kann. 

Bei Folgebeantragung vom 
Service profitieren

Die Praxisausweise der ersten Ge-
neration laufen zurzeit aus, wes-
halb zahlreiche Praxisinhaber Ih-
ren Praxisausweis neu bestellen 
müssen. Nutzen Sie als zugelasse-
ner Vertragsarzt, -psychotherapeut 
oder ärztlicher Leiter eines MVZ 
mit Login im Mitgliederportal das 
vorbefüllte Formular und sparen 
Sie sich mit unserem neuen Ser-
vice Zeit und Nerven.

Wichtig: persönlich bei der Post 
zur Identifikation erscheinen 

Neben der vereinfachten Bean-
tragung über das Mitgliederpor-
tal wird von der gematik seit dem 
3. April eine sichere Identifikation 
mittels Post-Ident-Verfahren bei 
der Antragstellung vorgegeben. 
Das heißt, Sie werden vom Kar-
tenhersteller nach Ihrer Antrag-
stellung aufgefordert, sich in einer 
Postfiliale persönlich zu identifi-
zieren. Dieses Verfahren wird be-
reits beim eHBA angewandt, wo-
bei beide Identifikationen unab-
hängig voneinander folgen.  ij

Praxisausweis vereinfacht beantragen

Die Förderstellen in der fachärzt-
lichen Versorgung sind zwar be-
reits ausgeschöpft. Man sollte sich 
trotzdem bewerben, denn einge-
gangene Bewerbungen werden 
nach Förderkriterien vergeben.

Die KVBW gewährt im hausärztli-
chen Bereich und für insgesamt drei-
zehn verschiedene Facharztgruppen 
auf Antrag eine finanzielle Förde-
rung. Voraussetzung ist, dass eine 
vorhandene Weiterbildungsstelle in 
einem förderfähigen Fachgebiet mit 
einer geeigneten Person besetzt 
werden kann. 

Kontingentierung

Die Anzahl der Förderstellen in 
der ambulanten Weiterbildung der 
fachärztlichen Versorgung ist in allen 
Bundesländern kontingentiert. Ins-
gesamt stehen in Baden-Württem-
berg hierfür 267 Förderstellen zur 
Verfügung. Durch die hohe Nach-
frage im fachärztlichen Bereich führt 
dies im Jahr 2023 erstmals dazu, 
dass in Baden-Württemberg nicht 

alle Anträge genehmigt werden kön-
nen. Bereits jetzt sind alle 267 För-
derstellen ausgeschöpft. Unter allen 
vollständig eingegangenen Anträgen 
im fachärztlichen Bereich wird daher 
eine Auswahlentscheidung getroffen. 
Die Auswahlkriterien entnehmen 
Sie bitte der Förderrichtlinie Wei-
terbildung. Die Bearbeitungszeit für 
einen Antrag dauert aufgrund der 
Vielzahl von Anträgen derzeit sechs 
Wochen. Bitten sehen Sie von tele-
fonischen Rückfragen ab, damit die 
Anträge schnellstmöglich bearbeitet 
werden können. Dem Antrag ist 
die aktuelle Weiterbildungsbefugnis 
2020 beizufügen, da der Antrag er-
sonst nicht bearbeitet werden kann. 
Bereits bestehende Anstellungs-
verhältnisse, die verlängert werden 
müssen oder bei denen sich eine 
Änderung des Tätigkeitsumfangs er-
gibt, sind von der Kontingentierung 
ausgenommen.  sl

 www.kvbawue.de/praxis/nie-
derlassung/foerderung-informati-
onsangebot/weiterbildungsfoerde-
rung

Förderung der  
Weiterbildung beantragen

Die SMC-B ähnelt einer SIM-Karte.
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Arzneimittelengpässe belasten Arztpraxen 
Die Zahl der gemeldeten Lie-
ferengpässe bei Medikamenten 
steigt stetig. Ärztinnen und Ärz-
te sind zunehmend dadurch belas-
tet, die Folgen für die Patientin-
nen und Patienten abzufedern.

Ernsthafte Bedrohung

Der Vorstand der KV Baden-
Württemberg sieht in den feh-
lenden Arzneimitteln, vor al-
lem für Kinder, eine ernsthafte 
Bedrohung für die Versorgung. 

„Arzneimittel spielen in der Be-
handlung von Patient*innen 
eine unverzichtbare Rolle. Wenn 
wichtige und mitunter dringlich 
einzusetzende Arzneimittel nicht 

lieferbar sind, stellt 
das ein ernstes Pro-
blem für die Versor-
gung dar. Das kann 
auf keinen Fall so 
bleiben“, erklärt Dr. 
Braun. 
Seine Vorstandskol-
legin Dr. Doris Rein-
hardt ergänzt: „Wenn 
es uns nicht gelingt, 
stabile und belast-
bare Prozesse rund 
um die Praxen zu 
schaffen, ist die Si-
cherstellung gefähr-
det. Der Ärzteman-
gel, die fehlende Di-
gitalisierung und die 

Bürokratie und dann 
auch noch fehlende 
Medikamente sind 
für die Praxen nicht 
tragbar.“ 

Nationale Reserve 
unverzichtbar

Die beiden Vorstän-
de der KV  Baden-
Württemberg for-
dern die Bundesre-
gierung daher auf 
zu handeln und eine 
Nationale Arznei-
mittelreserve für die 
wichtigsten Medika-
mente einzurichten. 

Gerade bei Antibiotika sei 
Deutschland komplett von Liefe-
rungen aus Asien abhängig. Die 
Pläne der Regierung seien richtig, 
die Produktion wieder nach Euro-
pa zurückzuholen, aber das wer-
de Jahre dauern, insofern sei eine 
andere Lösung, die solche Eng-
pässe abfedert, notwendig. 

Kein Regress für Arztpraxen 
gefordert 

Wert legen die Vorstände weiter 
darauf, dass Ärztinnen und Ärz-
te für durch Lieferengpässe ent-
stehende Mehrkosten bei der Um-
stellung einer Medikation nicht 
regressiert werden dürften. mtSchwere Zeiten auch für Apotheker

Mit viel Schwung in die Amtsperiode

Vom ersten Tag ihrer Amtszeit an 
haben Dr.Karsten Braun und Dr. 
Doris Reinhardt großen Wert dar-
auf gelegt, sich als Vorstandsteam 
zu präsentieren. Die Ressortvertei-
lung ist klar geregelt. 
Bei Dr. Braun sind die mitglie-
derorientierten Bereiche wie Ab-
rechnung, Vertragswesen, Quali-
tätssicherung & Verordnungsma-
nagement sowie Service & 
Beratung angesiedelt. Dr. 
Doris Reinhardt hat in ih-
rem Ressort die Zulassung 
& Sicherstellung, den Not-
falldienst & Neue Versor-
gungsformen sowie die 
eher internen Bereiche wie 
Personal, Finanzen/Haus-
halt, Unternehmens- und 
Organisationsentwicklung 
sowie IT verortet. Die ers-
ten Monate waren von vie-
len Gesprächen auf allen 
Ebenen geprägt. Sie haben 
auch gleich die volle Breit-
seite der Baustellen im Ge-
sundheitswesen aufgezeigt. 

Ende der Pandemie

Zum 1. März 2023 ist die 
Corona-Verordnung des 
Landes aufgehoben wor-
den, womit alle Corona-
Beschränkungen eingestellt 
wurden. Anfang April dann 
sind die letzten Bundesre-
gelungen ausgelaufen, wo-
mit auch die Corona-Imp-
fung zur GKV-Leistung 
wurde. Das hatte wieder-
um zur Folge, dass die Ver-
gütung festgelegt werden 
musste. Im Land ist es gelungen, 
eine Vereinbarung mit den Kran-
kenkassen zu schließen, die wohl 
zu den besten in Deutschland ge-
hört – zumal nicht nur die Coro-
na-Impfungen, sondern auch die 
Impfungen gegen Influenza und 
Hepatitis B mit einbezogen wur-
den. Das gute Verhältnis innerhalb 
der Selbstverwaltung im Land hat 
sich wieder einmal bewährt. 

Sicherstellung

Täglich landen auf den Schreibti-
schen der Vorstände die Mails und 
Briefe von Bürgermeistern, Land-
räten, Landtags- und Bundestags-
abgeordneten oder auch Patientin-
nen und Patienten, weil Arztpra-
xen ohne Nachfolger schließen. 
Auch hier spitzt sich die Situati-

on stark zu. Die prekäre Termin-
situation in den Praxen, besonders 
auch bei den Kinder- und Jugend-
ärzten, ist in den letzten Monaten 
noch einmal besonders deutlich 
geworden. Natürlich hat der Vor-
stand nicht den einen Hebel, den er 
nur bewegen müsste. Aber er kann 
in Gesprächen und öffentlich auf 
die schlechten Rahmenbedingun-
gen hinweisen, die Ursache dafür 

sind. Die Politik hat reagiert und 
die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendärzte und -ärztinnen aus den 
Budgets genommen. Ein Schritt in 
die richtige Richtung. 
Ein weiteres Mal hat sich aber ge-
zeigt, dass die Wirkungszeiträu-
me im Gesundheitswesen lang 
sind und Fehler der Vergangenheit 
nicht einfach schnell korrigiert 

werden können. Zusammen mit 
anderen KVen hat der Vorstand ei-
nen Antrag bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung initiiert, 
dass die Regelungen für Teleme-
dizin erleichtert werden. 

Digitalisierung 

Kurz nach Jahresbeginn hat das 
Bundesgesundheitsministerium alle 

digitalen Anwendungen mehr oder 
weniger gestoppt. Denn deutlich ist 
damals zutage getreten, dass sie 
nicht funktionieren, dass sie für die 
große Masse der Patientinnen und 
Patienten ungeeignet wären und da-
her bisher für die Arzt- und Psycho-
therapeutenpraxen vor allem Ärger, 
Kosten und Frust hervorgebracht 
haben. Umso ärgerlicher ist es, dass 

die Sanktionen Fortbestand haben, 
wenn sich eine Praxis nicht an die 
Telematikinfrastruktur anschließt. 
Der Unmut in den Praxen ist denn 
auch entsprechend hoch. In vielen 
Gesprächen, nicht zuletzt auf dem 
letzten eHealth Forum in Freiburg, 
hat der Vorstand der KV Baden-
Württemberg darauf hingewiesen, 
dass die Ärzte- und Psychothera-
peutenschaft dringend digitale 

Anwendungen benötigt. Sie müssen 
jedoch einen konkreten Nutzen stif-
ten. 

Notfalldienst

Auf Bundesebene hat eine Kommis-
sion Vorschläge für die Weiterent-
wicklung des Notfalldienstes unter-
breitet. Die darin enthaltenen Vor-

schläge sind auf eine Ausweitung 
der Leistungen ausgerichtet. Für 
den Vorstand der KV Baden-Würt-
temberg stehen die Zeichen dage-
gen eher auf Eingrenzung. Dement-
sprechend hat der Vorstand angesto-
ßen, dass die Notfalldienststruktur 
überprüft wird. ks 

 Mehr zur Notfalldienstreform 
auf Seite 5.

Das Vorstandsduo versteht sich gut und tauscht sich regelmäßig über alles aus. 

In der Politik wird den Verantwortlichen üblicherweise eine Frist von 100 Tagen gegeben, um eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug, nach einem knappen halben Jahr einen Rückblick auf die bisherige Amtszeit des Vorstandes zu werfen.
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Deutschlands Gesundheitswesen 
hängt in der Digitalisierung um 
Jahrzehnte zurück. Das soll sich 
nun ändern. „Gemeinsam digital“ 
heißt das im März veröff entlichte 
Papier des BMG, das über mehre-
re Monate mit Patientenvertretern 
und Akteuren des Gesundheitswe-
sens entwickelt wurde. Die Digita-
lisierungsstrategie zeigt, welche 
konkreten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen und welche Maß-
nahmen dafür notwendig sind. 

Ein zentraler Punkt der Strategie ist 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA). Um 
die „ePA für alle“ zu ermöglichen, 
wird das Opt-out-Prinzip einge-
führt. Das heißt: Jeder Versicherte, 
der nicht widerspricht, erhält zu-
künftig eine ePA. Sie soll zur digi-
talen Gesundheitsplattform weiter-
entwickelt werden und alle relevan-
ten Akteure im Versorgungsalltag 
miteinander vernetzen. 

TI & gematik

Noch im August 2023 kommt mit 
dem TI-Messenger eine neue An-
wendung der Telematikinfrastruk-
tur (TI). Er ermöglicht die Kommu-
nikation zwischen den Health Pro-
fessionals. Ab Januar 2024 sollen 
dann auch die Versicherten dieses 
Tool nutzen können. Ebenso soll 
Anfang nächsten Jahres der ver-
bindliche Roll-out des E-Rezeptes 
erfolgen. Die Telematikinfrastruk-
tur wird für digital unterstützte Ver-
sorgungs- und Kommunikations-
prozesse kontinuierlich weiterent-
wickelt. Dazu wird die gematik zu 
einer Digitalagentur in 100 Prozent  
Trägerschaft des Bundes weiter-
entwickelt. Die Selbstverwaltung 
verliert somit auch die bisherigen 

Gesellschafteranteile in Höhe von 
49 Prozent. Die Versicherten sollen 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu telemedizinischen Leistungen 
bekommen. Daher wird die Inan-
spruchnahme und Durchführung 
durch nichtärztliches Gesundheits-
fachpersonal, beispielsweise in 
Apotheken und Gesundheitskiosken, 
unterstützt. Bis 2026 soll es in min-
destens 60 Prozent der hausärztlich 
unterversorgten Regionen eine An-
laufstelle für assistierte Telemedizin 

geben. Auch die digitalen Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) und 
Pfl egeanwendungen (DiPA) spielen 
im Strategiepapier eine Rolle. DiGA 
und DiPA sollen in den digitalen 
Versorgungsprozess integriert wer-
den. Für beide Anwendungen wer-
de es per Opt-out möglich, Daten in 
die ePA einzutragen. Ein Auslesen 
von Daten soll es dann geben, wenn 
dies für eine Personalisierung der 

Anwendung sinnvoll und notwen-
dig ist.

Nutzung von Daten

Ein weiteres Feld betriff t die Ge-
nerierung und Nutzung von Daten 
für die Forschung. Die in der For-
schungslandschaft derzeit domi-
nierenden Datensilos sollen abge-
baut werden. Forschende sollen 
erleichterten Zugang zu pseudony-
misierten Daten bekommen. Eine 

zentrale Datenzugangs- und Koor-
dinierungsstelle soll den Zugang zu 
Forschungsdaten aus verschiede-
nen Quellen (Krebsregister, Kran-
kenkassendaten) ermöglichen. Ziel 
ist, bis Ende 2026 mindestens 300 
Forschungsvorhaben unter Nutzung 
von Daten aus dem Forschungsda-
tenzentrum durchzuführen. Zwei 
konkrete Gesetzesvorhaben werden 
dem Strategiepapier nun folgen und 

die Maßnahmen in einen rechtlichen 
Rahmen fügen: Das Digitalgesetz, 
das den Behandlungsalltag mit di-
gitalen Lösungen verbessern soll ,  
und das Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz, mit dem geregelt wird, wie 
Gesundheitsdaten für die Forschung 
erschlossen werden. 

Kritische Worte

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun zur Digitaliserungsstrate-

gie:„Minister Lauterbach hat den 
Ärzt*innen in puncto Digitalisie-
rung „eine Art Defätismus“ vor-
geworfen. Wen wundert es, denn 
alles das, wozu man uns bisher 
zwangsverpfl ichtet hat, taugte 
nichts und brachte keinen Benefi t 
für unsere Praxen. Dabei waren wir 
nie digitalisierungsfeindlich. Ich 
kenne kaum eine Praxis, die, wo 
es sinnvoll war, nicht die Vorzüge 

Digitalisierungspläne des BMG

EHDS steht weder für eine Krank-
heit noch für eine Raumfahrtmission 
– EHDS steht für European Health 
Data Space. Der Europäische Raum 
für Gesundheitsdaten soll die Ge-
sundheitsversorgungs- und Behand-
lungsqualität der Menschen in Eu-
ropa voranbringen sowie Forschung 
und Datenaustausch verbessern.
 Im letzten Jahr wurde der 
Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten von der Europäischen 
Kommission auf den Weg gebracht. 
Als ein Eckpfeiler der Europäischen 
Gesundheitsunion soll er ab 2025 
die nationalen Gesundheitssysteme 
innerhalb der EU stärker miteinan-
der verknüpfen, einen sicheren und 
effizienten Austausch von Gesund-
heitsdaten ermöglichen. Ziel ist, 
die medizinische Versorgung der 
Patient*innen  in den Mitgliedsstaa-
ten zu verbessern. Die Infrastruktur 
der einzelnen Gesundheitssysteme 
und die Forschung sollen davon 
profitieren. Grundlage dafür, dass 
der Datenaustausch EU-weit funk-

tioniert, ist die elektronische Patien-
tenakte, in der alle ärztlichen Befun-
de und Behandlungen des Patienten 
enthalten sind, und dass diese digita-
lisierten Daten in allen Mitgliedsstaa-
ten genutzt 
werden kön-
nen. In jedem 
EU-Land müs-
sen die Daten 
daher nach 
dem gleichen 
Schema er-
fasst werden. 
Außerdem: 
Der strenge 
EU-Daten-
schutz muss 
gewahrt werden; die Patient*innen 
behalten die maximale Kontrolle 
über ihre Daten, können jederzeit 
ihre Patientenakte einsehen.

Diagnose und Behandlung

Ob sich eine Herzerkrankung wäh-
rend des Urlaubs in einem anderen 

EU-Land wieder meldet oder wäh-
rend eines Arbeitseinsatzes eine 
Krankheit zuschlägt, den behandeln-
den Ärzt*innen stehen, wenn die 
gesundheitsbezogenen Daten der 

EU-Bürger über die Ländergrenzen 
hinweg zusammengeführt sind, alle 
Informationen aus der Patienten-
akte zur Verfügung. Das erleichtert 
Diagnose und Behandlung. Lände-
rübergreifend sollen auch Rezepte 
einlösbar sein.
Die EU-Plattform mit all ihren Da-
ten kann allgemein zu einem Mehr 

an Behandlungs- und Versorgungs-
qualität der EU-Bürger*innen und 
beitragen, auch einen wichtigen Bei-
trag für die schnellere Entwicklung 
von Medikamenten leisten. Und 

sie ermöglicht 
Forschenden 
zudem ein 
größeres und 
detailgetreue-
res Bild etwa 
auch in Bezug 
auf seltene 
Erkrankungen. 
Die Pandemie 
hat gezeigt, 
wie wichtig 
es für die Ge-

sundheitspolitik und Behörden ist, 
schnell auf digitalisierte Gesund-
heitsdaten zugreifen zu können.

Datenkontrolle und Kritik

Um in solchen Ausnahmesituati-
onen in Zukunft angemessen han-
deln zu können, soll die private und 

European Health Data Space (EHDS)
Länderübergreifender Datenaustausch im Europäischen Raum

öffentliche Gesundheitsforschung 
daher die Daten der EU-Plattform 
in anonymisierter Form verwen-
den können. Ab 2025 sollen auf 
der Plattform alle Mitgliedsstaaten 
ihre Daten eingeben können. Re-
gulierung und Kontrolle des Da-
tenzugriffs obliegt dann  den nati-
onalen Behörden. Angesichts des 
unterschiedlichen Entwicklungs-
standards innerhalb der Mitglieds-
staaten in Bezug auf die Digitalisie-
rung der Gesundheitssysteme ist 
der Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten ein ehrgeiziges Unter-
fangen. Organisationen wie etwa 
die Bundeärzte- und psychothera-
peutenkammer und die KBV fürch-
ten das Risiko eines Datenverlustes 
und warnen vor der Aufweichung 
der Hoheit von Patientendaten. 
Sollte der EHDS wie bisher geplant 
umgesetzt werden,  plädieren sie 
für eine Opt-out-Möglichkeit, also 
die Möglichkeit für Patient*innen, 
der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. ja

KERNZIELE DER STRATEGIE
Bis 2025 verfügen 80 Prozent der Versi-
cherten über eine elektronische Patien-
tenakte (ePA).

Im Jahr 2026 erfolgen 80 Prozent der 
Kommunikationsvorgänge im Gesund-
heits- und Pfl egewesen papierlos.

Die gematik soll zu einer Digitalen Ge-
sundheitsagentur als verantwortliche 
Stelle für digitale Anwendungen weiter-
entwickelt werden.

Aufbau eines Kompetenzzentrums für 
Digitalisierung und Pfl ege 

Bis 2026 gibt es in mindestens 60 Pro-
zent der hausärztlich unterversorgten 
Regionen eine Anlaufstelle für assistier-
te Telemedizin (etwa Gesundheitskiosk).

Bis Ende des Jahres 2026 werden min-
destens 300 Forschungsvorhaben un-
ter Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum durchgeführt.

der Digitalisierung genutzt hat. Ob 
mit der aktuellen Digitalisierungs-
strategie der Bundesregierung nun 
alles besser wird, bleibt fraglich. 
Zwar sind im Prinzip schon jetzt 
gute Projekte der TI wie die eAU 
auf den Weg gebracht, doch auch 
diese zeigt sich als nicht ausgereift 
und verkompliziert die Abläufe. 
Mit dem E-Rezept verpfl ichtend ab 
1. Januar 2024 wird eine im Prin-
zip sinnvolle Anwendung folgen, 
der hoff entlich mit dem einfachen 
Rezeptabruf mit der eGK in der 
Apotheke zum Durchbruch ver-
holfen wird. Damit das zum Erfolg 
führt, testen wir von der KVBW 
dies vorab in einem Pilotprojekt 
mit engagierten Kolleg*innen in 
Kooperation mit Apothekern, ge-
matik, Softwareherstellern und ört-
lichen Dienstleistern. Ob hingegen 
eine ePA – aktuell haben gerade 
einmal ein Prozent der Patienten 
eine befüllte ePA – in der jetzt an-
gedachten Form zum Erfolg führen 
wird, auch vor dem Hintergrund 
der Ängste vor der Aushöhlung 
der ärztlichen Schweigepfl icht? 
Dasselbe gilt für DiPA und DiGA, 
die ärztliche Leistung nicht oder 
unzureichend einbeziehen und 
überwiegend die Hersteller berei-
chern. Nicht zuletzt deswegen hat 
sich die Vertreterversammlung der 
KVBW gegen die ePA in der aktu-
ell vorgesehenen wenig praktikab-
len Form ausgesprochen, obwohl 
die sogenannte „Opt-out-Lösung“ 
eine Forderung der Ärzteschaft war. 
Bezeichnend ist auch, dass die Ärz-
te in der gematik nicht mehr vertre-
ten sind. Sie hatten dort aber ohne-
hin nichts zu melden und mussten 
sich im Nachgang oft die Vorwürfe 
gefallen lassen, sie hätten die dort 
getroff enen (Fehl-) Entscheidungen 
ja sogar mitbestimmt.“ mt
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Respekt füreinander miteinander
Aktion wirbt für Verständnis statt verbaler Attacken

Die meisten Menschen haben es 
schon am eigenen Leib erfahren: 
Vergreift sich einer im Ton, schiebt 
der andere nach und schnell eska-
liert sie Situation. Besonders 
in Arztpraxen, wo viele um 
das knappe Gut Arztzeit kon-
kurrieren, wird der Ton immer 
rauer. MFAs sind meist dieje-
nigen, die das am ehesten spü-
ren. Doch sie verdienen An-
erkennung, damit nicht noch 
mehr von ihnen den Job ver-
lassen, fi nden der Chirurg Dr. 
Günther Fuhrer aus Reutlingen 
und die MFA Melanie Seibold 
vom Ärztenetz Reutlingen. Sie 
werben mit einer Plakataktion 
für mehr „Respekt füreinander 
miteinander“. 

Wie kamen Sie darauf, die 
Aktion ins Leben zu rufen?

Fuhrer: Patienten und Patien-
tinnen beklagten sich bei mir 
über die Aggression und Un-
freundlichkeit unserer Mitar-
beiterinnen. Nun ist es als Chef 
sehr unangenehm, wenn sie in 
den Ruf kommen, dass das 
Personal unfreundlich ist. Da-
her habe ich Frau Seibold be-
fragt und sie sagte mir, das un-
terscheide sich keinesfalls von 
ihren Erfahrungen oder denje-
nigen ihrer Kolleginnen. 
Seibold: Ja es stimmt, doch 
häufi g ist dies nur eine Re-
aktion auf ebenfalls aggres-
sive Patienten und Patientin-
nen. Wenn ich zehnmal am 
Tag angepöbelt werde, ver-
schärft sich möglicherwei-
se auch mein Ton, sodass ich 
dann etwas empfi ndlicher bin, 
wenn sich jemand in der Wortwahl 
vergreift. Am Morgen toleriere ich 
das vielleicht eher oder kann da-
mit umgehen, aber am Abend oder 

Nachmittag bin ich eventuell ein 
bisschen barscher, als ich das sein 
möchte. Dieser Kultur gilt es entge-
genzusteuern. 

Fuhrer: Wir haben dann gehört, 
dass das tatsächlich in jeder Praxis 
vorkommt. Wir waren darüber sehr 
erschrocken, denn es wurden dort 

auch Drohungen formuliert: „Ich 
weiß, wo du wohnst, warte mal bis 
heute Abend, dann wirst du sehen, 
was du davon hast. Das hat uns so 

alarmiert, dass wir uns gesagt haben, 
dann müssen wir etwas dagegen tun 
und eine gewisse Sensibilisierung 
erzeugen bei unseren Patienten. 

haben und aufgrund der verschie-
denen Herausforderungen in der 
Gesellschaft wie etwa technischer 
Wandel, Digitalisierung, demo-
graphischer und gesundheitspoli-
tischer Wandel mit ihrem Wissen 
am Ball bleiben wollen. Für diese 
Menschen sind auch die Univer-
sitäten ein guter Partner.“ Interes-
sierte können sich auf der Plattform 
Suedwissen.de informieren. Dort 
sind Lerninhalte, Zeitaufwand, Ter-
mine und Kosten einzusehen. Die 
Weiterbildungen des Fachclusters 
sind nicht mit der ärztlichen Wei-
terbildung der Ärztekammern zu 
verwechseln, sondern man könnte 

Mehrere Universitäten und Hoch-
schulen in Baden-Württemberg 
haben sich zu einem Fachcluster 
Gesundheit und Soziales zusam-
mengeschlossen, um berufsbeglei-
tende, wissenschaftliche Weiterbil-
dungen anzubieten.

Das Fachcluster vereint Expertise 
in den Bereichen Medizin, Pharma-
zie, Psychologie und Soziale Arbeit 
sowie Big Data und Data Science 
im Bereich Gesundheit und Sozia-
les. Nicole Folger von der Univer-
sität Tübingen: „Unsere Fortbildun-
gen richten sich an Personen, die 
bereits einen Hochschulabschluss 

Fachcluster Gesundheit bietet Weiterbildungen an

Und wie?

Seibold: Wir haben Plakate und 
Buttons entwickelt. Jeder, der das 

Bedürfnis hat, auch in seiner Praxis 
aktiv dagegen anzugehen, kann sie 
bei uns beziehen (Anmerkung der 
Redaktion: über den Link rechts). 

Wie reagieren die Patienten?

Seibold: Bei mir in der Praxis ha-
ben alle vor den Plakaten kurz ge-
stoppt und refl ektiert. Ich habe 
schon das Gefühl, der eine oder 
andere schnauft echt mal durch.
Fuhrer: Ich habe durchweg posi-
tive, verständnisvolle Reaktionen 
darauf. Die Patientinnen und Pati-
enten sagen, sie fänden es unerhört 
und so gehe es nicht. Wahrschein-
lich sind sie zum ersten Mal in der 
Situation, dass sie die andere Seite 
auch sehen. Wenn die Aktion eine 
breite Resonanz fi ndet, dann wäre 
ein gewisses Bewusstsein dafür ge-
schaff en und vielleicht könnte man 
dann in dieser Situation vielleicht 
eher deeskalieren.

Und wieder eine Kultur des Re-
spekts füreinander entwickeln?

Seibold: Ja, genau, wir haben auch 
bewusst den Slogan „Respekt für-
einander miteinander“ gewählt, 
weil wir ja wissen, dass auch wir 
frustriert sind. Wir wollen nicht 
bewusst einen Patienten verärgern. 
Wir versuchen wirklich, das Best-
mögliche für die Patienten rauszu-
holen, aber auch wir kommen an 
unsere Grenzen.
Fuhrer: Wir verstehen den Frust 
der Patientinnen und Patienten, 
wenn sie wegen des Ärzte- und 
MFA-Mangels schwer Termine 
bekommen, doch wir sind bis zu 
14 Stunden täglich vor Ort und oft 
am Ende unserer Kräfte. Ich wün-
sche mir, dass das zumindest gese-
hen wird. Wir können es uns nicht 
leisten, dass sich unsere medizini-
schen Fachangestellten nach einer 

solchen Erfahrungen zurückziehen 
und sagen: „Ich kann nicht mehr, 
ich höre auf mit dem Beruf.“ ef

  www.gesunder-respekt.de 

Das E-Rezept kommt 
Bereiten Sie sich vor

Im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) an-
gekündigt, das E-Rezept zum 1. 
Januar 2024 verpflichtend einzu-
führen. Bereits seit Mitte 2022 
lässt sich das E-Rezept voll digital 
mit Ihrem eHBA unterschreiben, 
erstellen und auf die E-Rezept-
App der Patientinnen und Patien-
ten übertragen. Ab Sommer die-
ses Jahres soll außerdem das „Ein-

lösen des E-Rezepts per eGK in 
der Apotheke“ möglich werden, 
sodass es dann auch eine breitere 
Akzeptanz bei den Patient*innen 
finden wird. 
Damit Sie Mehraufwand von 
vornherein aus dem Weg gehen, 
empfehlen wir Ihnen dringend, 
sich – sofern noch nicht gesche-
hen – einen eHBA zu beschaffen 
sowie mit Ihren Systembetreuern 
Kontakt aufzunehmen. vb

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Plakat / Größe: DINA2

10 - final

Eine Initiative des 
Ärztenetzes Reutlingen

Für einen respektvollen 
Umgang miteinander.

füreinander
   miteinander

Respekt ist immer eine gegenseitige Angelegenheit.

Dr. Günther Fuhrer 

sie eher als Fortbildung bezeich-
nen. Das Projekt Hochschulwei-
terbildung@BW mit der aktuellen 
Plattform suedwissen.de ist Teil der 
landesweiten Qualifi zierungsoff en-
sive WEITER.mit.BILDUNG@
BW und wird gefördert durch das 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württem-
berg. ef

 Weitere Informationen:
Nicole Folger
Universität Tübingen
Tel.: +49 7071 29 72685
E-Mail: nicole.folger@uni-tuebingen.de
https://www.suedwissen.de

Ständiger Wandel im Arbeitsleben: Wer sich weiterbildet, bleibt up to date.

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Aufkleber / Größe: 140 mm
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„Hallo, ich bin Daniel. Wir duzen 
uns hier alle“, begrüßt Dr. Daniel 
Urban seine Gäste im MVZ Medi-
cum Zollernalb im Gewerbegebiet 
von Balingen. Neben einer kleinen 
Zweigpraxis ist hier die Verwaltung 
des MVZ untergebracht. 
Das Ambiente macht Eindruck: 
Sehr freundlich und hell ist alles ge-
staltet, die Ausstattung schick und 
modern. Auch für Barbet-Hund 
Happy ist Platz. 

Beschäftigte sind wichtigstes Gut

Daniel Urban (43) will mit seinem 
MVZ bewusst einiges anders ma-
chen. Er versteht seinen Betrieb als 
Start-up und ist sich bewusst, dass 
für den Erfolg ein Faktor entschei-
dend ist: „Die Beschäftigten sind 
unser wichtigstes Gut.“ Deshalb ist 
ihm wichtig, dass sich sein Team 

wohlfühlt und mit der Arbeit iden-
tifizieren kann. Das fördert er mit 
einer Kommunikationskultur auf 
Augenhöhe und einer ansprechen-
den Atmosphäre in den Praxen wie 
auch in der Verwaltung. So gibt es 
einen großen Begegnungsraum für 
Meetings des 30-köpfigen Teams. 
Am liebsten wäre ihm ein zentra-
ler Standort für alle. „Doch solche 
Räume zu bezahlbaren Preisen und 
mit genügend Parkfläche zu finden, 
ist in Balingen ungeheuer schwie-
rig“, erzählt Urban. 
Derzeit ist es so, dass zwei Stand-
orte nur wenige Meter voneinander 
entfernt liegen. Ganz klassisch be-
finden sie sich jeweils in der Etage 
eines Mehrfamilienhauses .Von au-
ßen wirkt es, als handle es sich um 
eine ganz normale klassische Ein-
zelarztpraxis. Doch dass sich die-
ses Modell überholt hat, steht für 

den Internisten außer Frage. Neben 
der Behandlung die immer umfang-
reicher werdende Verwaltung samt 
Personalmanagement zu stemmen, 
sei für einen Arzt kaum mehr leist-
bar. Davon abgesehen hat der Nach-
wuchs darauf auch gar keine Lust. 
Für Daniel Urban ein Grund, war-
um die Niederlassung wenig attrak-
tiv ist. Und aufs Land zieht es jun-
ge Medizinerinnen angeblich auch 
nicht. 
Doch der Gründer ist auch ange-
treten, mit seinem MVZ so man-
ches  Vorurteil zu entkräften. Per-
sonalmangel bei MFAs, zu wenig 
Bewerbungen für Arztstellen – bei 
ihm kein Thema. „Wir bekommen 
regelmäßig Initiativbewerbungen 
von MFAs. Wenn die Bedingun-
gen stimmen, zieht das weitere 
Mitarbeitende an.“ Auch an ärztli-
chen Interessenten mangelt es nicht. 

Zwei Kolleginnen und sechs Kolle-
gen sind bei ihm beschäftigt, darun-
ter auch Ärztinnen und Ärztee, die 
sich nach Praxisübergabe haben an-
stellen lassen. 
Nicht nur bei seinen Angestell-
ten, auch in der Patientenkommu-
nikation setzt Urban neue Akzente. 
So verschickt er regelmäßig einen 
Newsletter an seinen Patienten-
stamm, der „super angenommen 
wird“. 

Gestaltungspielraum

Dass er selbst zum Unternehmer  
wurde, war nicht geplant. Nach sei-
ner Facharztausbildung zum Inter-
nisten in Berlin und Leipzig war er 
in seine schwäbische Heimat zu-
rückgekehrt und als angestellter 
Arzt in einer kleinen Praxis tätig. 
„Wir hatten einen Aufnahmestopp 

und mussten täglich Patienten weg-
schicken. Da wurde mir klar, dass 
ich so nicht weiterarbeiten möch-
te“. erzählt Urban, der schon in sei-
ner Klinikzeit manche Strukturen 
und Abläufe hinterfragte. Schließ-
lich führte der Wunsch, etwas ver-
ändern und gestalten zu wollen, zur 
Gründung von Medicum Zollernalb. 
Urban ist überzeugt, dass „nur grö-
ßere Strukturen zukunftfähig sind“.  
Die Investitionen für sein als GmbH 
fungierendes MVZ stemmt er selbst. 
Eine Finanzierung mit Investo-
ren ist aktuell kein Thema. „Wir 
könnten mit Fremdkapital schnel-
ler wachsen, doch so bin ich auch 
niemandem verpflichtet“, betont der 
Facharzt, der auch noch selbst be-
handelt. In der Zukunft hat der jun-
ge Gründer viel vor. Im Juli eröff-
net er einen vierten Standort, wei-
tere können folgen.  gk

Junge Menschen wollen heute 
mehr als nur einen Job. Sie fordern 
flexible Arbeitszeiten, flache Hier-
archien und Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Wie das gelingen 
kann, dazu gab es beim Karriere-
tag für Medizinstudierende in Hei-
delberg Tipps aus dem Praxis- und 
Klinikalltag.  

Als junge Mutter mit zwei klei-
nen Kindern eine Arztstelle zu 
f inden, das war vor rund 20 Jah-
ren fast unmöglich. „Ich bin nir-
gends angenommen worden“, 
erzählt Dr. Susanne Bublitz, Vor-
sitzende des Hausärzteverbands 
Baden-Württemberg. Als es 
schließlich doch klappte, weil ihr 
aufgrund ihrer familiären Situati-
on Belastbarkeit attestiert wur-
de, gab es im Klinikalltag weitere 
Hürden. Teilzeit zu arbeiten, war 
nicht praktikabel. „Früher zu ge-
hen, funktioniert in der Inneren 
nicht“, so Bublitz‘ Erfahrung, die 
inzwischen glücklich ist, Chefin 

ihrer eigenen hausärztlichen Pra-
xis zu sein. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein Faktor, der unter 
dem Oberbegriff  „New Work“  
ein neues Verständnis von Arbeit 
postuliert. Wie das in der Medizin 
umgesetzt werden kann, darüber 
diskutierten auf dem ZEIT-Karrie-
retag an der 
Uni Heidel-
berg Bublitz 
und drei 
Kollegen aus 
Klinik und 
Niederlas-
sung, darun-
ter KVBW-
Vorsitzen-
der Dr. 
Karsten 
Braun. Aus 
den Erzäh-
lungen der 
Podiumsgäste, die 20 und mehr Be-
rufsjahre hinter sich haben, wurde 
schnell klar: Die Zeiten haben sich 

enorm zugunsten des medizini-
schen Nachwuchses geändert. Wa-
ren früher 150 Bewerbungen not-
wendig, um eine Stelle zu erhalten, 
haben die Jungen heute „zwischen 
Sylt und Garmisch“ die freie Aus-
wahl, bemerkte Braun. Entspre-
chend gut sind auch ihre Verhand-
lungspositionen. 

Über den Wunsch nach Teilzeit 
wundert sich heute niemand mehr. 
Auch in der Niederlassung muss es 

kein voller Versorgungsauftrag sein, 
betonte Braun. „Versorgungsauf-
träge kann man teilen, es ist auch 
nur ein halber oder weniger mög-
lich.“ 
Teilzeitarbeit ist auch in der Klinik 
inzwischen keine Seltenheit mehr. 
Es sei völlig normal, dass jemand 
nicht mit 100 Prozent anfange, be-

richtete der 
Ärztliche 
Direktor 
vom Klini-
kum am 
Weissenhof, 
Dr. Matthias 
C. Michel, 
„auch in der 
Somatik“. 
Für eine Tä-
tigkeit in ei-
ner Praxis 
warb auch 
Dr. Michael 

Rodenbach, der als angestellter 
Kardiologe in einem großen Praxis-
verbund arbeitet und froh ist, keine 

Dienste mehr leisten zu müssen. 
„100 Prozent sind für mich jetzt 
wie 75 Prozent in der Klinik“, so 
Rodenbach. Er schätze zudem die 
flachen Hierarchien und arbeite ei-
genverantwortlich in einem tollen 
Team. 
Den Gestaltungsraum für New 
Work in einer Praxis betonte auch 
Braun, der selbst über 20 Jahre in 
einer Gemeinschaftspraxis tätig 
war. Er hält kooperative Struktu-
ren für sinnvoll, denn sie ermögli-
chen verschiedene Schwerpunkte 
sowie die Aufteilung der Unter-
nehmensführung. Dass die Nie-
derlassung attraktiver ist als ihr 
Ruf, diese Erfahrung hätten Wei-
terbildungsassistenten in seiner 
Praxis immer gemacht, auch, weil 
sie enorm viel gelernt haben. Im 
kooperierenden Krankenhaus 
wurde die zeitweilige Versetzung 
in der Praxis immer beliebter, so 
dass es schließlich nicht mehr hieß, 

„wer muss“, sondern „wer darf in 
die Praxis?“. gk

MVZ als Startup
Dr. Daniel Urban hat in Balingen das Medicum Zollernalb MVZ mit drei Standorten gegründet. Demnächst gibt es einen vierten. 

Der Gründer führt seinen Betrieb wie ein Start-up und hat noch viel vor. 

Dr. Daniel Urban tut viel für seine Beschäftigten. Personalmangel kennt er nicht. 

Am Start: das Medicum Zollernalb MVZ

Niederlassung bietet für NEW WORK viele Möglichkeiten

Von links nach rechts: Moderatorin Wlada Kolosowa, Bublitz, Braun, Rodenbach und Michel beim Talk.
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Vertreterversammlung widmet 
sich brisanten Themen

Von Honorar über Ärztemangel bis zur Entbürokratisierung. Es gibt großen Handlungsbedarf.

Etwa die Hälfte der Mitglieder 
der Vertreterversammlung sind 
im letzten Jahr neu in das Gre-
mium gewählt worden. Grund 
genug, dass sich die Delegier-
ten zusammen mit dem Vor-
stand, den Bezirksbeiräten und 
der Verwaltung zu einer Klau-
sur eingefunden haben, um die 
Leitplanken für die Amtsperio-
de zu bestimmen. 
Die Sorge ist rundum deutlich 
geworden, dass die ambulante 
Versorgung in eine gefährliche 
Schiefl age geraten wird, wenn 
nicht gegengesteuert wird, oder 
in einer solchen sogar schon ist,.
Nachwuchsmangel, die Kon-
kurrenz zu investorengestütz-
ten MVZ, die Rolle der Praxen 
im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Versorgung, die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Haus und Fachärzten, die Stärkung 
der Primärversorgung und die Kos-
tendeckung bei ambulanten Eingrif-
fen, aber auch die Förderung der 
Weiterbildung in der Psychothera-
pie, mehr Gruppentherapie und die 
Versorgung psychisch schwer kran-
ker Patientinnen und Patienten – der 
Handlungsbedarf ist groß und liegt 
in vielen Punkten auch nicht (al-
lein) im unmittelbaren Einfl uss des 
Vorstandes. Großen Wert legten alle 
Teilnehmer darauf, dass sie einen 
aktiven und konstruktiven Beitrag 
mit eigenen Lösungsvorschlägen 
für die zahlreichen Probleme in der 

Versorgung leisten möchten. Kla-
gen allein ist zu wenig. Vor allem 
die Rahmenbedingungen für die 
Praxen werden daher in den kom-
menden Jahren im Mittelpunkt der 
Tätigkeit stehen müssen. Darin wa-
ren sich alle Teilnehmenden einig. 
Dementsprechend ist die Verbesse-
rung der Attraktivität der Niederlas-
sung auch eines der drei Themen, 
die der Vorstand als strategisches 
Ziel für diese Amtsperiode ausge-
geben hat.

Finanzielle Attraktivität

Die fi nanzielle Attraktivität für die 
Praxen muss verbessert werden. 
Das betriff t Themen wie Entbudge-
tierung mindestens der Grund- und 

Versichertenpauschalen, aber auch 
die Einbeziehung von Angestellten 
in die Kalkulation des EBM – sei-
en sie medizinisch tätig oder in As-
sistenzfunktionen. Gerade die MFA 
hatten während der Pandemie einen 
unschätzbaren Beitrag geleistet und 
warten bis heute auf eine entspre-
chen (fi nanzielle) Anerkennung da-
für.

Bürokratie

Die Ärzte und Psychotherapeuten 
einfach nur ihre Arbeit machen las-
sen –  leider kann davon keine Rede 
sein. Viel zu viel Zeit ist in den 
Praxen erforderlich für Tätigkei-
ten, die nicht der Patientenversor-
gung dienen. Der Vorstand hat sich 

auch dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und will seinen eigenen 
Handlungsspielraum ausschöpfen. 
Dazu gehören beispielsweise digi-
tale Antragsservices über das Mit-
gliederportal der KVBW. 

Regresse

Auch wenn sich die Situation im 
Vergleich zu früheren Zeiten deut-
lich entspannt hat, ist die Unsicher-
heit nach wie vor groß. Besonders 
ärgerlich ist die große Zahl an In-
dividualregressen und Einzelfall-
prüfungen. Es geht dabei meist 
nicht um hohe Summen, aber der 
Aufwand für die Praxen ist hoch. 
Dementsprechend gehört es zu 
den Zielen des Vorstandes, das 

Regressrisiko weiter zu verrin-
gern und besonders die Zahl der 
Einzelfallregresse zu senken. 

Notfalldienst

Wie die Patientinnen und Pa-
tienten künftig im Rahmen 
des Bereitschaftsdienstes ver-
sorgt werden können, ist ei-
nes der weiteren Kernthemen 
für den Vorstand und die VV-
Delegierten. Welche Angebote 
sind hier überhaupt noch zeit-
gemäß im Spannungsfeld zwi-
schen den verfügbaren Ressour-
cen und der Erwartungshaltung 
von Patient*innen und Politik? 
Wie kann die Inanspruchnahme 
auf die Patientinnen und Patien-

ten begrenzt werden, die wirklich 
medizinische Unterstützung außer-
halb der Sprechstundenzeiten benö-
tigen? Und damit verhindert wer-
den, dass die teuren Strukturen als 
verlängerte Sprechstunde benutzt 
werden. Wie kann das System fi -
nanziert werden? Die KVBW hat 
in Deutschland eine führende Rol-
le bei der Gestaltung des Notfall-
dienstes. Diese Rolle soll sie weiter 
nutzen, um den Notfalldienst wei-
terzuentwickeln. Die Themen für 
die nächsten Jahre sind damit ge-
setzt. Klar ist aber auch, dass un-
vorhergesehene Ereignisse alle Pla-
nungen obsolet werden lassen kön-
nen. Gerade die vergangenen Jahre 
haben das deutlich gezeigt. ks 

Wahlbeteiligung enttäuschend, 
Umfrage forscht nach Ursachen

Nur 35 Prozent der ärztlichen Mit-
glieder der KVBW haben ihre 
Stimmen abgegeben, fünf Prozent-
punkte weniger als bei den Wahlen 
sechs Jahre zuvor. Noch deutlicher 
war das Ergebnis bei den Psycho-
therapeuten. Haben sich 2016 noch 
62 Prozent an den Wahlen betei-
ligt, waren es im vergangenen Jahr 
nur noch 40 Prozent. Die KVBW 
als Institution der Selbstverwal-
tung lebt von der Legitimation ih-
rer Mitglieder. Es würde auf Dauer 
den Vorstand und die Rolle der De-
legierten der Vertreterversammlung 
und der Bezirksbeiräte schwächen, 
wenn sie sich nicht auf ein brei-
tes Votum der Mitglieder stützen 

könnten. Die Vertreterversamm-
lung hat daher den Vorstand beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie 
die Wahlbeteiligung 2028 erhöht 
werden kann. Klar ist, dass dafür 
zunächst Ursachenforschung be-
trieben werden muss. Es wird eine 
Reihe von Gründen geben, die wie-
derum unter einzelnen Wählergrup-
pen sehr unterschiedlich sein wer-
den. Hierzu gibt es Mutmaßungen, 
aber keine einigermaßen gesicher-
ten Erkenntnisse. 

Umfrage 

Die KVBW nimmt daher wis-
senschaftliche Unterstützung in 

Anspruch. Wissenschaftler am In-
stitut für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Ho-
henheim hatten bereits vor eini-
gen Jahren eine Umfrage unter den 
Mitgliedern der KVBW vorgenom-
men, damals noch zu einer Reihe 
von Themen. Diesmal soll es vor 
allem um die Wahlbeteiligung und 
die Gründe fürs Wählen oder fürs 
Nichtwählen gehen. Aber auch ein 
paar allgemeine Fragen zur KVBW 
werden enthalten sein. Mit den 
Wissenschaftlern ist eine Vertrau-
lichkeitsvereinbarung abgeschlos-
sen worden. Das bedeutet, dass die 
KVBW keinen Einblick in die ein-
zelnen Rückmeldungen haben wird 

und auch nicht weiß, wer von den 
Mitgliedern an der Umfrage teilge-
nommen hat. Das ist entscheidend, 
um die Anonymität der Wahlen zu 
wahren. 
Die Umfrage wird noch vor den 
Sommerferien stattfi nden, damit 
die Erinnerung an die Wahlen im 
vergangenen Jahr nicht zu sehr ver-
blasst. Selbstverständlich werden 
die Ergebnisse veröff entlicht, vor 
allem aber sollen sie in der Vertre-
terversammlung und den Bezirks-
beiräten besprochen werden und 
daraus dann Maßnahmen abgeleitet 
werden. Einige davon werden mög-
licherweise einiges an Vorlauf be-
nötigen. Wenn sich beispielsweise 

herausstellen sollte, dass eine digi-
tale Stimmabgabe die Wahlbeteili-
gung erhöhen könnte, müsste die 
Wahlordnung geändert und schon 
rechtzeitig vorher die Vorbereitun-
gen getroff en werden. Die Umfrage 
dient aber auch dem Vorstand, der 
Verwaltung und den Delegierten 
der Vertreterversammlung sowie 
den Bezirksbeiräten dazu, ihre ei-
gene Arbeit und ihr Auftreten kri-
tisch zu hinterfragen. Die KVBW 
bittet daher alle Mitglieder, sich an 
der Umfrage zu beteiligen. 
Weitere Informationen gibt es in 
Kürze per Schnellinfo. Darin ent-
halten ist auch ein Link zur Umfra-
ge.  ks 

Ein Ergebnis der Wahlen zur Vertreterversammlung und den Bezirksbeiräten im vergangenen Jahr wird niemanden zufriedenstellen 
können, egal welcher berufspolitischen Agenda er oder sie folgt: Die Wahlbeteiligung war niedrig!

Strategisches Ziel ist die Verbesserung der Attraktivität der Niederlassung.
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Die Abrechnung ist das Herzstück jeder Praxis. Aber 
ganz egal, ob es sich um Privat- oder GKV-Versicherte 
handelt: Der korrekte Ansatz der Gebührenordnungs-
positionen ist komplex und verlangt aufgrund der finan-
ziellen Tragweite nach echten Profis. Wenn Sie selbst 
ein solcher Profi werden wollen, dann qualifizieren Sie 
sich bei uns zur Abrechnungsmanagerin / zum Abrech-
nungsmanager.

Ziele:

In dem dreitägigen Intensivkurs nutzen Sie Ihr Basis-
wissen, um anhand zahlreicher Übungen und Fallbei-
spiele Ihre Anwenderkenntnisse in der Abrechnung 
zu erweitern. Sie tauchen in die komplexe Welt der 
Gebührenordnungspositionen ein und lernen, wor-
auf Sie bei der Abrechnung besonders achten müs-
sen. Von den rechtlichen Rahmenbedingungen über 
die allgemeinen Abrechnungsbestimmungen bis hin 
zu arztgruppenübergreifenden und -spezifischen Ge-
bührenordnungspositionen machen Sie sich mit allen 
wichtigen Inhalten des EBM vertraut. Darüber hinaus 
beschäftigen Sie sich mit den vielfältigen Regelungen 
der GOÄ und üben anhand von Beispielen die Umset-
zung für die Praxis.

Zielgruppe:

Das Seminar richtet sich an Mitarbeitende und Erst-
kräfte aus Haus- und Kinderarztpraxen. Bitte melden 
Sie sich nur an, wenn Sie über ein solides Basiswissen 
mit praktischen Erfahrungen in der Abrechnung ver-
fügen.

Arbeitsformen: 

Vortrag mit Fallbeispielen und Diskussion, Gruppen-
arbeit, praktische Übungen, Lernerfolgskontrolle 

(Prüfung), im Live-Online-Seminar zusätzlich virtuelle 
Interaktionsformen (Chat, Whiteboard, Teilgruppen).

Schwerpunkte:

EBM:

• Struktur und Begrifflichkeiten
• Begrenzungsregelungen (Gespräche und Labor)
• DMP, NäPA, Chroniker und Pflegeheim
• Vorsorgeleistungen, Impfungen
• Selektivverträge und KV
• Fehlerquellen

GOÄ:

• Wichtige Rechtsgrundlagen
• Analogbewertungen und ihre Bedeutung
• Auslegung und Umsetzung der GOÄ-Leistungen
• Gesprächsziffern, Visiten und Besuche und evtl. 

dazugehörende Zuschläge
• Sachkostenabrechnung
• Diagnostische Leistungen und deren korrekte 

Steigerungen
• Abrechnung mehrerer Ultraschallleistungen bei 

einem Kontakt
• Zuschläge zu ambulanten OP-Leistungen
• BG-Abrechnung: 
• Anfragen, Untersuchung, Versicherungsgutachten 

Termin: 17. - 19. Juli 2023, 
jeweils 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Ort: KVBW Karlsruhe
Keßlerstraße 1
76185 Karlsruhe

Punkte: 3
Kosten: 369 Euro
Anmeldung: MAK, Telefon: 0711 7875-3535

info@mak-bw.de

ARZT & THERAPEUT

verschiedenen Systeme den Über-
gang ins Erwachsenenalter beglei-
ten. Die verschiedenen Teile ge-
ben jeweils einen Überblick, was 
in welchen Fällen geleistet wird 
und wie die Zugangswege sind. 
So können sich Fachkräfte aus den 
verschiedenen Systemen gezielt 
informieren, welche Hilfen andere 
Systeme für die von ihnen unter-
stützten Kinder, Jugendlichen und 
Familien bereithalten, und können 
an diese weiterverweisen oder ge-
zielt kooperieren. Auch werden be-
stehende Kooperationsstrukturen 
und -formate vorgestellt und Hin-
weise gegeben, wie Netzwerkarbeit 

Die Taskforce in Baden-Württem-
berg, die sich mit der psychischen 
Situation von Kindern und Jugend-
lichen infolge der Coronapandemie 
befasste, hat Maßnahmen erarbeitet, 
die die Betroffenen bei der Bewälti-
gung der psychischen Beeinträchti-
gung durch die Pandemie unterstüt-
zen können. 
Dadurch sollen Kinder, Jugendliche 
und Familien gestärkt und die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Kapazitäten im Gesund-
heitswesen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe kurzfristig weiter aus-
gebaut und möglichst zielgerichtet 
genutzt werden können. Hilfen und 

präventiv wirkende Angebote sol-
len in gemeinsamer Verantwortung 
von Gesundheitswesen und Kinder- 
und Jugendhilfe verstärkt werden. 
Konkret werden unter anderem die 
stationären Behandlungskapazitä-
ten erhöht (bis zu 120 zusätzliche 
Betten oder Plätze für die kom-
menden zwei Jahre), die Angebote 
der Familienbildung und -beratung 
durch zusätzliche Fördermittel in 
Höhe von drei Millionen Euro aus-
gebaut und Regiokonferenzen zur 
Verbesserung der Vernetzung von 
Gesundheitswesen, Kinder- und 
Jugendhilfe sowie Schulen durch-
geführt werden. 

Handreichung

Die Taskforce hat auch eine inter-
disziplinäre Handreichung zusam-
mengestellt. Sie gibt Fachkräften, 
die in Gesundheitswesen, Schu-
len und Kinder- und Jugendhilfe 
tätig sind, einen Überblick darü-
ber, welche Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe es allgemein 
für Kinder, Jugendliche und El-
tern gibt, wie das Gesundheitswe-
sen Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern unterstützt (Prävention, am-
bulante und stationäre Versorgung, 
Akutversorgung in Krisen, Sucht 
und Suchtgefährdung) und wie die 

Psychische Situation von Kindern und Jugendlichen infolge der Coronapandemie soll verbessert werden

und Kooperationen auf strukturel-
ler Ebene auf- und ausgebaut wer-
den können. somi

 Handreichung:

https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Handreichung_TF-
PsychKuJ-Corona.pdf

MAK-Tipp: Intensivkurs Abrechnungsmanager   
     (Arztpraxis) – Hausarztpraxen

Vertrauen auf- 
und Belastungen 

abbauen

Ende 2011 hatte die KV Baden-
Württemberg erstmals eine Bro-
schüre herausgegeben, die die 
rechtlichen und technischen As-
pekte eines korrekten Ultraschall-
bildes beleuchtete. Nun erscheint 
eine Neuauflage. 
Die Dokumentation einer ärzt-
lichen Untersuchung ergibt sich 
nicht nur aus berufs- und haf-
tungsrechtlichen Aspekten, son-
dern ist immanenter Bestandteil 
der Gewährleistung der Qualität 
in der ambulanten Versorgung. 
Maßgeblichen Einfluss auf Art 
und Umfang der Dokumentation 
haben die einschlägigen Verträge 
und Richtlinien; sie regeln auch 
die entsprechenden Dokumen-
tationsprüfungen. 

Seit 2011 hat es einige Änderun-
gen an der Qualitätssicherungs-
vereinbarung Ultraschall gegeben, 
so wurden beispielsweise Abnah-
me- beziehungsweise Konstanz-
prüfungen bei den Geräten ein-
geführt. 
Die Neuauflage der Broschüre 
berücksichtigt diese Änderungen. 
Ergänzt wird das Ganze abermals 
durch Tipps und Hinweise zur 
Verbesserung der technischen 
Bildqualität. 
Die Ultraschallbroschüre wird an 
alle Ärztinnen und Ärzte mit Ul-
traschall-Genehmigung versandt. 
Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses ergo war noch nicht vor-
hersehbar, wann die Broschüren 
ausgeliefert werden können. sf 

Ultraschallbilder: Qualität  
optimieren

 Neuauflage der Ultraschallbroschüre erschienen

Praktische Tipps bietet die Ultraschallbroschüre.  

ergo Ausgabe 2 / 2023Seite 14

Nach drei Jahren Coronapande-
mie lädt der Bezirksbeirat der BD 
Freiburg zu seinem Servicetag am 
1. Juli 2023 von 9.00 Uhr bis 14.30 
Uhr ein.  Auch in Reutlingen kön-
nen sich Mitglieder beraten lassen. 

Aktuelle politische Ereignisse be-
einfl ussen erheblich den Praxi-
salltag. Es werden Vorträge und Be-
ratung für Ärzte, Psychotherapeu-
ten und Praxismitarbeiter zu 
Gesundheitskiosk, Telematikinfra-
struktur, Arzneimittelengpässen 
und Regressen angeboten. Was 
kommt auf die Praxen zu? Beim 
Freiburger Servicetag werden die 
wichtigsten Inhalte zusammenge-
fasst und alle Fragen beantwortet. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den 
neuen Vorstand der KVBW und die 
neu gewählten Beiräte für 

Südbaden persönlich kennenzuler-
nen. Seien Sie unser Gast – wir 
freuen uns darauf!

Servicetag 2023 in Reutlingen 

Am Samstag, den 7. Oktober 2023 
ab 9.30 Uhr, fi ndet der Reutlinger 
Servicetag statt. Das Startersemi-
nar für neu niedergelassene Haus-/
Fachärztinnen und Haus-/Fachärz-
te wird außerdem in den Servicetag 
integriert. Wie jedes Jahr gibt es 
wieder vielfältige Vorträge für Sie 
und Ihre Praxismitarbeiter/-innen. 
Dabei werden verschiedene aktuel-
le Themen wie berufspolitische 
Entwicklungen für Psychothera-
peuten, Rechtsthemen, Praxisüber-
gabe sowie Themen und Trends 
rund um die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens aufgegriff en. 

Auch 
für 
Praxis-
mitar-
beiter/in-
nen sind 
Veranstal-
tungen vor-
gesehen. 

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 
Programm 
und die 
Mög-
lichkeit 
zur 

Anmeldung. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Wir freuen uns auf 
Sie! nh /uj

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Reutlingen: 

Heike Großhans, BD Reutlingen 
Tel.   07121/917-2244

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Freiburg:

Anmeldung bis 26. Juni 2023 
unter www.kvbawue.de/service-
tag-fr

tungen vor-

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 

Ihr Draht zu uns

SAMSTAG, 01. JULI 2023

9.00 BIS 14.30 UHR

Servicetag

BD Freiburg 

Nutzen Sie auch unser Gesprächsangebot 

im Rahmen des Servicetages in der 

BD Freiburg

� IT-Beratung / Datenschutz

� Verordnungsmanagement

� Abrechnungsberatung

� Niederlassungsberatung

Veranstaltungsort

KV Baden-Württemberg

Bezirksdirektion Freiburg

Sundgauallee 27

79114 Freiburg

0761 884-4158

Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Bezirksbeirat

der BD Freiburg

Prof. Dr. Michael Faist

Dr. Carmen Seifried

Dr. Barbara B
ohl

Dr. Peter Baumgartner

Dr. Gisa W
eißgerber

www.kvbawue.de

Freiburg und Reutlingen laden zu     Servicetagen ein

Patienten-Navi online
Verlässliche Unterstützung bei der Suche nach einer passenden Behandlung 

Das Patienten-Navi unterstützt bei 
bestehenden gesundheitlichen Be-
schwerden Patientinnen und Pati-
enten online. So kann die richtige 
Behandlung und die Dringlichkeit 
des Arzt-Patienten-Kontakts her-
ausgefunden werden. Patient*innen 
müssen dafür nur auf die Website 
der 116117 (www.116117.de) ge-
hen und können per Knopfdruck 
die Anamnese und damit eine me-
dizinische Ersteinschätzung auf-
grund der gesundheitlichen Be-
schwerden starten. Die Anwendung 
kann auch schnell und bequem über 

das eigene Smartphone oder Tab-
let genutzt werden. Mit der „Struk-
turierten medizinischen Erstein-
schätzung in Deutschland (SmED)“ 
wird eine Software eingesetzt, die 
als Medizinprodukt zugelassen ist. 
SmED stellt keine Diagnose, son-
dern hat die bestehende gesundheit-
liche Beschwerde im Fokus, um 

die Dringlichkeit einer Behandlung 
einzuschätzen und einen Hinweis zu 
geben, wohin die Betroff enen sich 
für eine Behandlung wenden soll-

ten. Die Patientinnen und Patienten 
beantworten online Fragen zu ihrem 
Alter, zu Vorerkrankungen, zur ak-
tuellen Situation und  Haupt- sowie 

Begleitbeschwerden. Wichtig: Es 
wird keine Diagnose gestellt, son-
dern vor allem die Behandlungs-
dringlichkeit eingestuft.
Nach der Befragung erhalten die 
Nutzer eine Empfehlung, in welcher 
Dringlichkeit sie einen Arzt aufsu-
chen sollten und an wen sie sich in 
der akuten Situation wenden können. 

Über 125.000 reguläre Termine, in 
erster Linie in fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Praxen, 
hat die Terminservicestelle (TSS) 
in den letzten fünf Jahren vermit-
telt. Aktuell rufen im Schnitt rund 
55.000 Patientinnen und Patienten 
im Quartal bei der TSS an. Der Be-
darf an Terminen ist ungebrochen, 
mehr noch, er steigt stetig. 

Termine werden benötigt

Dies ist kein Wunder angesichts 
voller Praxen, unbesetzter Arztsitze 
und fehlender Nachfolgerinnen und 
Nachfolger für schließende Praxen. 
Die Terminservicestelle  versucht 
einzuspringen und denjenigen Pa-
tienten Termine zu vermitteln, die 
dringenden Bedarf haben. Dafür ist 
die TSS angewiesen auf Termin-
meldungen aus den Praxen. Hier 
beißt sich nun die berühmte Katze 
in den Schwanz, wenn die Praxen 
selbst keine freien Termine haben! 
Im Wissen um diese Situation fällt 
es schwer, die Mitglieder zu weite-
ren Terminmeldungen für die TSS 
aufzufordern, gar zu verpfl ichten. 
Der wachsende Bedarf seitens der 
Patienten macht es aber notwendig, 
dass auch die TSS über ein ausrei-
chendes Terminangebot verfügt. 
Daher bittet der Vorstand der KV 
Baden-Württemberg die Mitglieder 
aller Fachrichtungen ausdrücklich: 
Bitte melden Sie weitere Termine. 
 Ganz ohne Anreiz bleibt 
diese Bitte glücklicherweise nicht. 
Denn seit diesem Jahr ist die Ho-
norierung der TSS-Fälle noch ein-
mal angehoben worden: Für jeden 
TSS-Fall gibt es einen Zuschlag auf 
die Versicherten-/Grundpauschale 
von 40 bis 200 Prozent – je nach 
Dringlichkeit. Schon länger gilt, 
dass alle TSS-Fälle extrabudge-
tär vergütet werden. Ganz neu gel-
ten diese abgestaff elten Zuschläge 
auch für die vom Facharzt durch-
geführten Termine, die durch einen 

Hausarztvermittlungsfall zustande 
kommen. Die hausärztliche Pra-
xis kann für die Vermittlung an die 
fachärztliche Praxis eine Pauschale 
von 15,05 Euro abrechnen.

Neue Software 

Darüber hinaus lässt sich die Ter-
minmeldung relativ einfach über 
die Software „116117 Terminser-
vice“ erledigen; die den alten „eTer-
minservice“ abgelöst hat. Nach wie 
vor ist die Anwendung über das 
Mitgliederportal erreichbar. In der 
Software lassen sich verschiede-
ne Terminprofi le anlegen, Termine 
und ganze Terminserien einstellen. 
Ein schneller Überblick über die 
eingestellten und gebuchten Ter-
mine erleichtert den Abgleich mit 
dem Praxis-PVS. Außerdem sind 
alle notwendigen Angaben zu den 
Patient*innen, die die Termine ge-
bucht haben, direkt hinterlegt. Um-
fangreiches Informationsmateri-
al und Tutorials erleichtern den 
Umgang mit der neuen Terminbu-
chungssoftware. Individuelle Ein-
stellungen, wie die Anpassung des 

„minimalen Buchungsabstands“ – 
die Zeitspanne, ab der der Termin 
bei Nichtbuchung wieder für die 
Praxis frei wird – können jederzeit 
geändert werden.
Ganz neu im „116117 Terminser-
vice“ ist das Online-HAFA-Tool, 
das den hausärztlichen Praxen die 
Terminbuchung für einen ihrer Pa-
tienten in einer fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Praxis ih-
rer Wahl ermöglicht. Damit können 
hausärztliche Praxen selbst online 
einen Termin für ihre Patient*innen 
in der Facharztpraxis ihrer Wahl bu-
chen und so einen Hausarztvermitt-
lungsfall einfach und unbürokra-
tisch auslösen. sm

 Ausführliche Informationen: 
www.kvbawue.de/terminservice-
stelle

Neue Software für den 
Terminservice

Terminservicestelle bittet um Terminmeldungen
Das kann der Bereitschaftsdienst 
unter der 116117 sein, eine Arztpra-
xis oder im Notfall die 112 oder eine 
Notaufnahme. Sollte eine lebensbe-
drohliche Situation festgestellt wer-
den, wird die Befragung sofort ab-
gebrochen und der Nutzer aufgefor-
dert, umgehend die Notfallnummer 
112 zu wählen. Sollte sofort eine Be-
handlung notwendig sein, erhalten 
die Anwender eine PIN, mit der sie 
eine telefonische Beratung über die 
116117 einholen können. Das Pati-
enten-Navi ergänzt die telefonische 
Beratung in der Akutfallvermittlung 

der 116117 und soll dazu beitragen, 
die Wartezeiten für Anrufer in den 
hochfrequentierten Zeiten zu mini-
mieren. Darüber hinaus ist das Navi 
ein Beitrag, um den ungesteuerten 
Andrang auf Notaufnahmen zu re-
duzieren und die Betroff enen zur 
richtigen Zeit an die richtige Stelle 
zu „navigieren“ ef

Das Patienten-Navi online fragt Hilfesuchende nach ihren Symptomen und fi ndet die passende Anlaufstelle für eine Behandlung. 

ergo Ausgabe 2 / 2023 KVBW - WELT Seite 7

eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die in einer Praxis tätig sind 
und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene erwerben, auffrischen 
oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/23
Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont, FB-Punkte: 2

(K)eine Kunst: 
Kommunikation im Praxisalltag 

Praxismitarbeitende, die ihr Grundverständnis von Kommunikation 
auffrischen oder erweitern wollen. Gerne auch für Ärzte, Psycho-
therapeuten oder Auszubildende.

Kurs-Nr.: eL 02/23
Gebühr: 39,-
Dauer: 30 min., unvertont,FB-Punkte: 0

Sicher ist sicher: Datenschutz im 
Praxisalltag leben und managen

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Praxismitarbeitende und 
Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, erweitern 
oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: Verordnung 
von Schutzimpfungen

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig Imp-
fungen durchführen und Kenntnisse über deren Hintergründe und 
Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min.,vertont, FB-Punkte: 4

Jetzt zählt's: Hausärztliche Grund-
lagen des EBM

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont, FB-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: Verordnung von 
Sprechstundenbedarf

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Sprechstundenbedarf erwerben, erweitern oder auffrischen 
wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmittel

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4
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Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de

MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

FB-
Punkte

Seminar-
Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

GOÄ für Einsteiger Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende 

13. September 2023 15.00 bis 19.00 Uhr BD Freiburg 98,- 5 F 33

EBM-Workshop für Facharzt-
praxen

Ärzt*innen, Praxismitarbei-
tende aus HNO-Praxen

20. September 2023 15.00 bis 18.30 Uhr Live-Online 98,- 5 oL 26F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

MVZ in Theorie und Praxis Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen

13. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online 69,- 4 oL 65R

Digitalisierung und Telematik Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen, 
Praxismitarbeitende

27. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online kostenlos: 
Anmeldung 
erforderlich

4 oL 70S

QUALITÄTSMANAGEMENT

QM für Fortgeschrittene – so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

04. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 159,- 11 R 150

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabeti-
ker, die nicht Insulin spritzen 
(ZI)

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

15. Juli 2023
(Ärzt*innen und 
Praxismitarbeitende) 
+ 18. Juli 2023 
(Praxismitarbeitende)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr

Tag 1: 
Live-Online
Tag 2: 
BD Freiburg

159,- 9 F 201

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Ärzt*innen aus 
Hausarztpraxen

22. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 199,- 8 R 168

Aufbereitung von Medizin-
produkten – Refresherkurs

Ärzt*innen, Praxismitar-
beitende aus Augenarzt-
praxen

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Stuttgart 159,- 11 S 191

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärzt*innen, Psycho-
therapeut*innen, die 
einen Qualitätszirkel leiten

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Freiburg 98,- 11 F 162

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Se-
minarplatz. Nutzen Sie den Weg 
der Onlineanmeldung unter: 
www.mak-bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen 
zu unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de
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Probleme mit Alkohol, Cannabis 
oder Glücksspiel sind für Betroff e-
ne und deren Umfeld immer noch 
schwer einzugestehen. Mit der digi-
talen Plattform „DigiSucht“ können 
sie in Baden-Württemberg entspre-
chende Hilfsangebote und Unter-
stützung fi nden und digital Kontakt 
zu entsprechenden Beratungsstel-
len aufnehmen. Auf Wunsch kann 
in einem weiteren Schritt auch die 
Beratung komplett digital durchge-
führt werden oder bei Bedarf per-
sönlich vor Ort stattfi nden. .Die Be-
ratung ist kostenfrei und wird von 
professionellen Suchtberater*innen 
durchgeführt. Der Ratsuchende 
bleibt dabei anonym, muss sich je-
doch zunächst auf der Plattform re-
gistrieren. Das Beratungsangebot ist 
mit allen Endgeräten (Smartphone, 

Folgen Sie uns auf Social Media 

Hilfe bei Suchtproblemen
Betroffene und Angehörige können 

online Hilfe finden 

Bundesverdienstkreuz für Dr. Georg Mehrle

https://instagram.com/docdirekt

https://www.facebook.com/docdirekt.
kvbw

https://www.instagram.com/orthokids.kvbw

https://www.facebook.com/docdirekt.kvbw https://www.linkedin.com/company/kassenärzt-
liche-vereinigung-baden-württembergkvbw

https://www.linkedin.com/in/dr-karsten-braun

Teufelskreis Spielsucht

Tablet, Laptop) direkt über das In-
ternet nutzbar, es braucht keine App 
und keine extra Software. Mit der 
DigiSucht-Plattform steht erstmals 
eine länder- und trägerübergreifen-
de technische Infrastruktur zur Ver-
fügung.
An der Entwicklung der Plattform 
„DigiSucht“ waren Expert*innen aus 
Suchtberatungsstellen, Landesstel-
len sowie der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen (DHS) beteiligt. Die 
Landesstelle für Suchtfragen koor-
diniert für Baden-Württemberg das 
Vorhaben und wird für die Schulung 
der Fachkräfte sorgen. Das Land 
Baden-Württemberg fördert die Ko-
ordinierungsstelle mit 220 000 Euro.

 Weitere Informationen
https://www.suchtberatung.digital/

Der Augenarzt und Stadtrat hat die 
Auszeichnung für sein Engagement 
in der Kommunalpolitik im sozialen 
und kirchlichen Bereich der Stadt 
Bietigheim-Bissingen wie auch im 
Berufsverband der Augenärzte be-
kommen, dessen Pressesprecher der 
84-Jährige Mehrle 13 Jahre lang war. 
Von 1999 bis 2022 war er Mitglied 
des Bietigheim-Bissinger Stadtrats 
(FDP). Zehn Jahre lang, von 2009 
bis 2019, war er Fraktionsvorsitzen-
der der Liberalen und wirkte in zahl-
reichen Ausschüssen mit, wie etwa 
dem Finanzausschuss- und dem 
Musikschulbeirat. Auch im Arbeits-
kreis Städtepartnerschaften, in der 

Arbeitsgruppe Dritte Welt und in di-
versen Projektgruppen für das wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale 
Gefüge der Stadt engagierte er sich. 
Das Bundesverdienstkreuz wurde 
im Februar von Oberbürgermeister 
Jürgen Kessing im Auftrag des Bun-
despräsidenten Walter Steinmeier 
verliehen. Bei der Preisverleihung 
wurde hervorgehoben, dass Mehrle 
an vielen kommunalpolitischen Ent-
scheidungen mitgewirkt habe und 
auch bereit gewesen sei, unpopuläre 
Entscheidungen zu treff en. Mehrle 
ließ keinen Zweifel daran, dass ihn 
seine Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt für seine Ehrenämter 

Das Vorsorgeprojekt OrthoKids 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW), 
bietet ab sofort eine überregio-
nale Sprechstunde am Klinikum 
Stuttgart an. Es ist ein zusätzli-
ches Angebot zu den Sprech-
stunden der rund 300 nieder-
gelassenen Orthopädinnen und 
Orthopäden, die beim Projekt 
mitmachen. 

„Die Sprechstunde bei unserem 
OrthoKids-Kooperationspart-
ner ist ein weiterer Baustein, um 
möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche für diesen Check-up 
zu gewinnen“, so der KVBW-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun. Die Sprechstunde 

wird im Medizinischen Versor-
gungszentrum Orthopaedikos 
Bad Cannstatt zu den normalen 
Sprechstundenzeiten angeboten. 
Der leitende Orthopäde ist Dr. 
Michael Boutsakis. Ziel ist, bis 
zum Jahresende rund 20.000 Kin-
der und Jugendliche zu untersu-
chen. Bisher ist die Zahl der un-
tersuchten Kinder zu gering. 

 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.ortho-kids.de
  

OrthoKids
Überregionale Sprechstunde im Klinikum Stuttgart

UNSER 
UNTERNEHMENSKANAL

VORSTAND
DR. KARSTEN BRAUN

prädestinierte. Sie habe ihn bekannt 
gemacht, ihn aber auch für die Sor-
gen seiner Mitbürger sensibilisiert. 
Der jahrelange Umgang mit der 
Presse habe ihn gelehrt, seinen Be-
ruf mit anderen Augen zu sehen. 
Mehrle führte von 1996 bis zum 
Jahr 2005 eine Augenarztpraxis in 
Bietigheim. Er ist verheiratet, hat 
drei Kinder und freut sich im Ruhe-
stand über seine vier Enkelkinder.
Auch die KVBW gratuliert Dr. 
Mehrle sehr herzlich für die Aus-
zeichnung. Der Vorsitzende des Au-
genärzteverbandes Dr. Rolf Stiasny 
würdigte den Kollegen bei einer der 
letzten Vertreterversammlungen.

Protestaktion in Stuttgart
Am Mittwoch, den 21. Juni 2023, 
laden verschiedene Verbände, da-
runter Medi und der Hausärztever-
band Baden-Württemberg, zu ei-
ner großen Protestaktion um 13.00 
Uhr auf dem Stuttgarter Schloss-
platz ein. 

Der Protest richtet sich gegen die 
aktuelle Gesundheitspolitik und 
die politischen Fehlentscheidungen, 
unter anderem die. Abschaff ung der 
Neupatientenregelung. Eine vier-
stellige Zahl von Kolleginnen und 

Kollegen und deren Praxisteams 
sollen sich bereits angemeldet ha-
ben. Auch Patientinnen und Patien-
ten sind aufgefordert zu kommen. 
Die KVBW geht von einer regen 
Teilnahme aus. Falls Sie teilneh-
men wollen,  sorgen Sie bitte für 
eine kollegiale Vertretung!.  Es gibt 
außerhalb der regulären Bereit-
schaftsdienstzeiten keinen organi-
sierten Bereitschaftsdienst. 
Wie viel Frust und Unmut sich in 
allen Sparten des Gesundheitswe-
sens aufgebaut hat und wie dadurch 

bereits mittelfristig die Patienten-
versorgung im Land gefährdet ist, 
zeigt sich auch in der Petition „Ret-
tet die ambulante medizinische Ver-
sorgung“ baden-württembergischer 
Kolleg*innen. 

 Zur Petition:
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Folgen
des Spargesetzes

Das Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz ist verabschiedet, viele Fra-
gen aber noch nicht abschließend 
geklärt. In den kommenden Mona-
ten müssen auf Bundesebene noch 
wichtige Vorgaben beschlossen wer-
den. Danach können Kassenärztli-
che Vereinigungen regionale Rege-
lungen erarbeiten. Wir geben einen  
Überblick, welche Folgen für die 
Praxen bereits jetzt feststehen und 
wo noch weitere Entscheidungen 
ausstehen.  Mehr auf Seite 3

Serie
zur Selbstverwaltung

In einer neuen Serie werden die 
verschiedenen Gremien der Selbst-
verwaltung der KVBW vorgestellt. 
Den Beginn macht die Vertreterver-
sammlung als Parlament der Ärzte 
und Psychotherapeuten. Der VV-
Vorsitzende Dr. Thomas Heyer er-
klärt im Interview, welche Aufga-
ben die Vertreterversammlung hat, 
wie man sich für seine Interessen 
einsetzen kann und was ihn in sei-
ner Arbeit motiviert. 

Mehr auf Seite 7

Viele Menschen haben vor dem Bundestag gegen die Sparmaßnahmen im Gesundheitssystem demonstriert. 

Keine neuen 
Probleme schaffen

„Viele Köche verderben den Brei“ 
besagt ein altes Sprichwort. Doch 
wenn man sich aktuelle Reformen 
der Regierung ansieht, bekommt 
man den Eindruck, dass bald auch 
Sommelier und Buchhaltung mit an 
den Herd sollen. Die Politik disku-
tiert über effizientere Strukturen 
und bessere Patientensteuerung 
durch ein Primärversorgungssys-
tem. Gleichzeitig sollen aber ärzt-
liche Aufgaben auf Dritte übertra-
gen werden. 
Mit dem Digitalgesetz sollen Kran-
kenkassen ihren Versicherten auf 
Basis von Gesundheitsdaten Emp-
fehlungen zu ihrem Verhalten ge-
ben dürfen. Die Apothekenreform 
erlaubt es Mitarbeitenden in Apo-
theken, Blut für Untersuchungen 
abzunehmen und mehr Impfun-
gen durchzuführen. Für die Haus-
arztpraxen bedeutet das vor allem 
zusätzlichen Erklär- und Interpre-
tationsaufwand, für die Patientin-
nen und Patienten ist der Mehrwert 
gegenüber dem normalen Besuch 
beim Hausarzt unklar. 
Die individuelle Gesundheitssi-
tuation von Patienten zu beurtei-
len, Untersuchungen anzuordnen 
und anschließend zu interpretie-
ren, ist seit jeher aus gutem Grund 
die Aufgabe von Ärztinnen und 
Ärzten. Statt mehr Abstimmungs-
bedarf zu erzeugen, muss das Di-
gitalgesetz den bestehenden Aus-
tausch zwischen den Fachgruppen 
so weit wie möglich vereinfachen. 
Die einschneidenden Sparmaßnah-
men stellen Praxen aktuell vor mas-
sive Herausforderungen, deshalb 
braucht es jetzt vor allem Entlas-
tung. Für die kommenden Refor-
men muss das heißen: Probleme 
lösen, anstatt neue zu schaffen. Be-
reits jetzt wird der überwiegende 
Teil der Krankheitsfälle in Arztpra-
xen behandelt. Damit das System 
weiterhin leistungsfähig sein kann, 
braucht es ein klares Bekenntnis 
zur Stärkung der ambulanten Ver-
sorgung. 

Gesundheitspolitik vor Weichenstellung
Die laufende Legislaturperiode 
steht ganz im Zeichen umfassen-
der Reformen im Gesundheitswe-
sen. Ein Überblick über die bereits 
laufenden und noch anstehenden 
Gesetzesvorhaben.  

GeDIG: kein Zugriff auf Daten

Mit dem Gesetz für Daten und di-
gitale Innovation im Gesundheits-
wesen (GeDIG) will die Regierung 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA) voran-
treiben sowie den Ausbau der Tele-
matikinfrastruktur und eine stärke-
re Nutzung von Gesundheitsdaten 
für Versorgung, Forschung und In-
novation erreichen. Geplant sind 

unter anderem ein digital struktu-
rierter Medikationsplan, eine digita-
le Impfübersicht, die elektronische 
Überweisung sowie neue digitale 
Zugangswege in die Versorgung. 
Grundsätzlich begrüßt die KVBW 
das Ziel, digitale Prozesse nutzer-
freundlicher und stabiler zu gestal-
ten, wenn dadurch ein Mehrwert 
für die Praxen entsteht. Kritisch be-
wertet die KVBW aber  Regelun-
gen, die den Zugriff auf  Gesund-
heitsdaten und deren Auswertung 
erweitern oder zusätzliche Sankti-
onsmöglichkeiten gegenüber Pra-
xen schaffen könnten. Digitalisie-
rung darf nicht zu mehr Kontrol-
le und Bürokratie führen, sondern 
muss die Versorgung unterstützen.

Notfallreform: bessere Steue-
rung statt Fehlversorgung

Ein weiterer Schwerpunkt der ge-
sundheitspolitischen Agenda ist 
die Reform der Notfallversorgung. 
Ziel ist es, die Bereiche Rettungs-
dienst, Notaufnahmen und ver-
tragsärztlichen Bereitschaftsdienst 
enger miteinander zu verzahnen. 
Durch Integrierte Notfallzentren, 
standardisierte Ersteinschätzungs-
verfahren sowie eine stärkere digi-
tale Vernetzung der Rufnummern 
116117 und 112 sollen Hilfesuchen-
de schneller in die jeweils passen-
de Versorgungsebene gelenkt wer-
den. Die vertragsärztliche Versor-
gung verfügt bereits heute mit dem 

Ärztlichen Bereitschaftsdienst und 
der 116117 über etablierte Struk-
turen, die gezielt weiterentwickelt 
werden können. Entscheidend wird 
sein, Doppelstrukturen zu vermei-
den und bestehende ambulante 
Kompetenzen konsequent einzubin-
den. Zugleich müssen neue Aufga-
ben mit einer ausreichenden finan-
ziellen und personellen Ausstattung 
verbunden sein.

Primärversorgung: der Haus-
arzt als Lotse

Eng mit den Digitalisie-
rungs- und Notfallreformen ver-
bunden sind die Pläne für ein 

KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Begeisterung
für die Niederlassung

Mit der neuen Kampagne „Werde 
Arzt in BW“ will die KVBW Me-
diziner für die Niederlassung be-
geistern. Das Besondere: Ärztinnen 
und Ärzte aus Baden-Württemberg 
erzählen selbst, was ihre Arbeit aus-
macht. Für die Produktion der Vi-
deos und Fotos verwandelte sich die 
Bezirksdirektion Stuttgart zeitwei-
se in Studio. Ziel der Kampagne ist 
es, positive Erfahrungen weiterzu-
geben.

Mehr auf Seite 10
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KVBW - WELT

Die KVBW hat das Mitglieder-
portal um zwei wichtige Funk-
tionen erweitert: den Zugang 

„Freies Internet“ und die neue 
Praxiskennung. Damit können 
Sie viele Verwaltungsaufgaben 
noch einfacher digital erledigen, 
unabhängig vom Standort und 
künftig auch besser im Team 
organisieren. 
Das Ziel: weniger Bürokratie, 
mehr Flexibilität und mehr Zeit 
für die Versorgung von Patien-
tinnen und Patienten.
Ob Abrechnung, Genehmi-
gungsantrag oder die Meldung 
einer Abwesenheit: Viele Auf-
gaben im Praxisalltag laufen 
heute digital. Das Mitglieder-
portal bündelt diese Services 
an einem Ort und ermöglicht 
einen direkten, sicheren Aus-
tausch mit der KVBW. Mit den 
neuen Funktionen wird die Nut-
zung nun noch komfortabler.

Zugriff auch über Smartphone 
und Tablet möglich

Mit dem neuen Zugang „Freies 
Internet“ wird der Zugriff auf 
ausgewählte Online-Services 
deutlich einfacher. Mitglieder 
können sich künftig unabhängig 
von ihrem Praxisstandort ein-

loggen und bestimmte Anwen-
dungen auch mobil via Smart-
phone oder Tablet nutzen.
Das schafft mehr Flexibilität im 
Alltag. Wer beispielsweise von 
unterwegs wichtige Informatio-
nen abrufen, Nachrichten lesen 
oder organisatorische Aufga-
ben erledigen möchte, kann 
dies schnell und unkompliziert 
tun. Der neue Zugang ergänzt 
die bestehenden sicheren Zu-
gangswege und eröffnet zu-
sätzliche Möglichkeiten für die 
Nutzung ausgewählter digitaler 
Services.

Aufgaben gezielt im Team 
verteilen

Besonders praktisch ist die 
neue Praxiskennung. Sie er-
möglicht Praxisinhabern oder 
Praxisinhaberinnen, bestimmte 
Aufgaben gezielt an Mitarbei-
tende zu delegieren, ohne dass 
sie Ihren persönlichen Mitglie-
derportalszugang weitergeben 
müssen.
Mitarbeitende können mit einer 
eigenen Kennung auf freigege-  
bene Bereiche des Mitglieder-
portals zugreifen und dort de-
finierte Aufgaben selbstständig 
bearbeiten. Die Praxis erstellt 

und verwaltet die 
Zugangsdaten ei-
genständig. Auch 
Kennwörter können 
bei Bedarf selbst 
zurückgesetzt wer-
den. Unterschiedli-
che Berechtigungs-
stufen sorgen dafür, 
dass jede Person 
nur auf die Berei-
che zugreifen kann, 
die sie für ihre Ar-
beit benötigt.

Entlastung für die 
Praxisorganisation

Praxismitarbeiten-
de können unter 
anderem Dateien 
einreichen, das 
Nachrichtencen-
ter nutzen, Ter-
mine an die Ter-
minservicestelle 
melden, Vertreter 
und Abwesenhei-
ten erfassen oder 
Sprechstunden-
zeiten aktualisieren. Auch Ge-
nehmigungsanträge für Praxis-
mitarbeitende, die Verwaltung 
von Selektivverträgen sowie 
die Pflege von Stammdaten 

können über die Praxiskennung 
erledigt werden. 
Für viele Praxen bedeutet 
das eine spürbare Entlastung. 
Aufgaben landen dort, wo sie 
fachlich und organisatorisch 

am besten bearbei-
tet werden können. 
Ärztinnen, Ärzte 
und Psychothera-
peutinnen sowie 
Psychotherapeuten 
gewinnen dadurch 
Zeit für ihre eigent-
liche Aufgabe: die 
Versorgung ihrer 
Patientinnen und 
Patienten.

Digitalisierung, die 
den Praxisalltag 
unterstützt

Die beiden neuen 
Funktionen stehen 
beispielhaft für die 
Weiterentwicklung 
digitaler Servi-
ces der KVBW. Sie 
zeigen, wie Ver-
waltungsprozesse 
vereinfacht und 
gleichzeitig sicher 
gestaltet werden 
können. Oder an-
ders gesagt: Wer 

das Mitgliederportal nutzt, hat 
seine wichtigsten Verwaltungs-
aufgaben künftig noch einfa-
cher im Griff – jederzeit, überall 
und gemeinsam im Team.  gk

Zugang übers Internet jetzt möglich
Ausgewählte Services sind via Tablet oder Smartphone erreichbar

Weitere Infos unter 
kvbawue.de/mitgliederportal

Schnell und einfach – 
mit dem Mitgliederportal 
der KVBW.

Honorarunterlagen einsehen

Anträge digital stellen

Dateien einreichen

Jederzeit, 
überall - alles 
im Griff.

Ab April 2027 wird der Fahr-
dienst in Baden-Württem-
berg neu organisiert. Damit 
wird der Reform des Bereit-
schaftsdienstes ein weiterer 
wichtiger Baustein hinzuge-
fügt. Dann gibt es landesweit 
einen einheitlichen Fahrser-
vice mit nur noch einem An-
bieter, und die Dienstbezirke 
werden größer zugeschnit-
ten. 

Damit einher geht auch die Ände-
rung, dass die Patientinnen und 
Patienten zunächst eine teleme-
dizinische Beratung durchlaufen 

müssen, bevor ein Hausbesuch 
disponiert wird. Dadurch soll die 
Zahl der Hausbesuche gesenkt 
werden und es wird möglich, die 
Einsätze besser zu steuern. Ziel 
aller Änderungen ist es, dass die 

Dienstbelastung für die Ärztin-
nen und Ärzte sinken soll.

Neue Disposition wird vorberei-
tet

Eine weitere wesentliche Än-
derung betrifft die Disposition. 
Die KV SiS BW, die Tochterge-
sellschaft der KVBW, die für 
die Anrufe der 116117 im Bereit-
schaftsdienst zuständig ist und 
heute die Hausbesuche an die 
Ärzte vor Ort weitergibt, wird zu 
einer Leitstelle umfunktioniert: 
Fahrer und Arzt bekommen ei-
nen Einsatz übermittelt. Erst 

nach Abschluss eines Einsatzes 
erhält das Team den nächsten 
Auftrag. Dafür setzt die KV SiS 
künftig eine neue technische 
Lösung in Form einer App ein. 
Die App ist auf dem Smartphone 

des Fahrers installiert. Zudem ist 
in jedem Fahrzeug ein weiteres 
Smartphone für den Arzt vor-
handen, mit dem er Zugriff auf 
die App hat. Während der Fahrer 
nur Name und Adresse des Pa-
tienten auf seinem Handy sieht, 
erhält der Arzt erweiterte Infor-
mationen über das Ergebnis der 
Ersteinschätzung in der KV SiS 
und der Beratung durch den Te-
learzt. Die App dient gleichzeitig 
zur Dokumentation des Einsat-
zes. Eine einfache Lösung, die 
vor dem landesweiten Einsatz 
aber jetzt noch im Praxisalltag 
getestet werden soll.
Die KV SiS führt daher einen 
Pilotversuch mit dem neuen 
System durch: Von Oktober bis 

zum Jahresende werden die 
Anwendung und die Dispo-

sitionstaktik in den Fahr-
dienstbezirken Zollern-
Alb, Ostalb und Wertheim 

getestet. Ein enges Moni-
toring während der Pilotpha-

se gewährleistet, dass die ge-
wonnenen Erkenntnisse schnell 
einfließen können. Der Anbieter 
der App ist eng eingebunden. 
Bis April steht damit eine funkti-
onierende und im Alltag erprobte 
Technik zur Verfügung.  ks

Neue Disposition im 
Fahrdienst wird pilotiert

Das Statistische Bundesamt 
(Destatis) führt eine bundes-
weite Kostenstrukturerhebung 
bei Arzt- und Zahnarztpraxen 
sowie Praxen psychologischer 
Psychotherapeuten durch. Die 
Erhebung bezieht sich auf das 
Jahr 2025 und soll zeigen, wel-
che Einnahmen Praxen erzielen 
und welche Aufwendungen da-
bei entstehen.
Für die Untersuchung werden 
per Zufallsstichprobe bundes-
weit höchstens sieben Prozent 
der Praxen ausgewählt. Die 
ausgewählten Praxen sind ge-
setzlich zur Auskunft verpflich-
tet. Ziel ist es, verlässliche und 
aktuelle Daten zur wirtschaft-
lichen Situation der Praxen 
zu gewinnen. Die Ergebnisse 
fließen unter anderem in die 
Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen ein und dienen 

Verbänden, Kammern und der 
Gesundheitspolitik als wichtige 
Grundlage.
Die ausgewählten Praxen erhal-
ten im Oktober 2026 ein Schrei-
ben mit den Zugangsdaten für 
den Online-Fragebogen. Die-
ser soll dann innerhalb von vier 
Wochen beantwortet werden. 
Die Veröffentlichung der Er-
gebnisse ist für Sommer 2027 
vorgesehen. red

 Weitere Informationen zur 
Erhebung, Musterfragebögen 
und Antworten auf häufige Fra-
gen stellt Destatis zum Erhe-
bungsstart unter 
destatis.de/kme-portal 
bereit. Informationen zur Me-
thodik und zu Ergebnissen frü-
herer Erhebungen finden sich 
unter 
destatis.de/kme.

Befragung zu Kosten in 
Praxen startet im Herbst
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Primärversorgungssystem. Künf-
tig sollen Versicherte durch digita-
le Instrumente, strukturierte Erst-
einschätzungen und verbesserte 
Termin- und Überweisungsprozes-
se gezielter durch das Gesundheits-
system geführt werden. Ziel ist es, 
Behandlungswege besser zu koor-
dinieren und unnötige Inanspruch-
nahmen einzelner Versorgungsbe-
reiche zu vermeiden. Ein konkreter 
Gesetzentwurf wird im Herbst er-
wartet. Die KVBW unterstützt den 
Grundgedanken einer patientenge-
rechten Steuerung. Dafür muss die 
hausärztliche Versorgung als zen-
trale Steuerungsinstanz gestärkt 
werden. Hausärztinnen und Haus-
ärzte kennen die Krankengeschich-
te ihrer Patienten und koordinieren 
vielfach die gesamte Behandlung. 
Diese Lotsenfunktion bildet bereits 
heute das Rückgrat einer koordi-
nierten Versorgung.

Reformen gemeinsam gestalten

Die kommenden Monate werden 
entscheidend dafür sein, wie die 
Reformvorhaben weiterentwickelt 
werden. Die Gesetze bieten die 
Chance, die Versorgung besser zu 
vernetzen und die Patienten zielge-
richteter durch das Gesundheits-
wesen zu führen. Damit dies ge-
lingt, müssen die Erfahrungen 
der vertragsärztlichen Versorgung 
konsequent berücksichtigt werden. 
Digitalisierung, Patientensteue-
rung und neue Versorgungsstruk-
turen können nur dann erfolgreich 
sein, wenn sie sich im Praxisalltag 
bewähren, ausreichend finanziert 
sind und den Handlungsspiel-
raum der Ärzte erhalten. Die KVen 
werden diesen Prozess konstruk-
tiv begleiten, denn eine starke 
ambulante Versorgung bleibt die 
Grundlage für ein leistungsfähi-
ges, patientennahes und dauerhaft 
tragfähiges Gesundheitswesen. ng

Linnemann will GKV-Beiträge stabilisieren
Der Fokus des neuen Gesundheits-
ministers Carsten Linnemann  
(CDU) liegt darauf, die Kranken-
kassenbeiträge zu stabilisieren. 
Er hat noch mehr Pläne für seine 
Amtszeit. 

Der gelernte Ökonom knüpft an die 
Reformvorhaben seiner Vorgänge-
rin Nina Warken an und übernimmt 
damit die laufenden Gesetzgebungs-
verfahren zum Digitalgesetz und zur 
Notfalldienstreform. Als eines seiner 
zentralen Ziele nennt er eine dauer-
haft stabile Finanzierung der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Die 
Beiträge sollen nach seinen Vorstel-
lungen nicht nur stabil bleiben, son-
dern langfristig sogar sinken.
In seiner ersten Rede als Gesund-
heitsminister im Bundestag benann-
te Linnemann drei zentrale Schwer-
punkte seiner Politik. Erstens will 
Linnemann erreichen, dass Patien-
tinnen und Patienten schneller den 
passenden Versorgungsweg für ihre 
Behandlung finden. Als wichtiges 
Vorhaben nennt er dabei die Reform 
der Notfallversorgung.

Digitalisierung soll Ärzteschaft 
entlasten

Zweitens will Linnemann die Fi-
nanzlage von Kranken- und Pfle-
geversicherung stabilisieren. Die 
angekündigten Sparbemühun-
gen betreffen ein Gesundheitswe-
sen, das bereits unter erheblichem 
Druck steht. Viele Praxen sehen 
sich durch die jüngsten gesetzlichen 

Änderungen mit zusätzlichen wirt-
schaftlichen Belastungen konfron-
tiert.
Drittens setzt Linnemann auf die 
Digitalisierung des Gesundheits-
wesens. Digitale Anwendungen 
sollen nach seiner Vorstellung vor 
allem dazu beitragen, Ärzte und 
Praxisteams von Bürokratie zu ent-
lasten. Der Nutzen der Digitalisie-
rung bemesse sich daran, wie viel 

zusätzliche Zeit für die Behandlung 
von Patientinnen und Patienten ge-
wonnen werde. Bereits bei der Vor-
stellung des neuen Ministers hob 
Bundeskanzler Friedrich Merz des-
sen wirtschaftspolitische Erfahrung 
hervor. Diese dürfte künftig eine 
wichtige Rolle spielen, denn Linne-
mann übernimmt ein Gesundheits-
wesen mit erheblichen finanziel-
len Herausforderungen. Linnemann 

selbst schreibt in seiner Vita, dass 
er in seiner Buchhändlerfamilie 
früh gelernt habe, was unternehme-
rische Selbstständigkeit bedeutet. 
Für die niedergelassenen Ärztinnen, 
Ärzte und Psychotherapeuten wird 
entscheidend sein, ob sich dieses 
Verständnis für unternehmerische 
Verantwortung auch in den ange-
kündigten Reformen widerspiegelt. 

Neue Gesetze werden zum  
Gradmesser des neuen Ministers

Nach dem GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz erwarten viele 
Praxen hier deutliche Signale. Die 
kommenden Gesetzgebungsvorha-
ben werden daher auch ein erster 
Gradmesser für die gesundheitspo-
litische Handschrift des neuen Mi-
nisters sein.
Der Personalwechsel im Kabinett 
war durch den Rücktritt von Jens 
Spahn als Fraktionsvorsitzendem 
ausgelöst worden. Nina Warken 
führt jetzt als Kanzleramtsministe-
rin die Geschäfte des Bundeskanz-
lers.  jh

 Fortsetzung von Seite 1 Ärzte sind keine „Nutznießer“
Dr. Braun kritisiert auf LinkedIn die Aussagen von 

Bundeskanzler Friedrich Merz

In der RTL-Sendung „Am Tisch 
mit Friedrich Merz“ am 27. Au-
gust hatte der Bundeskanzler Ärz-
tinnen und Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten als 

„Nutznießer“ des Systems bezeich-
net. In der Diskussion mit der Kin-
derärztin Dr. Bea Merscher sagte  
Merz: „Sie sind Ärztin, Sie könn-
ten ohne dieses Gesundheitssys-
tem nicht leben.“
Auf seinem persönlichen Linked-
In-Account stellte Vorstandsvor-
sitzender Dr. Karsten Braun klar, 
dass der Kanzler mit dieser Dar-
stellung „unrecht hat“. Braun: 

„Ärztinnen und Ärzte und ihre 
Mitarbeitenden könnten sehr 
wohl ohne das als Folge der ak-
tuellen Gesundheitspolitik erodie-
rende Gesundheitsmangelsystem 
in Deutschland auskommen, das 
System kann es jedoch nicht ohne 
die Gesundheitsberufe.“ Seinen 
Beitrag bebilderte Braun mit einer 
KI-erzeugten Illustration, die ihn 
selbst im Arztkittel mit der Über-
schrift „Nutznießer des deutschen 
Gesundheitssystems“ zeigte und 
als „limitierte Sonderedition“ an-
pries. Fast 47.000 Personen gefiel 
das, über 650 kommentierten den 
Beitrag. Auch viele andere Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Fachkräf-
te aus dem Gesundheitswesen hat-
ten sich auf Social-Media-Kanä-
len gegen diese Verunglimpfung 
gewehrt.  

Kritik an der finanziellen Dar-
stellung

In der Debatte hatte Merz 
auf gestiegene Ausgaben im 

Gesundheitswesen verwiesen. 
Braun hält diese Darstellung für 
verkürzt. Er kritisierte, dass stei-
gende Kosten in den Praxen und 
die Inflation dabei nicht ausrei-
chend berücksichtigt würden. 

„Wenn Merz von 40 Prozent mehr 
Ausgaben in zehn Jahren spricht, 
ist das unehrlich“, so Braun. Die 
Zahl werde ohne Inflationsberei-
nigung genannt. Gleichzeitig sei-
en die Kosten für Praxen deutlich 
gestiegen. Viele niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte sowie Psy-
chotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten spürten deshalb wirt-
schaftlichen Druck im Praxis-
alltag.
Braun warnte davor, die Arbeit 
der Gesundheitsberufe abzuwer-
ten. „Faire Leistungsvergütung 
in Vorteilsnahme umzudeuten, ist 
abwertend und unseriös.“ 
Für viele Praxen gehe es längst 
nicht mehr nur um wirtschaftli-
che Fragen. Es gehe um die Zu-
kunft der ambulanten Versorgung 
insgesamt. Ärztinnen und Ärzte, 
Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sowie ihre Teams 
übernähmen jeden Tag Verant-
wortung für Millionen Patientin-
nen und Patienten.
Nach Beobachtung von Braun 
wächst deshalb die Unzufrieden-
heit. Viele Gesundheitsberufe 
würden die Rahmenbedingungen 
kritisch hinterfragen. „Sie ma-
chen jetzt etwas, was lange über-
fällig war: Die Verantwortlichkeit 
der agierenden Politik klar benen-
nen“, so Braun. „Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten behandeln 

Ein „Nutznießer“ im Angebot: Brauns KI-Illustration  

Patienten in höchster Verantwor-
tung, mit starker Leistung und als 
tragende Säule des Gesundheits-
wesens.“ Ohne diese Leistung, so 
seine Überzeugung, könne das 
System nicht funktionieren. gk

de.linkedin.com/in/
dr-karsten-braun

Nina Warken mit ihrem Nachfolger Carsten Linnemann
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Wie fühlt es sich an, über viele Jah-
re dieselben Familien medizinisch 
zu begleiten? Wie lässt sich die Ar-
beit in der Praxis mit dem Privat-
leben vereinbaren? Und welche 
Möglichkeiten bietet eine Nieder-
lassung? Antworten darauf gibt die 
neue Nachwuchskampagne der KV 
Baden-Württemberg. 
Unter dem Titel „Werde Arzt in 
BW“ entsteht derzeit eine Website 
für Medizinerinnen und Mediziner. 
Sie soll verständlich und unterhalt-
sam zeigen, wie vielfältig die ambu-
lante Versorgung ist und dass in der 
Selbstständigkeit ganz unterschied-
liche Stärken gelebt werden können. 
Begleitend zum Start der Website 
wird es im kommenden Jahr eine 
Marketingkampagne in sozialen 
Medien und im öffentlichen Raum 
geben. Im Mittelpunkt stehen dabei 
keine Models, sondern echte Kol-
leginnen und Kollegen. Rund ein 
Dutzend Ärztinnen und Ärzte haben 
sich bereit erklärt, bei zwei Shoo-
tings mitzuwirken und zu schildern, 
warum sie gern in der ambulanten 
Versorgung arbeiten. 

BD Stuttgart wird zum  
Fotostudio

Für jeweils einen Tag verwandeln 
sich einige Räume in der BD Stutt-
gart in Dreh- und Fotostudios. Eine 
Visagistin sorgt für frisches Ausse-
hen, die Crew der beteiligten Agen-
tur für die perfekten Produktionsbe-
dingungen für Videos und Fotos. 
Einer der Teilnehmer beim ers-
ten Shootingtag war Thomas Her-
born. Der Hausarzt aus Meßkirch 
brennt für seinen Beruf und hat 
deshalb gerne für das Shooting zu-
gesagt. „Ich möchte anderen zei-
gen, wie schön und sinnstiftend die 

ambulante Versorgung ist, warum 
der Bereich so spannend ist und 
warum man sich niederlassen soll-
te.“ Herborn schätzt die langfristige 
Begleitung seiner Patientinnen und 
Patienten. Manchmal betreut er bis 
zu drei Generationen einer Familie 
gleichzeitig. So lernt er nicht nur die 
einzelnen Menschen, sondern auch 
ihr persönliches Umfeld kennen. 

„Man bekommt eine Dank-
barkeit, die man in keinem 
anderen Bereich erhält“, fin-
det Herborn. 

Positive Erfahrungen 
weitergeben 

Auch Kristina Heyt ist Teil 
der Kampagne. Seit Janu-
ar 2021 ist sie in einer Ge-
meinschaftspraxis nieder-
gelassen. „Ich wollte schon 
immer selbstbestimmt ar-
beiten“, erzählt sie in der 
Maske. Ein Vorbild hatte 
sie in der eigenen Familie: 
Ihr Vater war selbst nieder-
gelassener Kinderarzt und 
von seiner Arbeit begeistert. 
Heute erlebt sie, wie viel 
Gestaltungsspielraum die 
Niederlassung bietet. „Ich 
kann so arbeiten, wie es in 
mein Leben passt“, berich-
tet die dreifache Mutter. Die 
Tätigkeit in der Praxis habe 
sich immer gut mit der Fa-
milie vereinbaren lassen. 
Ihre Erfahrungen möchte 
sie nun an den medizini-
schen Nachwuchs weiter-
geben. Über die Arbeit in 
einer Praxis gebe es viele 
falsche Vorstellungen. Ein 
Grund dafür ist aus ihrer 

Sicht, dass junge Medizinerinnen 
und Mediziner während ihrer Wei-
terbildung nicht ausreichend Ein-
blick in den Praxisalltag erhalten. 
Wer die ambulante Versorgung nur 
von außen kennt, kann ihre Mög-
lichkeiten schwer einschätzen. 
Genau hier setzt „Werde Arzt in 
BW“ an. Die Kampagne zeigt, was 
die Arbeit in einer Praxis trotz aller 

Herausforderungen attraktiv macht: 
selbstbestimmtes Arbeiten, unter-
schiedliche Arbeitsmodelle und die 
Möglichkeit, Menschen über viele 
Jahre hinweg zu begleiten.

Anstoß für Niederlassung geben

Für die Mitglieder der KVBW ist 
die Nachwuchsgewinnung von      

großer Bedeutung. Viele Praxen su-
chen bereits heute Verstärkung oder 
eine Nachfolge. Wenn erfahrene 
Ärztinnen und Ärzte offen von ih-
rem Berufsalltag erzählen, können 
sie neuen Kolleginnen und Kolle-
gen Orientierung geben. Und viel-
leicht den Anstoß für eine Entschei-
dung, die zunächst gar nicht auf de-
ren Plan stand.  gk 

Einblicke für den ärztlichen Nachwuchs
Mit der neuen Kampagne „Werde Arzt in BW“ will die KVBW Mediziner für die Niederlassung begeistern. 
Das Besondere: Ärztinnen und Ärzte aus Baden-Württemberg erzählen selbst, was ihre Arbeit ausmacht. 

Im Mittelpunkt: Thomas Herborn (li.oben), Marc Lux und Kristina Heyt beim Shooting. 

Welche Folgen haben die Spargesetze der 
Regierung? Und was bedeuten sie für Pra-
xen und ihre Teams? Antworten darauf gab 
es beim Servicetag der KVBW in Freiburg. 
Rund 200 Teilnehmende waren der Einla-
dung des Bezirksbeirats Freiburg gefolgt. 

Inhaltlich prägten die Auswirkungen des Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes die Diskus-
sionen. Dr. Karsten Braun, Vorstandsvorsit-
zender der KVBW, und die stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende Dr. Doris Reinhardt 
machten deutlich, dass die gesetzlichen Än-
derungen erhebliche Folgen für die ambulante 
Versorgung haben werden. 
Braun kritisierte insbesondere die Rückfüh-
rung bisher extrabudgetär vergüteter Leistun-
gen in die morbiditätsorientierte Gesamtver-
gütung.  „Wir werden bestraft dafür, dass wir 
Patienten schnell Termine gegeben haben über 
die Terminservicestelle (TSS) oder über den 
Hausarztvermittlungsfall“, sagte Braun. Und 
Reinhardt ergänzte: „Den Patienten wird al-
les versprochen und wir werden in ein immer 

enger werdendes Korsett gesteckt. Wir arbei-
ten heute schon mehr, als wir bezahlt bekom-
men.“ Braun appellierte an die Praxen, sich 
auf die veränderten Rahmenbedingungen ein-
zustellen. Zugleich betonte er die Unterstüt-
zung durch die KVBW: „Wir werden weiter 
gemeinsam dafür kämpfen, dass die Politik 
erkennt, dass es die ambulante Versorgung 
nicht zum Nulltarif gibt. Die KVBW mit ihren 

Mitarbeitenden steht an Ihrer Seite.“
Prof. Faist, Sprecher des Bezirksbeirats Frei-
burg, kritisierte die fehlende leistungsgerech-
te Vergütung der Praxen ebenfalls und warb 
zugleich für einen verantwortungsvollen Um-
gang mit knappen Ressourcen: „Wir sollten 
aufhören, Bedürfnisse zu befriedigen, son-
dern nur noch Bedarfe decken.“ Seine Zusa-
ge an die Kolleginnen und Kollegen: „Wir als 

Beiräte und Delegierte der Vertreterversamm-
lung tun alles, um den Schaden zu begrenzen.“
Dr. Alessandro Cavicchioli, Bezirksbeirat der 
Bezirksdirektion Stuttgart, informierte über 
Auswirkungen des Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetzes für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten. 
Im Foyer informierten zahlreiche Fachberei-
che zu Themen wie Abrechnung, Verordnun-
gen, Hygiene, Datenschutz, Kooperationen 
und Niederlassung. Viele Besucherinnen und 
Besucher nutzten die Gelegenheit, konkrete 
Fragen aus ihrem Praxisalltag zu klären.
Die Veranstaltung klang im Garten der Be-
zirksdirektion aus. Beim Grillbuffet wurden 
Kontakte gepflegt, Erfahrungen ausgetauscht 
und die Diskussionen des Tages fortgesetzt. 
Übrigens: Der Servicetag fand zum letzten 
Mal in den bisherigen Räumlichkeiten der Be-
zirksdirektion statt. Ab 2027 wird das Verwal-
tungsgebäude neu gebaut. Nach dem Auftakt 
in Freiburg folgen im Oktober die Servicetage 
in Reutlingen und Stuttgart. Näheres dazu 
erfahren Sie auf Seite 16.  mt

Viel Andrang beim Servicetag in Freiburg

Servicetag Freiburg:
Antworten auf die drängenden Fragen der Praxen
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Die politischen Entscheidungen 
sind gefallen, die konkreten Aus-
wirkungen für die Praxen werden 
sich jedoch erst in den kommenden 
Monaten zeigen. Welche Änderun-
gen bereits feststehen und welche 
Entscheidungen noch ausstehen, 
erfahren Sie in diesem Text.

Mit dem Beschluss des GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes 
(BStabG) hat der Gesetzgeber weit-

reichende Änderungen für die am-
bulante Versorgung auf den Weg ge-
bracht. Für Ärztinnen, Ärzte sowie 
Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten bedeutet das vor allem 
eines: Ab 2027 gelten neue Regeln 
für die Vergütung vieler Leistungen. 
Gleichzeitig sind wichtige Details 
noch nicht abschließend geklärt.
Aus Sicht der KVBW ist das Ge-
setz ein Rückschritt. Seit Jahren 

fordert die Politik, mehr Leistun-
gen ambulant zu erbringen und die 
Versorgung außerhalb der Kranken-
häuser zu stärken. Mit dem BStabG 
werden nun finanzielle Anreize zu-
rückgenommen, die genau dieses 
Ziel unterstützt haben. Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender der 
KVBW, stellt fest: 
„Wer einerseits mehr Ambulanti-
sierung fordert, darf andererseits 
nicht die finanziellen Grundlagen 

dafür schwächen. Das sendet ein 
völlig falsches Signal.“
Immerhin konnte verhindert wer-
den, dass zentrale Kürzungen be-
reits zum 1. Oktober 2026 in Kraft 
treten. Gemeinsam mit der KBV 
haben sich die Kassenärztlichen 
Vereinigungen gegen entspre-
chende Forderungen der Kranken-
kassen bei einer Sitzung im Au-
gust durchgesetzt. Die bisherigen 

Regelungen gelten deshalb noch 
bis Ende 2026. An den Einschnit-
ten ab dem 1.  Januar 2027 ändert 
dies jedoch nichts.

Viele Details sind noch offen

Auch nach dem Gesetzesbeschluss 
bleiben viele Fragen offen. Der Ge-
setzgeber hat zahlreiche Details der 
gemeinsamen Selbstverwaltung 
übertragen. In den kommenden 

Monaten müssen auf Bundesebene 
noch wichtige Vorgaben beschlos-
sen werden. Erst danach können 
die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen die regionalen Regelungen zur 
Honorarverteilung erarbeiten.
Für die Praxen bedeutet das: Die 
Richtung ist zwar vorgegeben, die 
konkreten Auswirkungen lassen 
sich derzeit jedoch noch nicht ver-
lässlich beziffern. Auch die KVBW 

kann aktuell noch keine praxisin-
dividuellen Aussagen treffen. Im 
Dezember wird die Vertreterver-
sammlung der KVBW über die 
notwendigen Anpassungen des 
Honorarverteilungsmaßstabs be-
raten. Ziel ist es, die verfügbaren 
Mittel möglichst fair zu verteilen 
und die Folgen der gesetzlichen 
Änderungen für die ambulante 
Versorgung so weit wie möglich 
abzufedern. 

Änderungen ab 2027

Zum 1. Januar 2027 entfallen ver-
schiedene Vergütungsbestandteile. 
Dazu gehören unter anderem Zu-
schläge für Terminservicestellen- 
und Hausarztvermittlungen, die 
Vergütung der Erstbefüllung der 
elektronischen Patientenakte, Hy-
gienezuschläge sowie die Vergü-
tung der Organ- und Gewebespen-
deberatung. Auch Zuschläge für die 
Kurzzeittherapie in der ambulanten 
Psychotherapie werden gestrichen.
Besonders weitreichend sind die 
strukturellen Veränderungen. Viele 
Leistungen, die bislang außerhalb 

der morbiditätsbedingten Gesamt-
vergütung (MGV) vergütet wur-
den, werden wieder in das budge-
tierte Honorarsystem überführt. Ex-
trabudgetär vergütet werden künftig 
nur noch nichtärztliche Dialyseleis-
tungen, Substitutionsbehandlung, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
-psychotherapie sowie neu in den 
EBM aufgenommene Leistungen 
über die ersten acht Quartale.
Damit verändert sich die Vergü-

tungslogik grundlegend. Leistun-
gen, die zu festen Preisen vergütet 
wurden, müssen künftig wieder aus 
einem begrenzten Finanzvolumen 
finanziert werden. Die KVBW sieht 
diese Entwicklung kritisch. Denn 
der Bedarf der Patienten bleibt un-
verändert. KVBW-Vorständin Dr. 
Doris Reinhardt betont: „Eine Be-
grenzung der Finanzierung schafft 
keine zusätzliche Versorgung, son-
dern erhöht den wirtschaftlichen 
Druck auf die Praxen. Wer eine 
starke ambulante Versorgung will, 
muss ihr auch die notwendigen fi-
nanziellen Rahmenbedingungen 
geben.“ jh

Wie sich das GKV-Spargesetz auswirkt

Auch für Patienten werden die Einschnitte durch das Gesetz spürbar sein.

Der Gesetzgeber hat entschie-
den, die Praxen müssen mit den 
Folgen umgehen. Wir möchten 
wissen: Wie bereiten Sie sich in 
Ihrer Praxis darauf vor?
Schreiben Sie der ergo-Re-
daktion und schildern Sie Ihre 
Erfahrungen und Einschätzun-
gen. Ausgewählte Zuschriften 
möchten wir in der nächsten 

Ausgabe veröffentlichen und 
damit sichtbar machen, was 
die Änderungen im Alltag be-
deuten. 

 E-Mail: 
Kommunikation@kvbawue.de

Was bedeuten die 
Kürzungen für Ihre Praxis? 

Schreiben Sie uns!

Weniger Termine, längere Wartezeiten
Die Politik schweigt bis-
lang zu den Auswirkun-
gen des Spargesetzes. 
Patienteninformationen 
können Praxen bei der 
Erklärung der Folgen 
unterstützen und helfen, 
Verständnis zu schaffen. 

Viele der neuen Rege-
lungen des Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes 
treten ab Januar 2027 in 
Kraft. Damit wird sich 
auch das Versorgungs-
angebot zwangsläufig an 
die neuen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingun-
gen anpassen müssen. 
Für Patientinnen und Pa-
tienten bedeutet das weni-
ger Termine und längere 
Wartezeiten. Die Politik 
lässt diese Ehrlichkeit ge-
genüber den Versicherten 

aktuell noch vermis-
sen. Im Gegenteil: 
Der ehemalige Ge-
sundheitsminister und 
SPD-Abgeordnete 
Karl Lauterbach warf 
beispielsweise kürz-
lich der Kassenärzt-
lichen Bundesverei-
nigung (KBV) in den 
sozialen Medien vor, 
sie wolle GKV-Ter-
mine reduzieren, um 
mehr Selbstzahlerter-
mine zu generieren. 
Der Unwille der Re-
gierung, die Verant-
wortung für die Aus-
wirkungen des ei-
genen Gesetzes zu 
übernehmen, sorgt 
für eine doppelte Be-
lastung der Ärzte und 
Psychotherapeuten. 
Praxen müssen mit 

teils drastischen Kürzungen bei ih-
rer Vergütung umgehen. Das macht 
es nötig, Leistungen gegenüber 
den Patienten einzuschränken. Zu-
gleich wird es aber auch den Ärz-
tinnen und Ärzten überlassen, die-
se Einschränkungen gegenüber den 
Betroffenen zu erklären. 

Praxen werden von der Politik 
alleingelassen

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun betont: „Der Frust über lan-
ge Wartezeiten landet nicht in Ber-
lin, sondern bei den Praxismitar-
beitenden am Telefon oder bei den 
Behandelnden im Sprechzimmer.“ 
Braun weiter: „Die Politik zieht 
sich aus der Verantwortung, wenn 
sie öffentlich so tut, als müsse sich 
durch das Gesetz nichts verän-
dern.“ Die KVBW hatte deshalb 
mehrfach öffentlich darauf hinge-
wiesen, dass die Sparmaßnahmen 

am Ende auch für Patienten spür-
bare Folgen haben werden.
Um Praxen bei der Kommunika-
tion gegenüber ihren Patienten 
zu unterstützen, bietet die KBV 
im Rahmen der Kampagne „Pra-
xenland“ Poster und ein Informa-
tionsblatt, die die Auswirkungen 
des Beitragssatzstabilisierungsge-
setzes auf die Versorgung erklären. 
Die Informationsmaterialien kön-
nen von Ärzten und Psychothera-
peuten in ihren Praxen aufgehängt 
und ausgelegt werden.  jh

 Die Dateien für den Druck 
stehen auf der Website der KBV 
zum Download zur Verfügung:
kbv.de/infothek/publikationen/
patienten
informationen

Was mit den Kürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Was mit den Kürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Was mit den K ürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Liebe Patientinnen und Patienten, 

der Bundestag hat ein Sparprogramm für Gesundheit beschlossen.  
Besonders massiv fallen die Kürzungen bei den ärztlichen und  
psychotherapeutischen Praxen aus – und das geht zulasten  
unserer Patientinnen und Patienten.

3 Milliarden Euro weniger: Damit bricht die Finanzierung für 46 Millionen  
Behandlungsfälle weg. Wir können deshalb nicht mehr dasselbe  
leisten wie bisher. Wir müssen 2027 unser Angebot einschränken.  
Konkret heißt das: weniger Termine, kürzere Sprechstunden. 

Wir verantworten diese Einschnitte zu Ihren Lasten nicht. Bis zuletzt haben  
wir uns dagegen gewehrt. Jetzt haben wir keine andere Wahl, als diese im  
Praxisbetrieb umzusetzen. Nur so können wir langfristig für Sie da sein.  
 

Bitte haben Sie Verständnis für unser 
Team, das den Alltag jetzt trotz aller  
Einschränkungen organisieren muss.  

Die Haus- und Fachärzte
Praxenland

!

Plakat für die Patienteninformation  
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Das neue Digitalgesetz soll den 
KVen zusätzliche Möglichkeiten 
geben, ihre Mitglieder bei der Di-
gitalisierung zu unterstützen. Die 
kostenlose IT-Beratung der KVBW 
bietet schon heute ein breites Spek-
trum an praxisnahen Angeboten.

Die Digitalisierung gehört längst 
zum Alltag in Arzt- und Psychothe-
rapiepraxen. Telematikinfrastruk-
tur, elektronische Anwendungen, 
Datenschutz, IT-Sicherheit und di-
gitale Kommunikationswege stel-
len Praxen vor immer neue Anfor-
derungen. Gleichzeitig müssen In-
vestitionen in Hard- und Software 
sorgfältig geplant werden. Die IT-
Beratung der KVBW unterstützt 
dabei mit unabhängigen und her-
stellerneutralen Informationen.
Was heute selbstverständlich er-
scheint, begann bereits Anfang 
der 1990er-Jahre. Damals standen 

zunächst Fragen rund um Lesegerä-
te und Drucker für die Vorläufer der 
Krankenversichertenkarte im Mit-
telpunkt. Mit der verpflichtenden 
EDV-gestützten Abrechnung, der 
Einführung der elektronischen Ge-
sundheitskarte und der fortschrei-
tenden Digitalisierung stiegen die 

Anforderungen an die Praxis-IT 
kontinuierlich. Parallel dazu wuchs 
auch die IT-Beratung der KVBW. 
Aus einer einzelnen Ansprechpart-
nerin ist ein Team mit sechs IT-Be-
ratern und einem Teamleiter ge-
worden.

Unterstützung bei allen Fragen 
rund um die Praxis-IT

Heute erreichen die IT-Beratung 
durchschnittlich rund 1.500 Anfra-
gen pro Quartal. Die Themen rei-
chen von Praxisverwaltungssyste-
men über Hard- und Software bis 

hin zur Telematikinfrastruktur, IT-
Sicherheit und digitalen Anwen-
dungen. Ein wichtiger Bestandteil 
sind individuelle Beratungen zur 
Weiterentwicklung der Praxis-IT. 
Dabei unterstützen die Beraterin-
nen und Berater Praxen unter an-
derem bei der Einführung neuer 

digitaler Anwendungen, bei der 
Planung technischer Investitionen 
oder bei Fragen zur Telematik-
infrastruktur. Auch wer einen 
Wechsel des Praxisverwaltungssys-
tems plant, erhält Orientierung zu 
organisatorischen und technischen 
Voraussetzungen.
Darüber hinaus begleitet die IT-
Beratung regelmäßig Praxen bei 
ihrem Start in die vertragsärztliche 
oder vertragspsychotherapeutische 
Tätigkeit. Rund 80 Erstberatungen 
pro Quartal helfen dabei, die not-
wendigen IT-Strukturen von An-
fang an bedarfsgerecht aufzubauen.

IT-Sicherheit im Fokus

Mit der zunehmenden Digitalisie-
rung gewinnt auch die IT-Sicherheit 
an Bedeutung. Praxen müssen sen-
sible Patientendaten schützen und 
die Anforderungen der KBV-IT-Si-
cherheitsrichtlinie erfüllen. Die IT-

Beratung informiert über technische 
und organisatorische Maßnahmen, 
unterstützt bei Fragen zur Absiche-
rung der Praxis-IT und gibt Hinwei-
se zur Vorbereitung auf mögliche IT-
Ausfälle oder Cyberangriffe. Ziel ist 
eine sichere und stabile IT-Umge-
bung, die den Praxisbetrieb zuver-
lässig unterstützt.

Angebote besser bewerten

Viele Praxen erhalten regelmä-
ßig Angebote für neue Hard-
ware, Software, Sicherheitslö-
sungen oder Komponenten der 

Telematikinfrastruktur. Die darin 
beschriebenen Leistungen und tech-
nischen Begriffe lassen sich oft nur 
schwer einordnen.
Mit ihrer Angebotsprüfung bietet die 
KVBW hier eine zusätzliche Orien-
tierungshilfe. Die IT-Beratung er-
läutert technische Zusammenhän-
ge, weist auf relevante Anforderun-
gen hin und unterstützt Praxen dabei, 
konkrete Angebote mit ihren tatsäch-
lichen Bedürfnissen abzugleichen. 
So können Investitionsentscheidun-
gen besser vorbereitet werden.

Beratung per Mail, Video oder 
telefonisch

Jede Praxis hat unterschiedliche 
Anforderungen. Deshalb beginnt 
jede Beratung mit einem Blick auf 
die individuellen Abläufe und Ziele. 
Gemeinsam werden bestehende Sys-
teme, aktuelle Fragestellungen und 
geplante Vorhaben betrachtet. Die 
IT-Beratung vermittelt ihr Wissen 
darüber hinaus auch in Seminaren 
und Vorträgen. Zusätzlich führt die 
IT-Beratung  Hospitationen durch. 
Sie ermöglichen einen direkten Ein-
blick in die Abläufe vor Ort und hel-
fen dabei, Potenziale für die Digita-
lisierung und die Weiterentwicklung 
technischer Prozesse zu identifizie-
ren.
Die Beratung erfolgt telefonisch, 
per Mail oder Videokonferenz. Sie 
ist unabhängig, produkt- und herstel-
lerneutral. Termine können telefo-
nisch, per E-Mail oder über das On-
line-Terminvergabetool der KVBW 
vereinbart werden.  jh

Orientierung im digitalen Praxisalltag
Die IT-Beratung der KVBW unterstützt mit vielfältigen Beratungsangeboten

Die IT-Beratung unterstützt auch 
bei Praxisübernahmen. Dr. Sven-
ja Tenenbaum, Lungenfachärztin 
in Heidelberg, teilt im Gespräch 
mit ergo ihre Erfahrung mit der 
Beratung. 

Frau Dr. Tenenbaum, warum 
mussten Sie sich überhaupt mit 
der EDV beschäftigen? 

Ich hatte gerade eine Praxis über-
nommen, die auf dem technischen 
Stand der 80er Jahre war. Wir hatten 
vorsintflutliche Computerarbeits-
plätze. Kurzes Beispiel: Mailan-
hänge mussten als Stoß Papier aus-
gedruckt und anschließend wieder 
für die Patientenakte eingescannt 
werden, weil es keine Verknüpfung 
zwischen den Systemen gab. Das 
wollte ich anders haben. 

Wie sind Sie dann zur IT-Bera-
tung der KVBW gekommen?
 
Ich hatte mich bei der Praxisüber-
nahme sehr proaktiv über verfügba-
re Beratungsangebote informiert, um 

Fallstricke zu vermeiden. Dadurch 
bin ich auch auf die IT-Beratung ge-
stoßen. Ich habe dann ein Seminar 
zu EDV in der Praxis besucht, bei 
dem erklärt wurde, welche Möglich-
keiten es heute überhaupt gibt. Wir 
haben uns danach mit mehreren Per-
sonen in der Praxis damit beschäf-
tigt, welches System wir einsetzen 
wollen. Auch wenn dort keine kon-
kreten Produkte empfohlen wurden, 
haben die Eindrücke aus dem Semi-
nar bei der Entscheidungsfindung 
sehr geholfen. 

Wie lief die anschließende Um-
setzung ab? 

Die Umsetzung des neuen Sys-
tems lief vor allem über den Anbie-
ter. An den Stellen, an denen das 
System nicht ganz zu den Vorga-
ben der KVBW gepasst hat, konn-
te dann wiederum die IT-Beratung 
unterstützen. Beides hat sich gut 
ergänzt. Der Anbieter hat bei kon-
kreten Fragen zum Programm ge-
holfen, die IT-Beratung kümmert 
sich um übergeordnete Fragen und 

weiß, welche Er-
fordernisse von-
seiten der KV be-
stehen. Die IT-
Beratung war da 
immer gut an-
sprechbar. 

Haben Sie die 
Beratung auch 
danach noch 
in Anspruch 
genommen? 

Wir hatten auch 
noch nach der 
Umsetzung im 
Rahmen von Da-
tenschutzfragen und der Handha-
bung von Datensätzen mehrmals 
Kontakt. Zwei Mitarbeitende der 
Beratung haben etwas später sogar 
noch in unserer Praxis hospitiert 
und haben sich die Real-Life-Be-
dingungen vor Ort angeschaut. Es 
ist wichtig, dass man nicht nur im 
Elfenbeinturm sitzt, sondern auch 
die tatsächlichen Bedingungen in 
den Praxen kennt. 

Wie haben Sie die Beratung 
insgesamt wahrgenommen?

Wenn man normalerweise bei ei-
ner IT-Abteilung anruft, ist die 
erste Frage oft: „Was hast du jetzt 
schon wieder kaputtgemacht?“ 
Die IT-Beratung der KVBW ist 
da ganz anders. Die Beraterin war 
immer sehr wertschätzend und hat 
auch mehrfach gestellte Fragen 

geduldig beantwortet. Wir Ärz-
te sind eben Laien bei der EDV, 
aber durchaus lernfähig. Ich habe 
die Beraterinnen und Berater im-
mer als persönlich sehr engagiert 
empfunden.

Sie würden die IT-Beratung der 
KVBW also weiterempfehlen?

Selbstredend.

„Sehr 
wertschätzend“

Dr. Svenja Tenenbaum hat ihre Praxis nach der Übernahme modernisiert.

Jetzt Beratung 
ausmachen:

 0711 7875-3570

 itp@kvbawue.de
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Die Diskussion über eine AU-Be-
scheinigung ab dem ersten Krank-
heitstag und über Teilzeitkrank-
schreibungen gewinnt an Fahrt. 
Für die Praxen hätte beides spür-
bare Folgen: mehr organisatori-
scher Aufwand, zusätzliche Arzt-
kontakte und weniger Zeit für die 
Versorgung von Patientinnen und 
Patienten.

Zur Begründung der Vorschläge 
wird häufig auf die Zahl der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten verwiesen. 
Allerdings weisen Krankenkassen 
darauf hin, dass die Einführung der 
elektronischen Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung zu einer vollständi-
geren Erfassung von Krankheitsfäl-
len geführt hat. Gleichzeitig nimmt 
vor allem die Zahl längerfristiger 

Erkrankungen zu. Zudem ist es nicht 
verwunderlich, wenn montags über-
proportional viele Krankheitsfälle 
auftauchen. Die vielen Freizeit- und 
Sportbetätigungen an den Wochen-
enden führen auch zu Erkrankungen. 
Alles also keine Argumente, um Än-
derungen bei den AU-Bescheinigun-
gen zu veranlassen. 

Andere Handhabung bereits 
heute möglich

Schon heute können Unternehmen 
oder andere Arbeitgeber von ihren 
Beschäftigten eine AU-Bescheini-
gung ab dem ersten Tag verlangen. 
Es besteht also kein Regulierungs-
problem. Es ist dann vielleicht be-
quemer, sich hinter dem Gesetzgeber 

zu verstecken. Aber das darf nicht 
Ausgangspunkt für eine generelle 
Regelung sein. Denn klar ist, dass 
eine solche Vorgabe mit erheblichen 
Konsequenzen verbunden wäre. Auf 
drei Millionen zusätzliche Arztter-
mine pro Jahr schätzt die KBV den 
Aufwand, der dadurch in den Praxen 
entstehen würde. 
Nicht müde wird die Politik, die 

Notwendigkeit von Einsparungen 
zu betonen. Außer Frage steht, dass 
durch die Krankschreibung am ers-
ten Tag erhebliche Kosten entste-
hen würden. Besonders fragwürdig 
wird der Vorschlag, wenn gleichzei-
tig beschwichtigt wird, dass die AU-
Bescheinigung nicht am ersten Tag, 
sondern für den ersten Tag vom Be-
schäftigten vorgelegt werden kann. 

Gemeint ist, dass der Arztkontakt 
ja auch erst nach dem eigentlichen 
Krankheitstag erfolgen könne, wo-
mit sich die Belastung in den Praxen 
verteilen würde. Gleichzeitig werden 
aber für die Ärzte die Sanktionen für 
das falsche Ausstellen einer AU-Be-
scheinigung verschärft. Das passt 
nicht zusammen. Es mag vielleicht 
Situationen geben, in denen der Arzt 
sich auch am Folgetag noch verge-
wissern kann, dass der Patient am 
Vortag arbeitsunfähig gewesen ist. 
Das aber als durchaus gängige Lö-
sung hinzustellen, ist mehr als frag-
würdig. Was machen dann eigentlich 
die Patienten, wenn sie am Folgetag 
in die Praxis kommen und der Arzt 
sich weigert, die AU-Bescheinigung 
auszustellen? 
Als bestenfalls skurril kann die An-
merkung verstanden werden, dass 
AU-Bescheinigungen doch auch 
im Rahmen einer telemedizinischen 
Beratung ausgestellt werden kön-
nen. Denn auch in diesem Fall muss 
eben ein Arzt oder eine Ärztin am 
anderen Ende der Videoleitung sit-
zen. 

Teilzeiterkrankungen müssen 
hinterfragt werden
 
Zu hinterfragen ist auch die For-
derung nach einer Teilzeitkrank-
schreibung. Die Bundesregierung 
hat sich dafür ausgesprochen und 
eine entsprechende Klausel in ei-
nen Gesetzentwurf eingebracht. Da-
bei soll eine Teilkrankschreibung bei 

„geringfügigen Erkrankungen“ mög-
lich sein, die mindestens über vier 
Wochen zu einer Arbeitsunfähigkeit 
führen. Dazu zählen etwa psychische 
Erkrankungen wie depressive Epi-
soden, Angststörungen oder Anpas-
sungsstörungen. Außerdem können 
Erkrankungen des Muskel-Skelett-
Systems, insbesondere Wirbelsäu-
lenerkrankungen oder Krebserkran-
kungen, vor allem während der 
Therapiephase, darunterfallen. Die 
Patienten sollen dann die Möglich-
keit haben, in dieser Zeit teilweise 
zu arbeiten. Alles soll auf freiwilli-
ger Basis erfolgen. Der Gesetzgeber 
beruft sich auf langjährige positive 
Erfahrungen in den skandinavischen 
Ländern und möchte erreichen, dass 
Beschäftigte nicht vollständig aus 
dem Berufsleben ausscheiden. Ohne 
Zweifel sollen damit aber auch die 
Krankenkassen entlastet werden, die 
damit geringere Krankengeldzahlun-
gen hätten. 

Hoher Aufwand für ärztliche 
Einschätzung

Für die Ärzteschaft ist mit beiden 
Vorschlägen ein höherer Aufwand 
verbunden. Sind die knappen ärzt-
lichen Ressourcen am besten dafür 
aufgesetzt, mehr AU-Bescheinigun-
gen auszustellen? Bei der Teilkrank-
schreibung bedarf es einer ärztlichen 
Einschätzung, dass der Patient im 
gewünschten Umfang auch arbeits-
fähig ist. Diese Zeit würde an ande-
rer Stelle fehlen.   ks

AU ab dem ersten Tag und Teilzeitkrankschreibung: 
mehr Aufwand für die Praxen

Änderungen bei den Regeln für Krankschreibung sind umstritten.  

Vom 12. bis 27. November 
2026 wählen die Ärztin-
nen und Ärzte in Baden-
Württemberg die Vertre-
terversammlungen der 
vier Bezirksärztekam-
mern Nordwürttemberg, 
Nordbaden, Südwürt-
temberg und Südbaden. . 
 
„Mitmachen statt zuschau-
en!“ lautet das Motto der 
diesjährigen Kammer-
wahl. Denn die gewähl-
ten Delegierten gestalten 
die Arbeit der Ärztekam-
mern in den kommenden 
Jahren maßgeblich mit. 
 
Warum die Kammer-
wahl wichtig ist 

Die Delegierten der vier 
Bezirksärztekammern bestimmen 
die gesundheitspolitische und be-
rufspolitische Ausrichtung der 
Kammern für die kommenden 
Jahre und entscheiden über zent-
rale Fragen des ärztlichen Berufs-
stands. Dazu gehören unter ande-
rem die Weiterentwicklung des 
Berufsrechts, die Ausgestaltung 
der ärztlichen Weiterbildungs-
ordnung sowie grundlegende Po-
sitionierungen zu aktuellen ge-
sundheitspolitischen Themen. 

Die Ärztekammern fördern die Fort- 
und Weiterbildung der Ärztinnen 
und Ärzte, begleiten die Qualitäts-
sicherung in der medizinischen Ver-
sorgung und vertreten die Interessen 
des Berufsstands gegenüber Poli-
tik, Verwaltung und Öffentlichkeit. 
 
Wahlrecht nutzen

Eine hohe Wahlbeteiligung stärkt 
die Legitimation der ärztlichen 
Selbstverwaltung und sorgt dafür, 

dass die vielfältigen Per-
spektiven des Berufsstands 
in den Gremien vertreten 
sind. Nutzen Sie deshalb 
Ihr Wahlrecht und gestalten 
Sie die Zukunft der Ärzte-
schaft aktiv mit.

Detaillierte Informationen 
und eine FAQ-Liste fin-
den Sie auf der Website 
der Landesärztekammer: 
aerztekammer-bw.de

Wichtige Termine: 

1. Oktober 2026: 
Frist zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen 

Bis 12. November 2026: 
Versand der Briefwahl-
unterlagen 

12. bis 27. November 2026: 
Wahl der Vertreterversammlun-
gen der vier Bezirksärztekam-
mern 

27. November 2026:
Frist für den Eingang der Stimm-
briefe beim Bezirkswahlleiter 

Dezember 2026: 
Auszählung und Feststellung des 
Wahlergebnisses mt

Die Sparmaßnahmen im 
Rahmen des GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetzes 
sorgen bei vielen niederge-
lassenen Ärztinnen, Ärzten 
sowie Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten für 
große Sorgen. Das zeigt eine 
Umfrage des Ärzteverbands 
MEDI Baden-Württemberg 
unter 1.782 Teilnehmenden. 
Demnach erwarten 95 Pro-
zent eine Verschlechterung 
der Patientenversorgung, 79 
Prozent blicken pessimistisch 

auf die Zukunft der ambulan-
ten Versorgung. Mehr als drei 
von vier Befragten fühlen sich 
durch die geplanten Regelun-
gen stark belastet, 97 Prozent 
rechnen mit Honorarverlus-
ten. Als mögliche Folgen nen-
nen die Befragten vor allem 
den Ausbau von Privat- und 
Selbstzahlerleistungen sowie 
eine Reduzierung von GKV-
Terminen und Sprechstunden. 
Jeder achte Befragte zieht zu-
dem die Aufgabe seiner Nie-
derlassung in Betracht.

Ärztekammerwahl 2026 Umfrage zu 
Sparmaßnahmen
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Die Überweisung an eine Fach-
ärztin oder einen Facharzt ist ein 
zen traler Bestandteil der täglichen 
Patientenversorgung. Doch endet 
mit der Behandlung des überwie-
senen Patienten die Kommunika-
tion nicht. 

Für eine lückenlose Patientenbe-
treuung ist es entscheidend, dass 
die Ergebnisse der Untersuchung 
oder Behandlung zeitnah an die 
überweisende Praxis zurückgemel-
det werden.
Der Arztbrief stellt dabei das wich-
tigste Instrument des fachlichen 
Austauschs dar. Er informiert über 
Diagnosen, Befunde, durchge-
führte Maßnahmen und das weite-
re Vorgehen. Dies ist auch im Pa-
ragraf 73 Absatz 1b SGB V fest-
gelegt. 
Nur wenn die überweisende Ärz-
tin oder der überweisende Arzt die-
se Informationen erhält, kann die 
weitere Betreuung auf einer voll-
ständigen Informationsbasis er-
folgen. Dies vermeidet Doppel-
untersuchungen, verbessert die 
Therapiekoordination und trägt 
maßgeblich zur Patientensicher-
heit bei.
Trotz der hohen Bedeutung wer-
den Arztbriefe in einigen Fällen 
noch sehr verspätet oder auf klas-
sischen Wegen wie Post oder Fax 

versendet. Dabei stehen inzwi-
schen moderne digitale Möglich-
keiten zur Verfügung, die den Ver-
sand deutlich vereinfachen und be-
schleunigen.

Der eArztbrief

Mit dem elektronischen Arzt-
brief (eArztbrief) über die Tele-
matikinfrastruktur (TI) können 
medizinische Dokumente sicher, 
datenschutzkonform und direkt 
zwischen den beteiligten Praxen 
ausgetauscht werden. 
Der Versand erfolgt unmittelbar 
aus dem Praxisverwaltungssys-
tem heraus und ist häufig schon in 
den bestehenden Arbeitsabläufen 

integriert. Lange Postlaufzeiten 
entfallen, und wichtige Informati-
onen stehen den weiterbehandeln-
den Kolleginnen und Kollegen  
schneller zur Verfügung. Wird der 
Arztbrief zusätzlich noch in der 
ePA hinterlegt, können auch weite-
re Behandler und der Patient selbst 
auf diese Informationen zugreifen.
Neben der Zeitersparnis profitieren 
Praxen von einer höheren Prozes-
squalität. Dokumente gehen nicht 
verloren, die Zustellung erfolgt da-
tenschutzkonform und nachvoll-
ziehbar, und die digitale Ablage 
erleichtert die spätere Recherche. 
So wird die Zusammenarbeit zwi-
schen Hausarzt- und Facharztpra-
xen gestärkt.

Verlässlich informieren

Die Digitalisierung bietet damit die 
Chance, eine bewährte Form der 
ärztlichen Kommunikation auf ein 
neues Niveau zu heben. Wer nach 
einer Überweisung konsequent ei-
nen Arztbrief versendet und dabei 
die Möglichkeiten des eArztbriefs 
über die TI nutzt, leistet einen 
wichtigen Beitrag zu einer effizi-
enten, sicheren und patientenorien-
tierten Versorgung. Schließlich en-
det eine gute Behandlung nicht mit 
dem letzten Untersuchungsschritt, 
sondern mit einer verlässlichen In-
formation an die Kolleginnen und 
Kollegen, die die weitere Betreu-
ung übernehmen. mg

Medizinische Notfälle sind bei nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
eher selten, erfordern im Ernstfall 
jedoch ein schnelles, koordiniertes 
und sicheres Handeln des gesamten 
Teams. Gerade weil kritische Situ-
ationen nicht zum Praxisalltag ge-
hören, ist eine regelmäßige Vorbe-
reitung entscheidend. Gut struktu-
rierte Notfalltrainings helfen dabei, 
Abläufe einzuüben, Verantwortlich-
keiten zu klären und die Handlungs-
sicherheit aller Mitarbeitenden zu 
stärken.

Vorbereitet auf den Ernstfall

Regelmäßige Trainings leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherheit der 
Patientinnen und Patienten. Sie un-
terstützen dabei, in einer Stresssitu-
ation ruhig und zielgerichtet zu han-
deln, Kommunikationswege zu fes-
tigen und den sicheren Umgang mit 
Notfallausrüstung zu gewährleisten. 
Darüber hinaus bietet das Training 
die Möglichkeit, bestehende Pro-
zesse kritisch zu hinterfragen und 
Verbesserungspotenziale frühzeitig 
zu erkennen. In der aktuellen QM-
Stichprobe zeigte sich, dass nur 56 
Prozent aller teilnehmenden Praxen 
Notfalltrainings durchgeführt ha-
ben. Gemäß der QM-Richtlinie ist 
das Notfallmanagement jedoch als 
verpflichtendes Instrument für alle 
Praxen vorgesehen. 

Best-Practice-Empfehlungen für 
Notfalltrainings

Bewährt haben sich praxisnahe 
Übungen, die typische Notfallsitu-
ationen aus dem Versorgungsalltag 
abbilden. Hierzu zählen beispiels-
weise Kreislaufzusammenbrüche, 
allergische Reaktionen, Bewusst-
losigkeit oder Reanimationssitua-
tionen. Die Übungen sollten mög-
lichst im gewohnten Arbeitsumfeld 
stattfinden und alle Teammitglieder 
einbeziehen.

Empfehlung:
• Durchführung eines strukturier-

ten Notfalltrainings mindestens 
einmal jährlich

• Aktive Einbindung des gesamten 
Praxisteams

• Regelmäßige Überprüfung von 
Notfallkoffer, Medikamenten und 
technischen Geräten

• Klare Festlegung von Rollen und 
Verantwortlichkeiten im Notfall.

• Nachbesprechung zur Identifika-
tion von Verbesserungsmöglich-
keiten

• Dokumentation der Trainings ein-
schließlich Teilnehmern, Inhalten 
und Ergebnissen

Regelmäßige Übungen stärken die 
Handlungssicherheit des Teams und 
fördern einen souveränen Umgang 
mit Notfallsituationen. mf

Notfalltrainings in der Praxis
Regelmäßige Übungen helfen bestehende Prozesse kritisch zu hinterfragen und für Ernstfälle gerüstet zu sein 

Bei Notfällen muss schnell gehandelt werden.

Was ist die QM-
Stichprobe?

Alle zwei Jahre sind die Kas-
senärztlichen Vereinigungen 
verpflichtet, vier Prozent ihrer 
Mitglieder zur Teilnahme an der 
QM-Stichprobe aufzufordern. 
Die rechtliche Grundlage hierfür 
bildet die QM-Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschus-
ses (G-BA). In dieser Richtlinie 
ist festgelegt, welche Grundele-

mente, Methoden, Instrumente 
und Anwendungsbereiche Pra-
xen im Rahmen ihres praxisin-
ternen Qualitätsmanagements 
entwickeln und umsetzen sol-
len. Für neu niedergelassene 
Praxen gilt eine Umsetzungs-
frist von drei Jahren. Die KVBW 
unterstützt Praxen bei der Ein-
führung, Weiterentwicklung 
und Umsetzung ihres Qualitäts-
managements und begleitet sie 
bei der Erfüllung der Anforde-

rungen der QM-Richtlinie. Das 
Beraterteam steht Ihnen mit 
vielfältigen Vorlagen, Arbeits-
hilfen und Servicepaketen zur 
Seite. Unterstützung erhalten 
Sie in persönlichen sowie in 
Online-Beratungsgesprächen. 

 Sie erreichen die QM und 
 Praxismanagemntberatung unter 
Tel: 0711 7875-3300 
oder per E-Mail: 
praxisservice@kvbawue.de

Fortbildung: 
Resistenzen

Wenn Antibiotika ihre Wirk-
samkeit verlieren, hat das di-
rekte Auswirkungen auf die 
Patientenversorgung. Um Re-
sistenzen vorzubeugen, ist ein 
verantwortungsvoller Einsatz 
dieser Medikamente entschei-
dend. 
Das Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG) bietet deshalb 
am 21. Oktober 2026 von 14.00 
Uhr bis etwa 16.30 Uhr eine On-
line-Fortbildung zur Deutschen 
Antibiotika-Resistenzstrategie 
DART 2030 an. Vorgestellt und 
diskutiert werden die Strategie 
sowie Projekte und Leitlinien, 
die zu ihrer Umsetzung beitra-
gen. Die Strategie wurde 2023 
verabschiedet und beinhaltet 
unter anderem die Handlungs-
felder Prävention, Monitoring, 
sachgerechter Antibiotika-
einsatz sowie Forschung und 
Entwicklung. Die Veranstaltung 
richtet sich an Ärztinnen und 
Ärzte aller Fachrichtungen aus 
dem ambulanten und stationä-
ren Bereich. 
Eine Anerkennung der Ver-
anstaltung mit Fortbildungs-
punkten bei der zuständigen 
Ärztekammer ist vorgesehen. 
Anmeldungen sind bereits jetzt 
per E-Mail an amr@bmg.bund.
de möglich.  red

ARZTBRIEFE NACH ÜBERWEISUNGEN
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Weniger Krankenkassen bedeuten 
nicht automatisch weniger Kosten. 
Im Gegenteil: Für die Versorgung 
vor Ort kann eine vielfältige Kassen-
landschaft sogar Vorteile bringen, so  
Vorstandsvorsitzender Dr. Karsten 
Braun im Interview mit dem ÄND.

Keine eindeutigen empirischen  
Belege für weniger Kosten 

Die Zahl der gesetzlichen Kranken-
kassen ist in den vergangenen Jahr-
zehnten bereits stark gesunken. Den-
noch wird regelmäßig gefordert, die 
Zahl der Kassen weiter zu reduzie-
ren, um Verwaltungskosten einzu-
sparen. „Dass weniger Kranken-
kassen weniger Verwaltungskosten 
bedeuten, dafür gibt es keine ein-
deutigen empirischen Belege.“ Aus 
seiner Sicht wird die Bedeutung 

der Verwaltungskosten häufig über-
schätzt. Während die Leistungsaus-
gaben der gesetzlichen Krankenver-
sicherung in den vergangenen Jah-
ren deutlich gestiegen seien, sei der 
Anteil der Verwaltungskosten an den 
Gesamtausgaben sogar gesunken.
Auch persönliche Erfahrungen spre-
chen für ihn gegen die These, dass 
größere Strukturen günstiger arbei-
ten. Braun verweist auf die Fusion 
der vier früheren KVen zur heutigen 
KVBW: „In der Summe hat das kei-
ne Einsparungen gebracht. Aufga-
ben verschwinden durch eine Fusi-
on eben nicht automatisch.“

Regionale Partner für Lösungen

Für die KVBW steht die Frage im 
Mittelpunkt, wie eine gute Versor-
gung organisiert werden kann. Dabei 

sieht Braun Vorteile in einer vielfäl-
tigen Kassenlandschaft mit regiona-
len Ansprechpartnern. „Wir erleben 
in Baden-Württemberg sehr konkret, 
dass wir mit einzelnen Kassen oder 
Kassengruppen regional angepass-
te Versorgungsangebote entwickeln 
können.“ Versorgungskonzepte 
müssten nicht immer zuerst bundes-
weit gedacht werden. Herausforde-
rungen in einem Flächenland wie 
Baden-Württemberg seien oft ande-
re als in Ballungsräumen.
Nach Ansicht des KVBW-Chefs 
entstehen viele Versorgungsinno-
vationen dort, wo Akteure vor Ort 
gemeinsam neue Wege ausprobie-
ren. Bewährten sich solche Ansät-
ze, könnten sie später auch auf an-
dere Regionen übertragen werden. 
Davon profitieren auch die Praxen. 
So konnten mit Krankenkassen 

besondere Förderungen für ausge-
wählte Leistungen oder Finanzierun-
gen von Bereitschaftsdienststruktu-
ren vereinbart werden.
Aus Sicht des KVBW-Vorstandsvor-
sitzenden sollte die gesundheitspoli-
tische Diskussion weniger auf die 
Zahl der Krankenkassen und stärker 
auf die Frage gerichtet werden, wo-
rin sich Krankenkassen künftig un-
terscheiden dürfen. 

Mehr Wettbewerb bei Wahltarifen

Braun plädiert dafür, mehr Wett-
bewerb über unterschiedliche Ver-
sorgungsangebote und Wahltarife 
zu ermöglichen. Versicherte könn-
ten dann bewusst zwischen ver-
schiedenen Modellen wählen, etwa 
einer hausärztlich koordinierten 
Versorgung oder Angeboten mit 

erweiterten digitalen Möglichkeiten. 
„Die entscheidende Frage lautet für 
mich: Worin dürfen sich Kranken-
kassen noch unterscheiden?“, findet 
der KVBW-Chef.
Für Braun sollte sich die Diskussi-
on nicht an einer bestimmten Zahl 
von Krankenkassen orientieren. Ent-
scheidend seien vielmehr vier As-
pekte: transparente und vergleichba-
re Effizienz, hohe Versorgungsqua-
lität, regionale Handlungsfähigkeit 
und echter Wettbewerb zwischen 
unabhängigen Akteuren.
Sein Fazit lautet deshalb: „Wir brau-
chen eine gewisse Vielfalt an Kran-
kenkassen.“ Denn Wettbewerb 
könne dazu beitragen, Versorgung 
weiterzuentwickeln und regiona-
le Lösungen zu ermöglichen, ohne 
dabei zusätzliche Bürokratie für die 
Praxen zu schaffen. gk 

Prof. Dr. Simon Reif ist Gesund-
heitsökonom und Leiter der For-
schungsgruppe „Gesundheits-
märkte und Gesundheitspolitik“ 
am ZEW Mannheim. In seinem 
Gastbeitrag erklärt er, warum das 
Zusammenlegen von Krankenkas-
sen nicht automatisch zu Einspa-
rungen führen muss. 

Regelmäßig ist die Anzahl gesetz-
licher Krankenkassen Gegenstand 
von Diskussionen in der deutschen 
Gesundheitspolitik. Überwiegend 
vor dem Hintergrund der Verwal-
tungskosten wird in diesen Diskus-
sionen aus dem politischen Raum 
eine Reduktion der aktuell 93 
Krankenkassen auf zum Beispiel 
zehn oder etwa sechs bis maximal 
zwölf gefordert.  Was in der Debat-
te um die Anzahl der gesetzlichen 
Krankenversicherungen fehlt, ist 
eine sachliche Fundierung. Weder 
Befürworter einer Konsolidierung 
noch deren Kritiker benennen ein 
klares Kriterium, nach dem ermittelt 

werden kann, welche Kassenzahl 
optimal wäre. 

Die Diskussion um die Kassenzahl 
dreht sich im Kern um einen klas-
sischen ökonomischen Trade-off: 
Skaleneffekte auf der einen Seite, 
Wettbewerbsintensität auf der ande-
ren. Der Betrieb einer Krankenkas-

se ist mit Fixkosten wie etwa der IT-
Infrastruktur, Verwaltungspersonal, 
Gebäude, Rechts- und Prüfungsab-
teilungen sowie Leitungsstrukturen 
verbunden. Aus dieser Kostenstruk-
tur folgt das Argument der Fixkos-
tendegression: Eine Reduktion der 
Kassenzahl bei konstanter Gesamt-
versichertenzahl teilt diese Fixkos-
ten auf mehr Versicherte auf und 
senkt potenziell die Verwaltungs-
kosten je Versicherten. In der öffent-
lichen Debatte wird dies häufig mit 
dem Schlagwort des Abbaus von 

„Doppelstrukturen“ verknüpft.
Demgegenüber steht das Wett-
bewerbsargument, wonach eine 

größere Zahl von Krankenkassen 
zu einem intensiveren Wettbewerb 
um Versicherte führt und damit Ef-
fizienzsteigerungen begünstigt, die 
Servicequalität verbessert und In-
novationen in der Versorgung för-
dert. Sowohl Fixkostendegression 
als auch Wettbewerb sind grund-
sätzlich wünschenswert. Die Fra-
ge ist also, ab welcher Kassengrö-
ße die sinkenden Verwaltungskosten 
aus der Konsolidierung die sinken-
de Effizienz durch den Verlust an 
Wettbewerbsintensität ausgleichen.

Konsolidierung auch in Nach-
barländern

Die Diskussion um die optimale 
Anzahl an Krankenkassen ist kein 
rein deutsches Phänomen. In Öster-
reich wurden zum 1. Januar 2020 
die neun Gebietskrankenkassen zur 
Österreichischen Gesundheitskasse 
fusioniert. Die erhofften Kostenvor-
teile dieser Fusion blieben jedoch 
aus und die Verwaltungskosten sind 
entgegen den Reformzielen sogar 
gestiegen. Auch die Schweiz ver-
zeichnet einen Rückgang an Kran-
kenversicherungen seit Einführung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
im Jahr 1996. Bis 2025 sank die 
Zahl der Versicherungen von 145 
auf 37, wobei sich die Verwaltungs-
kosten inflationsbereinigt kaum ge-
ändert haben. 
In Deutschland hat seit 1970 bereits 
eine umfassende Konsolidierung im 
GKV-System stattgefunden. Von 
den 1.815 Krankenkassen im Jahr 
1970 haben 1993 vor der Liberali-
sierung des Mitgliederwettbewerbs 
durch das GKV-Gesundheitsstruk-
turgesetz noch über 1.000 existiert. 
Seitdem ist die Zahl auf aktuell 93 
gesunken. 
Mit Daten aus den Jahresrechnungs-
ergebnissen, die von den Kran-
kenkassen jährlich veröffentlicht 

werden, kann der Zusammenhang 
zwischen Mitgliederzahl und Ver-
waltungskosten analysiert werden. 
Hier zeigt sich, dass kein klarer Zu-
sammenhang zwischen Anzahl der 
Versicherten und Verwaltungskos-
ten pro Versichertem besteht, we-
der in der Querschnittsbetrachtung 
noch beim Vergleich der Änderun-
gen von Jahr zu Jahr.  

Abhängig von Krankheitslast

Eine mögliche Ursache für die He-
terogenität der Verwaltungskosten 
kann sein, dass die Versicherten 
mancher Krankenkassen mehr Ver-
waltungsaufwand generieren als an-
dere. In der Tat besteht ein positiver 
Zusammenhang zwischen Krank-
heitslast und Verwaltungskosten. Es 
besteht allerdings ebenso ein positi-
ver Zusammenhang zwischen Ver-
waltungskosten und Zusatzbeiträ-
gen. Auch wenn GKV-Versicher-
te nicht perfekt preiselastisch sind, 
spricht dieser Zusammenhang da-
für, dass Krankenkassen mit höhe-
ren Verwaltungskosten aus Sicht der 
Versicherten zusätzliche Leistungen, 
Servicequalität oder andere nicht-
preisliche Vorteile bieten, die den 
höheren Preis zumindest teilweise 
kompensieren. Dies legt nahe, dass 
Verwaltungskosten nicht ausschließ-
lich als Maß für Verwaltungseffi-
zienz interpretiert werden sollten, 
sondern zumindest teilweise auch 
mit Merkmalen der Krankenkassen 
zusammenhängen können, die von 
den Versicherten als nutzenstiftend 
wahrgenommen werden.
Strukturreformen, die auf eine wei-
tere Reduktion der Kassenzahl zie-
len, tragen das Risiko, den verblei-
benden Wettbewerb zu mindern, 
ohne die erhofften Einsparungen 
zu realisieren. Berechtigt ist da-
bei die Gegenfrage, worin die Vor-
teile einer größeren Kassenvielfalt 

liegen und wie Wettbewerb geziel-
ter für Effizienz- und Qualitätsge-
winne genutzt werden kann. Bie-
ten alle Krankenkassen ein weitge-
hend identisches Leistungsportfolio 
an, ist die Vorstellung nennens-
werter Wettbewerbseffekte wenig 
glaubhaft. Denn eine hohe Anzahl 
an Krankenkassen führt in einem 
stark regulierten Markt nicht auto-
matisch zu intensivem Wettbewerb 
und somit geringen Kosten. Durch 
eine stärkere wettbewerbliche Aus-
gestaltung des Leistungsmarktes in 
der GKV, beispielsweise durch die 
Ausweitung selektivvertraglicher 
Versorgungsformen und Wahltarife, 
könnten die Vorteile der Kassen-
vielfalt stärker genutzt werden. Die 
gesundheitspolitische Debatte soll-
te daher über die reine Konsolidie-
rungsfrage hinausgehen und stärker 
jene Ausgestaltungsdimensionen 
in den Blick nehmen, die Verwal-
tungskosten und Wettbewerb jen-
seits von Kassenzahl und -größe 
beeinflussen. 

Weniger Krankenkassen führen nicht unbedingt 
zu niedrigeren Verwaltungskosten

Gastbeitrag von Prof. Dr. Simon Reif zur aktuellen Diskussion um die Kassen

Warum Wettbewerb der Versorgung helfen kann
 KV-Chef Dr. Karsten Braun nimmt im ÄND-Interview Stellung zur Frage, wie viele Krankenkassen es braucht 

Prof. Dr. Simon Reif 

Dieser Gastbeitrag basiert auf 
dem im Juli erschienenen Ar-
tikel Reif, S., Schubert, S., & 
Peters, P. G. (2026). 
Weniger Krankenkassen, ge-
ringere Kosten? Eine empiri-
sche Bestandsaufnahme. ifo 
Schnelldienst. 
ifo.de/DocDL/sd-2026-
07-zdg-reif-etal-patient-
gesundheitssystem.pdf

Wie viele Kassen sollte es geben?
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Nach mehreren Jahren ohne Kinder-
arztpraxis werden Kinder und Ju-
gendliche in Titisee-Neustadt wie-
der wohnortnah versorgt. Der Frei-
burger Kinderarzt Andreas Kreft hat 
dort eine Zweigpraxis aufgebaut und 
setzt dabei auf ein Team, das zwi-
schen den beiden Standorten pendelt. 
Im Interview mit der ergo-Redaktion 
berichtet er über die Entstehung des 
Projekts, die Herausforderungen bei 
der Umsetzung sowie die Chancen, 
ärztlichen Nachwuchs zu gewinnen.

Wie entstand die Idee, neben Ih-
rer Freiburger Praxis auch einen 
Standort in Titisee-Neustadt auf-
zubauen?

Im Hochschwarzwald gab es von 
Kirchzarten bis Donaueschingen und 
von Furtwangen bis nach Bonndorf 
keinen einzigen Kinderarzt. Eine 
Großmutter, deren Enkel bei mir be-
handelt wurde, gab den Anstoß. Sie 
war im Bürgerrat in Neustadt enga-
giert. Daraufhin rief mich der Bür-
germeister aus Titisee-Neustadt an, 
und gemeinsam entwickelten wir die 
Idee für eine Zweigpraxis.

Wie war hier die Rollenvertei-
lung?

Meine Aufgabe war es, ein Team zu-
sammenzustellen und die Praxis zu 
organisieren. 

Die Stadt hat geeignete Räume und 
das Inventar gestellt sowie einen 
Mietzuschuss für die ersten fünf 
Jahre zugesagt. Die Stadt und den 
Bürgermeister kann ich nur loben, 
ich wurde von Anfang an super un-
terstützt. 

Wie lange hat es von der Idee bis 
zur Eröffnung der Zweigpraxis 
gebraucht?

Von den ersten konkreten Gesprä-
chen und Planungen bis zur Praxis-
öffnung sind rund eineinhalb Jahre 
vergangen.

Welche Voraussetzungen machen 
ein solches Modell erfolgreich?

Ich habe ein gut funktionierendes 
und motiviertes Team. Das ist ext-
rem wichtig. Außerdem ist die gute 
Anbindung an den öffentlichen Nah-
verkehr von Vorteil. Sowohl die 
Ärztinnen und Ärzte als auch eini-
ge MFA pendeln mit dem Zug zwi-
schen Freiburg und Neustadt. 

Wie gelingt es Ihnen, Kollegin-
nen und Kollegen für dieses Ar-
beitsmodell zu gewinnen?

Meine Idee war, jungen Kollegen 
anzubieten, zwei Tage in der Pra-
xis in Freiburg zu arbeiten und zwei 
Tage in Neustadt. Dafür habe ich 

relativ schnell Ärztinnen gefunden. 
Mittlerweile sind wir ein Team von  
zwei Ärztinnen und zwei Ärzten. 
Jeder von uns geht zweimal in der 
Woche nach Neustadt. Ärzte zu ge-
winnen war kein Problem. Ich be-
komme in Freiburg häufig Initiativ-
bewerbungen.

Was sagen die Patienten in Neu-
stadt dazu?

Die Menschen sind wahnsinnig 
dankbar, weil sie sich sehr vernach-
lässigt fühlen. Pro Tag haben wir 
zwei bis drei U3-Untersuchungen. 
Das zeigt, wie hoch der Bedarf ist.

Viele Regionen kämpfen mit 
Versorgungsengpässen. Welche 
Chancen sehen Sie im Modell der 
Zweigpraxis für die Nachwuchs-
gewinnung?

Die Zweigpraxis ist eine Art „Fran-
chise-Modell“. Wir haben einen 
Modellcharakter für zwei Standor-
te, die durch den ÖPNV gut mitei-
nander verbunden sind. Dabei pro-
fitieren die jungen Kolleginnen und 
Kollegen von bereits etablierten 
Strukturen und meiner langjährigen 
Erfahrung als Praxisinhaber. Sie 
können sich auf die medizinische 
Tätigkeit konzentrieren und gleich-
zeitig lernen, wie eine Praxis organi-
satorisch und wirtschaftlich geführt 

wird. So lernen sie nach und nach, 
wie das Set-up Kinderarzt funktio-
niert.

Mit den Erfahrungen der letzten 
Monate: Würden Sie diesen 
Schritt noch einmal gehen?

Ja, auf jeden Fall. Ich habe das 
Glück, ein wirklich tolles Team zu 
haben! 
Sorge bereitet mir allerdings das 
GKV-Spargesetz. Wir können nicht 
immer mehr Patientinnen und Pati-
enten behandeln, wenn wir immer 
weniger Geld bekommen. Das wird 
nicht funktionieren. Die Zweipraxis 

in Neustadt wird überwiegend mit 
angestellten Ärzten bedient, das be-
schränkt den ökonomischen Spiel-
raum.

Persönliche Angaben:
Andreas Kreft, seit 2014 niederge-
lassener Facharzt für Kinder- und 
Jugendmedizin in Freiburg, zuvor 
tätig in der Uniklinik Freiburg und 
als angestellter Arzt in einer Klinik 
in Basel-Land (Schweiz)

Angaben zur Praxis: 
Insgesamt 15 Angestellte, 4 Ärzte 
(2 Frauen / 2 Männer) und 11 Me-
dizinische Fachangestellte

Am 23. Juli 2026 hat der 12. Se-
nat des Bundessozialgerichts 
(Az.: B 12 BA 7/24 R) erneut eine 
Entscheidung zur sozialversi-
cherungsrechtlichen Einordnung 
ärztlicher Tätigkeiten getroffen:
Der Kläger war als Facharzt für 
Neurochirurgie gemeinsam mit 
einem weiteren Arzt in einer BAG 
tätig. Beide versorgten in einem 
Krankenhaus eine belegärztlich 
geführte neurochirurgische Sta-
tion. Außerdem vereinbarten sie 
mit dem Krankenhaus in einer 

„Zusatzvereinbarung zum Beleg-
arztvertrag“, an insgesamt 335 
Tagen pro Jahr eine 24-stündi-
ge neurochirurgische Rufbereit-
schaft sicherzustellen. Dabei 
musste jederzeit mindestens 
einer der beiden Ärzte erreich-
bar sein und bei Bedarf inner-
halb von höchstens 30 Minuten 
im Krankenhaus erscheinen. Für 
jeden Rufbereitschaftsdienst 
wurde eine Pauschale gezahlt. 
Daneben erhielten die Ärzte für 
vom Krankenhaus im Einzelfall 
angeforderte rein konsiliarische 
Leistungen bei vollstationären 

Patienten ein pauschaliertes 
Entgelt in Höhe von monatlich 
3.750 Euro. 

Facharzt erhob Klage gegen 
Feststellung

Auf Antrag des Klägers stell-
te die DRV Bund fest, dass die 
im Rahmen der Rufbereitschaft 
ausgeübten Leistungen im 
Rahmen eines abhängigen Be-
schäftigungsverhältnisses und 
nicht als selbstständige Tätig-
keit erfolgen würden. Deshalb 
bestehe Versicherungspflicht 
sowohl in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung als auch nach 
dem Recht der Arbeitsförde-
rung. Gegen diese Feststellung 
der Rentenversicherung erhob 
der Facharzt Klage.
Das Landessozialgericht urteil-
te, dass die Möglichkeit einer 
Selbstständigkeit des Klägers 
hinsichtlich der Tätigkeit als Be-
legarzt nicht automatisch dazu 
führe, dass er auch in der sepa-
rat zu beurteilenden Tätigkeit als 
Arzt der neurochirurgischen Ruf-

bereitschaft selbstständig tätig 
gewesen sei. Mit seiner Revision 
machte der Kläger geltend, dass 
die bisherige Rechtsprechung 
zu Honorarärzten, Notärzten 
oder Vertretungsärzten auf sei-
nen Fall nicht übertragbar sei. Er 
argumentierte, die Rufbereit-
schaft diene in erster Linie dem 
eigenen beruflichen Interesse, 
da die im Rahmen dieser Einsät-
ze behandelten neurochirurgi-
schen Patienten anschließend 
häufig auf der belegärztlichen 
Station weiterbetreut würden. 
Die Trennung zwischen der be-
legärztlichen Versorgung und 
der Rufbereitschaft sei daher 
eher formaler Natur.

BSG bestätigt die Einschätzung

Das Bundessozialgericht folg-
te dieser Argumentation je-
doch nicht. Es bestätigte die 
Einschätzung der DRV und 
der Vorinstanzen, wonach die 
streitige Rufbereitschaft als 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung einzuordnen sei. 

Gegenstand des Verfahrens sei 
ausschließlich die zusätzlich 
vereinbarte Rufbereitschaft ein-
schließlich der konsiliarischen 
Leistungen gewesen, nicht je-
doch die eigentliche belegärzt-
liche Tätigkeit.

Rufbereitschaft gehört nicht zu 
den originären Verpflichtungen

Im Rahmen einer Gesamtabwä-
gung überwogen nach Auffas-
sung des BSG die Merkmale ei-
ner abhängigen Beschäftigung. 
Die Rufbereitschaft gehörte 
nicht zu den originären Ver-
pflichtungen aus der beleg-
ärztlichen Tätigkeit, sondern 
beruhte auf einer eigenständi-
gen Zusatzvereinbarung. Wäh-
rend der Dienstzeiten war der 
Kläger in die organisatorischen 
Strukturen des Krankenhauses 
eingebunden. Er wurde in die 
Dienstplanung aufgenommen 
und musste auf Anforderung 
(Weisung) des Krankenhauses 
innerhalb von 30 Minuten tätig 
werden. Zeitpunkt, Einsatzort 

und konkrete Aufgabe wurden 
dabei maßgeblich vom Kranken-
haus bestimmt.
Auch ein nennenswertes unter-
nehmerisches Risiko war nicht 
erkennbar. Anders als im Rah-
men seiner belegärztlichen Tä-
tigkeit musste der Kläger keine 
eigenen Vorhaltekosten tragen 
und war nicht von der Anzahl 
tatsächlicher Einsätze abhängig. 
Die Vergütung wurde unabhän-
gig davon gezahlt, ob während 
der Rufbereitschaft tatsächlich 
eine Inanspruchnahme erfolgte 
oder ob ein Konsil angefordert 
worden war. Aufgrund dieser 
Gesamtumstände wertete das 
Gericht die Tätigkeit als abhän-
gige Beschäftigung mit entspre-
chender Sozialversicherungs-
pflicht.
Das Gericht bestätigt also sei-
ne bisherige Linie, wonach ins-
besondere eine tatsächliche 
Eingliederung in betriebliche 
Abläufe und bestehende Wei-
sungsgebundenheit die maß-
geblichen Kriterien der Status-
beurteilung bleiben.

ARZT & THERAPEUT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Modell Zweigpraxis
Wie ein Ärzte-Team Kinder in der Stadt und auf dem Land versorgt

Andreas Kreft, Kinderarzt in Freiburg

Neues Urteil zur Sozialversicherungspflicht 
im Rahmen ärztlicher Tätigkeit
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Das Gesundheitswesen steht vor 
weitreichenden Veränderungen. 
Spar- und Reformvorhaben auf 
Bundesebene wie das bereits be-
schlossenene GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz wirken sich 
unmittelbar auf die ambulante  Ver-
sorgung aus. Doch auch die Landes-
politik stellt Weichen, etwa bei der 
Gewinnung medizinischen Nach-
wuchses oder durch einen Fokus auf 
der Ambulantisierung von Leistun-
gen und bei der Weiterentwicklung 
von sektorenübergreifenden Ver-
sorgungsstrukturen im Rahmen der 
Krankenhausplanung. 
Für die KVBW und ihre Mitglie-
der sind die gesundheitspoliti-
schen Sprecherinnen und Spre-
cher der Fraktionen daher wichti-
ge Ansprechpartner im Landtag. 
Sie vertreten die Positionen ihrer 
Fraktionen zu Fragen der Gesund-
heitsversorgung und gehören dem 
Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit an. Dort werden die 
Themen fachlich beraten und Ent-
scheidungen des Plenums vorberei-
tet. Die Sprecherinnen und Sprecher 
der vier Fraktionen stellen wir im 
Folgenden kurz vor. jk

Gesundheitspolitik im Landtag von Baden-Württemberg 
Das sind die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen

Grüne: Anna Wiech ist 2026 
über die Landesliste erstmals in 
den Landtag eingezogen und ver-
tritt den Wahlkreis Ravensburg. 
Die gebürtige Ravensburgerin ist 
ausgebildete Hotelfachfrau und 
arbeitete im Wahlkreisbüro des 
damaligen Landtagsabgeordne-
ten und Sozialministers Manne 
Lucha. Sie gehört seit 2024 auch 
dem Ravensburger Gemeinderat 
und dem Kreistag des Landkrei-
ses an.

CDU: Dr. Michael Preusch gehört 
dem Landtag seit 2021 an und hat 
2026 das Direktmandat im Wahl-
kreis Eppingen gewonnen. Der 
gebürtige Heilbronner hat in Hei-
delberg, der Schweiz und Austra-
lien Humanmedizin studiert. Er 
ist Oberarzt am Universitätsklini-
kum Heidelberg. Seit 2019 gehört 
er dem Kreistag des Landkreises 
Heilbronn an. Bereits in der ver-
gangenen Legislaturperiode war 
er gesundheitspolitischer Sprecher. 

AfD: Dr. Bernhard Pepperl ge-
wann 2026 im Wahlkreis Mann-
heim I das Direktmandat und zog 
erstmals in den Landtag ein. Der 
gebürtige Mannheimer studier-
te Zahnmedizin an der Universi-
tät Heidelberg und promovierte 
dort. Nach mehrjähriger Tätigkeit 
als Assistenzzahnarzt und Lehras-
sistent gründete er 1989 eine eige-
ne Zahnarztpraxis in Mannheim, 
die er bis zu seinem Ruhestand im 
Jahr 2024 führte.

SPD: Dr. Dorothea Kliche-Behnke 
gehört dem Landtag seit 2021 an 
und zog 2026 über die Landeslis-
te erneut ein. Sie vertritt den Wahl-
kreis Tübingen, wo sie Deutsch, 
Geschichte und katholische Theo-
logie studierte und promovierte. 
Sie ist stellvertretende Vorsitzende 
des Ausschusses für Soziales, Ar-
beit und Gesundheit sowie stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende und 
Parlamentarische Geschäftsführe-
rin der SPD-Landtagsfraktion.

Aus der Praxis in den Landtag
Dr. Jens Steinat ist Hausarzt und 
Mitglied des Landtags von Baden-
Württemberg. Zusammen mit sei-
ner Frau und angestellten Ärz-
ten betreibt er in Oppenweiler und 
Unterweissach im Rems-Murr-
Kreis eine Hausarztpraxis und eine 
Zweigpraxis. 

Seit März dieses Jahres ist Stein-
ats Expertise aber nicht mehr nur 
in seiner Praxis und gegenüber den 
Patientinnen und Patienten gefragt. 
Bei den Landtagswahlen wurde er 
als Abgeordneter seines Wahlkrei-
ses Backnang für die CDU in den 
Landtag gewählt. Das Gespräch mit 
ihm findet statt, während er im Auto 
sitzt und gerade von mehreren Ter-
minen zurückkommt, unter ande-
rem mit Krankenkassen und Apo-
thekervertretern. 
Es gibt noch zwei weitere Ärzte 
unter den CDU-Abgeordneten. Ei-
nen Hausarzt, der eine eigene Pra-
xis hat, aber nicht. Seine Tätigkeit 
möchte er auch keineswegs aufge-
ben. „Als Praxisinhaber bin ich es 
gewohnt, deutlich mehr als 40 Stun-
den pro Woche zu arbeiten. Daher 
bin ich zusätzlich zum Mandat und 
zur Arbeit im Wahlkreis immer 
noch circa 25 Stunden pro Woche 
mit Praxisarbeit beschäftigt, ver-
nachlässige aber keinesfalls mein 
politisches Mandat. Das sind zwei 
halbe Tage und viele Haus- und 
Pflegeheimbesuche an den Wochen-
enden und Verwaltungsarbeit“, be-
richtet er. „Mir ist es wichtig, dass 
ich den Bezug zum Alltag nicht ver-
liere und nicht in einer Abgeordne-
tenblase gefangen werde.“ 

Eingewöhnung in neue Aufgabe

Der Schritt aus der Praxis in den 
Landtag ist groß. „Man muss sich 
erst daran gewöhnen, dass die Ent-
scheidungsprozesse länger und 
komplizierter sind. In der täglichen 
Praxisarbeit müssen Entscheidun-
gen schneller getroffen werden. In 
der Politik dauert das meist länger.“ 
Darin sieht er aber auch gleich ei-
nes der großen Probleme und einen 
Auftrag für sich: „Wir können uns 
das nicht mehr leisten. Wir brau-
chen in der Politik und gerade auch 

in der Gesundheitspolitik zu lange 
und werden dann von der Entwick-
lung schon wieder überholt. Mir ist 
es wichtig, die Kombination aus 
Arzt, Hausarzt und Praxisinhaber 
in die Politik einzubringen und die 
Themen mitzugestalten.“
Das wird sicherlich nicht der einzi-
ge Unterschied zwischen Praxis und 
Landtag sein. Denn als Abgeordne-
ter ist er gleichzeitig Mitglied einer 
Fraktion. Seine Partei ist Teil der 
Regierung und stellt den stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten. „Natür-
lich gibt es hier eine Verantwortung, 

die jeder Abgeordnete 
auch für die Partei und 
Fraktion trägt. Aber 
ich bin sehr wert-
schätzend aufgenom-
men worden und habe 
schnell gemerkt, dass 
auch kritische An-
merkungen, die fun-
diert dargestellt wer-
den, trotzdem positiv 
aufgenommen wer-
den und auch wenn 
sie nicht immer der 
Parteilinie entspre-
chen, “ Das habe sich 
beispielsweise bei der 
Diskussion um die 
Spargesetze der Bun-
desregierung gezeigt. 
„Als wir darüber in 
der Fraktion disku-
tiert haben, wurden 
meine kritischen An-
merkungen dazu sehr 
ernst genommen. Sehr 
deutlich habe ich zum 
Ausdruck gebracht, 

dass Einsparungen erforderlich 
sind, sie aber ausgewogen sein müs-
sen, was hier nicht ausreichend der 
Fall gewesen ist.“

Sprecher für Pflegepolitik

Als Abgeordneter sitzt Steinat im 
Sozialausschuss des Landtages, in 
dem auch die Themen rund um das 
Gesundheitswesen mit bearbeitet 
werden. Der überwiegende Teil der 
Regelungen wird auf Bundesebene 
getroffen. Aber auch im Land gibt 
es Spielraum. „Ich merke schon, 

dass die Krankenhäuser deutlich 
mehr Aufmerksamkeit erhalten als 
die ambulante Versorgung. Da kann 
ich dann auch dagegenhalten.“ Sei-
ne Fraktion hat ihn zum Sprecher 
für Pflegepolitik und für das Thema 
Palliativmedizin gewählt. „Pflege 
ist für mich ein wichtiger Bereich, 
den ich auch als Hausarzt gut kenne. 
Ich setze mich für ein Primärversor-
gungssystem ein, in dem auch Rol-
len anders verteilt werden müssen. 
Als Hausärzte sind wir viel zu viel 
in Pflegeheimen für Tätigkeiten ein-
gebunden, die nicht unbedingt von 
uns ausgeführt werden müssen.“
Dabei wird ein weiteres Anliegen 
deutlich, das als Herzensanliegen 
von ihm angesehen werden kann. 
Ausgewogenheit ist deshalb auch 
einer der Begriffe, den er häufig 
nennt. „Wir befinden uns in einer 
strukturellen Krise. Denn Einspa-
rungen müssen mit Entlastungen 
einhergehen, damit Ausgewogen-
heit hergestellt wird.“ Entlastungen 
sieht er dabei nicht nur bei gesetzli-
chen Regelungen. „Auch die Ärzte-
schaft  muss tätig werden. Wir müs-
sen bereit sein, Qualitätsanforderun-
gen auf ihre Notwendigkeit hin zu 
überprüfen. Was bringt es uns, wenn 
wir zwar hohe Anforderungen an die 
Ausbildung für Palliativmediziner 
stellen, es dann aber niemand mehr 
macht? Diese Liste ließe sich lange 
fortsetzen. Wir müssen viele Rege-
lungen auf den Prüfstand stellen.“ 
Entscheidend sei eine grundsätzli-
che Frage: „Was können und was 
wollen wir uns künftig leisten? Das 
ist die zentrale Herausforderung im 
Gesundheitswesen.“ ks

Dr. Jens Steinat ist Landtagsabgeordneter und Hausarzt. 
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Seit Jahrzehnten engagiert sich 
der Stuttgarter HNO-Arzt Dr. 
Wolfgang Weitzsäcker in Län-
dern, in denen moderne Ohrchi-
rurgie nicht selbstverständlich ist. 
Sein Ziel ist dabei mehr als die Be-
handlung einzelner Patientinnen 
und Patienten: Er möchte Wissen 
weitergeben und Strukturen schaf-
fen, die dauerhaft funktionieren.

Um seine internationalen Einsätze 
macht Wolfgang Weitzsäcker kein 
Aufheben. „Für mich ist das alles 
so selbstverständlich, dass ich mir 
eigentlich keine Gedanken darüber 
gemacht habe“, sagt der Stuttgarter 
HNO-Arzt, der auch mit 77 noch 
regelmäßig arbeitet, inzwischen als 
Angestellter in seiner einstigen Pra-
xis. Seit mehr als 30 Jahren nutzt 
er seine Urlaubswochen für ehren-
amtliche Einsätze: Sudan, Ecua-
dor, Myanmar, Bhutan und Arme-
nien sind Stationen seiner Einsätze. 
Und seit Kurzem operiert er sogar 
in Französisch-Polynesien. 
Dabei zählt für ihn nicht die Zahl 
der Operationen. Er möchte vor al-
lem die lokalen Kolleginnen und 
Kollegen befähigen, moderne Ver-
fahren anzuwenden, wie zum Bei-
spiel in Bhutan.
Von 2013 bis 2023 arbeitete Weitz-
säcker in dem buddhistischen Kö-
nigreich gemeinsam mit Kolle-
ginnen und Kollegen der Berliner 
Charité daran, die Cochlea-Implan-
tat-Technologie einzuführen. Coch-
lea-Implantate (CI) ermöglichen 
taub geborenen oder später ertaub-
ten Menschen den Zugang zur Welt 
der Töne. Für viele Betroffene er-
öffnen sie die Chance auf gesell-
schaftliche Teilhabe, Bildung und 
berufliche Perspektiven.

Unterstützt wurde das Projekt von 
der österreichischen Firma MED-
EL, die Implantate, chirurgische In-
strumente und Rehabilitationsmate-
rialien spendete. Weitzsäcker ope-
rierte und schulte die bhutanischen 
Ärzte, sodass nach und nach die 
notwendigen chirurgischen Struktu-
ren aufgebaut wurden. „Inzwischen 
können die Kollegen die Eingriffe 
eigenständig vor Ort vornehmen, 

und das Projekt ist abgeschlossen“, 
so Weitzsäcker.

Vorbilder aus Studienzeiten

Zeit für die nächste Station: Ar-
menien. Im Mittelpunkt stehen 

Eingriffe, die in Deutschland seit 
vielen Jahren zum Standardre-
pertoire der Ohrchirurgie gehö-
ren: Operationen bei Otosklero-
se, Cholesteatomchirurgie sowie 
Trommelfellrekonstruktionen. Es 
handelt sich um mikrochirurgi-
sche Verfahren, die Weitzsäcker 
während seiner Ausbildung bei 
den Tübinger Ohrchirurgie-Pio-
nieren Prof. Claus-Frenz Plester 

und Prof. Hans Hildmann erlern-
te. „Am Grundprinzip dieser Ope-
rationen hat sich bis heute wenig 
verändert“, sagt er. Gerade des-
halb sei es wichtig, dieses Wis-
sen weiterzugeben. Zu erleben, 
wie Menschen ihr Hörvermögen 

zurückerlangen, fasziniert ihn bis 
heute. 
Auf die Frage nach seiner Motiva-
tion beschreibt er seinen eigenen 
Weg als Ergebnis wichtiger Begeg-
nungen und glücklicher Umstände. 
„Ich konnte nahezu kostenlos Me-
dizin studieren, bekam durch mei-
nen Lehrer eine ausgezeichnete 
Ausbildung in der damals führen-
den Ohrchirurgie und sie prägten 

mich als Vorbilder eines humanis-
tischen Arztes“, erzählt er. Ebenso 
stark motivieren ihn aber auch sei-
ne „neugierige Reiselust“ und die 
Neugier auf andere Kulturen, die 
„man wesentlich besser kennen-
lernt, wenn man dort arbeitet“.   

Neue Aufgaben in Französisch-
Polynesien

Vor zwei Jahren führte ihn sein 
Fernweh ans andere Ende der Welt, 
nämlich nach Französisch-Polyne-
sien. Auch dort wollte er wissen, 
wie die medizinische Versorgung 
organisiert ist. In der Hauptstadt Pa-
peete stellte er sich im Krankenhaus 
vor und erkundigte sich nach der 
örtlichen Versorgungssituation. Da-
bei stellte sich heraus, dass Patien-
tinnen und Patienten mit Otosklero-
se zur operativen Behandlung nach 
Frankreich überwiesen werden. Für 
die Betroffenen bedeutet das weite 
Reisen, hohe Kosten und erhebli-
chen organisatorischen Aufwand.

Solidarität mit den Schwächeren

Weitzsäcker bot an, die Eingriffe 
direkt vor Ort durchzuführen. Klei-
ner Haken: Er hatte keine Mitglied-
schaft in der französisch-polyne-
sischen Ärztekammer. Doch dank 
seiner langjährigen Französisch-
kenntnisse war das kein Problem. 
Im Oktober wird er das zweite Mal 
in diesem Jahr wieder dorthin rei-
sen. Auf die Frage, was er von sei-
nen Einsätzen mitnimmt, antwor-
tete er im Interview der Stuttgarter 
Zeitung vor Jahren, dass ihm be-
wusst geworden sei, „dass die Welt 
nicht über Ausbeutung, sondern nur 
über Solidarität der Fähigeren mit 
den Schwächeren friedlich funkti-
onieren kann.“ Ein Satz, der wohl 
auch erklärt, warum Weitzsäcker 
auch mit 77 Jahren noch Koffer 
packt, Operationssäle aufsucht und 
sein Wissen weitergibt. Für ihn ist 
Hilfe keine einmalige Mission, son-
dern eine lebenslange Aufgabe.  gk

Als Ohrchirurg um die Welt 

Sprechstunde in der Südsee

ARZT & THERAPEUT

Die Zusammenarbeit zwischen 
Psychotherapeuten und Selbsthil-
fegruppen kann für beide Seiten 
viele Vorteile bringen. Die KVBW 
bietet am Samstag, den 21. Novem-
ber 2026, unter dem Titel „Psy-
chotherapie trifft Selbsthilfe“ eine 
Fachtagung in Reutlingen an. Die 
Veranstaltung erfolgt in Kooperati-
on mit der Landespsychotherapeu-
tenkammer Baden-Württemberg, 
der LAG Selbsthilfe Baden-Würt-
temberg und der SEKiS Baden-
Württemberg.

Psychotherapie und Selbsthilfe ver-
folgen unterschiedliche Ansätze, ha-
ben jedoch ein gemeinsames Ziel: 
Menschen mit psychischen Erkran-
kungen bestmöglich zu unterstüt-
zen. Wie beide Bereiche voneinan-
der profitieren und ihre Zusammen-
arbeit weiter ausbauen können, steht 
im Mittelpunkt der Fachtagung.
Nach der Begrüßung durch die 
KVBW-Vorständin Dr. Doris Rein-
hardt eröffnet Dr. Dietrich Munz, 
Präsident der Landespsychothera-
peutenkammer Baden-Württem-
berg, die Veranstaltung mit einem 

Vortrag über das Zusammenspiel 
von Psychotherapie und Selbst-
hilfe. Dabei geht es um die Frage, 
wie sich professionelle Behandlung 
und der Besuch einer Selbsthilfe-
gruppe sinnvoll ergänzen können. 
Im Anschluss besteht Gelegenheit 
zur Diskussion. Ergänzt wird das 

Programm durch persönliche Er-
fahrungsberichte aus unterschiedli-
chen Perspektiven. So schildert eine 
Betroffene ihre Erfahrungen in der 
Selbsthilfe, während eine Psycho-
therapeutin über die Zusammenar-
beit mit Selbsthilfegruppen in ihrer 
praktischen Arbeit berichtet.

Vertreterinnen und Vertreter der 
 SEKiS Baden-Württemberg so-
wie der LAG Selbsthilfe Baden-
Württemberg stellen anschließend 
die Angebote und Unterstützungs-
strukturen der Selbsthilfe vor. Beim 
anschließenden „Gallery Walk“ 
können die Teilnehmenden an 

verschiedenen Informationsständen 
mit Selbsthilfegruppen und Verbän-
den ins Gespräch kommen. 
Am Nachmittag widmet sich die Ta-
gung einem weiteren aktuellen The-
ma. Lena Steubl, psychologische 
Psychotherapeutin an der Universi-
tät Ulm, beleuchtet die Chancen und 
Risiken von Künstlicher Intelligenz 
in der Psychotherapie. Auch hierzu 
ist eine Diskussion vorgesehen.
Die Fachtagung bietet damit nicht 
nur fachliche Impulse, sondern vor 
allem die Möglichkeit zum Aus-
tausch. Die Veranstaltung ist kos-
tenfrei, findet von 10.00 bis 15.30 
Uhr am Standort Reutlingen der 
KVBW statt und ist mit sechs Fort-
bildungspunkten der Landespsy-
chotherapeutenkammer zertifiziert. 
Eine vorherige Anmeldung ist er-
forderlich.

Anmeldung: 
kvbawue.de/
psychotherapie-trifft-selbsthilfe 

Tagung: Psychotherapie trifft Selbsthilfe
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WAS MACHT EIGENTLICH ... ?

Vertreter-
versammlung
bestehend aus 
50 Mitgliedern,

Die VV trifft alle Entscheidungen 
von grundsätzlicher Bedeutung

Vorstand
•wählt den 

Vorstand
•vertritt die Mit-

glieder gegenüber 
dem Vorstand

•überwacht ihn

Wesentliche 
Aufgaben
•Beschluss der 

Satzung
•Festlegung des 

Haushaltsplans
•Aufstellung des

Honorarver-
teilungsmaßstabs

Ausschüsse
Die VV bildet
mehrere Ausschüs-
se, die sie bei der 
Wahrnehmung ihrer 
Kontrollaufgaben 
unterstützen.

darunter ein 1. Vorsitzender
und zwei Stellvertretern

Die Vertreterversammlung 
(VV) der KVBW besteht aus 
50 Delegierten aus den vier 
Regierungsbezirken in Baden-
Württemberg, die alle sechs 
Jahre von allen Mitgliedern 
gewählt werden können. 45 
der Delegierten sind dabei 
Ärztinnen und Ärzte, fünf De-
legierte stammen aus den Rei-
hen der Psychotherapeutin-

nen und -therapeuten. Die VV 
trifft alle grundlegenden Ent-
scheidungen, die die KVBW 
betreffen, vertritt die Mitglie-
der gegenüber dem Vorstand 
und überwacht ihn. Zu den 
Aufgaben der VV gehören der 
Beschluss der Satzung, die 
Festlegung des Haushalts-
plans und die Aufstellung des 
Honorarverteilungsmaßstabs.

An der Spitze der Vertreterver-
sammlung (VV) steht der alle 
sechs Jahre aus den Reihen der 
Mitglieder gewählte VV-Vorsit-
zende. In der aktuellen Wahl-
periode (2024 bis 2029) ist Dr.  
Thomas Heyer in dieser Funkti-
on, seine Stellvertreter sind Dr.  
Anne Gräfin Vitzthum von Eck-
städt und Dipl.-Psych. Ulrike Bö-
ker. Heyer bildet das Bindeglied 
zwischen dem Vorstand und der 
VV. Zu seinen Aufgaben gehört 
es unter anderem, die Sitzungen 
der VV zu leiten und Beschlüsse 
herbeizuführen, die VV mit der 
Arbeitsebene zu organisieren 
und sich ein Stimmungsbild in 
den verschiedenen Fachaus-
schüssen einzuholen. Die ergo-
Redaktion hat ihn zur VV und zu 
seiner Rolle befragt.

Herr Dr. Heyer, wie trägt die VV 
dazu bei, die Mitglieder zu 
vertreten? 

Die VV ist das höchste Entschei-
dungsgremium der KVBW. Sie 
übernimmt mit ihren 50 De-
legierten die Vertretung von 
rund 25.000 Ärzten und Psy-
chotherapeuten. Es ist also 
eine auf sehr wenige Personen 
gebündelte Funktion. Die Dele-
gierten haben dabei die große 
Aufgabe, politische, aber auch 
abrechnungstechnische Fragen 
zu diskutieren und letztendlich 
mitzuentscheiden. Dadurch, 
dass alle Mitglieder der Vertre-
terversammlung noch ärztlich 
oder psychotherapeutisch tä-
tig sind und auch sein müssen, 
spüren sie am eigenen Leib, wo 
die Sorgen und Nöte am größten 
sind. Gleichzeitig sehen sie aber 

auch, wo die größten Chancen 
liegen. Sie können so die Inter-
essen der Mitglieder der KVBW 
sehr gut als Selbstverwaltung 
vertreten. 

Was würden 
Sie jemandem 
raten, der sich 
engagieren 
möchte? 

Grundvoraus-
setzung ist es, 
gewählt zu wer-
den. Allerdings 
muss man ehr-
licherweise sa-
gen, dass man 
als sogenannter 
Einzelkämpfer 
wenig Chancen 
hat. Indem man sich in einem 
Berufsverband einbringt, kann 
man über eine Liste gewählt 
werden. Man muss also be-
rufspolitische Vorarbeit leisten. 
Das ist aber auch gut, weil man 
dadurch die Spielregeln im Sys-
tem kennenlernt. Man kann aber 
auch versuchen, sich zuerst in 
Gremien einzubringen. Da gibt 
es verschiedene Möglichkeiten: 
Zulassungsausschüsse, Diszi-
plinarausschüsse und so weiter.

Ist es sinnvoll, sich zu enga-
gieren? 

Es sollte sich eigentlich jedes 
Mitglied engagieren. Es gibt 
dabei nicht nur die Vertreterver-
sammlung der KVBW, sondern 
auch die Ärztekammern, Kreis-
ärzteschaften oder eben die Be-
rufsverbände. Es wäre sinnvoll, 
wenn jeder versucht, sich neben 

seiner täglichen Arbeit für seine 
Interessen einzusetzen. Das ist 
aber natürlich auch zeitaufwen-
dig und ein gesamtgesellschaft-

liches Problem: Viele jammern 
lieber, als zu versuchen, etwas 
zu verändern. 

Was motiviert Sie an der Arbeit 
als VV-Vorsitzender?

Die Berufspolitik in der KVBW 
aktiv mitgestalten zu können. 
Ich mache seit sicherlich 15 
Jahren Berufspolitik und bin re-
lativ beeindruckt, wie viel man 
doch bewegen kann. Man hat 
dort die Möglichkeit, seine Inte-
ressen und die der Ärzteschaft 
zu vertreten. Es gibt auch immer 
wieder frustrierende Erlebnisse, 
aber der Eindruck, dass man gar 
nichts beitragen oder verändern 
kann, ist falsch. Man kann sich 
einsetzen und hat häufig auch 
Erfolg, denn: Wer soll besser 
wissen, was gut für die Ärzte-
schaft ist, als die Ärzteschaft 
selbst? jh

Dr. Thomas Heyer ist Vorsitzender der VV.

Die Vertreterversammlung
VV-Vorsitzender Dr. Thomas Heyer erklärt, 
warum sich Engagement lohnt

Mit der neuen Gruppenpsychothera-
piebörse der Kassenärztlichen Verei-
nigung Baden-Württemberg (KVBW) 
werden verfügbare Therapieangebo-
te schneller sichtbar. Das erleichtert 
Patientinnen und Patienten die Suche 
und hilft Praxen, freie Plätze passge-
nau zu besetzen.
Wer Gruppenpsychotherapie an-
bietet, kennt die Situation: Während 
manche Gruppen schnell voll sind, 
bleiben anderswo Plätze unbesetzt. 
Die neue Börse bringt beides zusam-
men. Vertragspsychotherapeutinnen 
und Vertragspsychotherapeuten 
können dort ihre freien Plätze veröf-

fentlichen. Patientinnen und Patienten 
sowie überweisende Kolleginnen und 
Kollegen können gezielt nach pas-
senden Angeboten suchen. Ziel ist 
es, vorhandene Kapazitäten besser 
sichtbar zu machen und freie Plätze 
schneller zu besetzen.
Die Börse richtet sich an Psychothe-
rapeuten mit einer Genehmigung zur 
Durchführung und Abrechnung von 
Gruppenpsychotherapie. Dabei kön-
nen Angebote für Erwachsene eben-
so wie für Kinder und Jugendliche 
veröffentlicht werden. Berücksichtigt 
werden die psychotherapeutischen 
Behandlungsverfahren analytische 

Psychotherapie, tiefenpsychologisch 
fundierte Psychotherapie, Verhal-
tenstherapie und systemische The-
rapie.
Mit der neuen Börse erweitert die 
KVBW ihre Serviceangebote für Pra-
xen und unterstützt zugleich Patien-
ten bei der Suche nach geeigneten 
psychotherapeutischen Behand-
lungsangeboten.

 Weitere Informationen sowie die 
Gruppenpsychotherapiebörse finden 
Sie unter:
kvbawue.de/
gruppenpsychotherapieboerse

Gruppenpsychotherapie-Börse
Freie Plätze besser sichtbar machen
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Seminare der Management  
Akademie der KVBW 
Auszug aus unserem Gesamtprogramm
A = Ärztinnen/Ärzte, M = Mitarbeitende, P = Psychotherapeutinen/Psychotherapeuten

Weitere über 200 Seminare und die Möglichkeit zur Online-
Anmeldung 
finden Sie unter www.mak-bw.de.

Für weitergehende Fragen gibt Ihnen das Team der 
Management Akademie (MAK) gerne Auskunft.

Telefon: 0711 7875-3535 | E-Mail: info@mak-bw.de

Kurstitel Ziel-
gruppe

Format/ 
Ort

Datum Dauer/
Uhrzeit

CME-
Punkte

Kurs- 
nummer

Gebühr

EBM für Einsteiger – Haus- 
und Kinderarztpraxen

Ä, M Live-Online 4. November 15–18.30 Uhr 4 oL 04F 98 €

EBM für Fortgeschrittene – 
Hausarztpraxen

Ä, M Live-Online 2. Dezember 15–18.30 Uhr 4 oL 12R 98 €

EBM für Fortgeschrittene – 
Facharztpraxen: 
Frauenheilkunde

Ä, M Live-Online 18. November 15–18.30 Uhr 4 oL 19K 98 €

Intensiv-Workshop 
Abrechnungsmanager 
(Hausarztpraxis)

Ä, M Stuttgart, 9.–11. November, jeweils 9–17 Uhr
Live-Online, 18. November, 9-11 Uhr (Prüfungstag)

34 S 24 389 €

GOÄ für Einsteiger Ä, M Live-Online 25. November 15–19 Uhr 5 oL 33K 98 €

GOÄ für Fortgeschrittene Ä, M Live-Online 9. Dezember 15–19 Uhr 5 oL 39K 98 €

Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
Arzneimittel und Heilmittel – 
so können Sie Nachforderun-
gen vermeiden

Ä, M Live-Online 20. November 15–18 Uhr 4 oL 41F 69 €

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmitteln

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min. 4 eL 08/26 98 €

NEU: Anstellung, ja – aber 
wie?

Ä, P Live-Online 11. November 15–18 Uhr 4 oL 57F 69 €

Komplexe Praxisstrukturen – 
professionelles Management 
leicht gemacht

Ä, M Live-Online 2. Dezember 9–14 Uhr 8 oL 91S 159 €

Entschieden zum Erfolg: 
Personalführung für Ärzte / 
Psychotherapeuten

Ä, P Stuttgart 17. Oktober 9–17 Uhr 11 S 94 159 €

NEU: Prävention und Dees-
kalation: Krisen und Gewalt in 
der Praxis

Ä, M, P Reutlingen 4. November 15–19 Uhr 7 R 100 98 €

Fit und fair im Umgang mit 
IGeL-Angeboten

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min 4 eL 10/26 98 €

Neue Mitarbeitende professi-
onell ausbilden und einar-
beiten

Ä, M, P Live-Online 26. November 9–14 Uhr 8 oL 141F 159 €

Basiskurs 
Qualitätsmanagement

Ä, M, P Live-Online 27. November, 14–19 Uhr +
28. November, 9–16 Uhr

18 oL 149F 259 €

Arbeitsschutz in der 
Arztpraxis

Ä, M, P Live-Online 24. November 9–14 Uhr 8 oL 159F 159 €

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ä, M Stuttgart 7. November 9–17 Uhr 11 S 191 159 €

Behandlungs- und Schu-
lungsprogramm für Typ-2-
Diabetiker, die nicht Insulin 
spritzen (ZI)

Ä, M Live-Online, (Ä + M) 7. November +  
Karlsruhe (M), 10. November

jeweils  
9–17 Uhr

9 K 203 159 €

DMP Asthma / COPD – struk-
turierte Schulungsprogram-
me NASA und COBRA

Ä, M Stuttgart 9. Oktober 15–19 Uhr 5 S 208/1 69 €
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Nachdem die KVBW im vergan-
genen Jahr eine Reihe von Bereit-
schaftspraxen geschlossen hat, wer-
den in diesem Jahr die Öffnungszei-
ten einzelner Praxen angepasst. Das 
Aufkommen in den Praxen war zu 
gering, als dass eine Öffnung mit 
Ärzten und Medizinischen Fachan-
gestellten (MFA) zu rechtfertigen 
gewesen wäre. 
Diese Veränderung hat die KVBW 
zusammen mit den Kliniken zum 
Anlass genommen, die Telemedizin 
voranzubringen. Die Idee entstand 
in einem Gespräch mit der Klinik 
in Emmendingen. Dr. Ulrich Sauer-
essig ist dort der Ärztliche Direktor 
und gleichzeitig Mitglied der Ver-
treterversammlung der KVBW.
Die Anregung bestand darin, Pati-
enten, die in die Notaufnahme kom-
men, aber niedrig triagiert werden, 
an eine MFA der KVBW weiter-
zuleiten. Die MFA ist mit einem 

Tablet ausgestattet und erklärt dem 
Patienten, wie docdirekt funktio-
niert. Gemeinsam mit dem Pati-
enten führt sie die digitale Erstein-
schätzung SmeD durch und erklärt, 
wie die Person bei Bedarf die tele-
medizinische Beratung in Anspruch 
nehmen kann. 
Den Patienten sollen damit unnö-
tige Wartezeiten in der Notaufnah-
me erspart bleiben, die Kliniken 
werden entlastet, die Zufriedenheit 
steigt. Dadurch erfahren die Pati-
enten auch, dass es bei Beschwer-
den eine Alternative gibt. Sie müs-
sen dann nicht den Weg in die Be-
reitschaftspraxis oder gar in die 
Notaufnahme auf sich nehmen. 
Schließlich kann der Behandlungs-
prozess in etwa 75 bis 80 Prozent 
der telemedizinischen Beratungen 
abgeschlossen werden. 
Das Angebot ist für drei Monate ge-
dacht.  ks

docdirekt in der 
Notaufnahme

Neues Projekt in Kooperation mit Kliniken

Telemedizin kann die Notaufnahmen entlasten.

Welche Herausforderungen be-
schäftigen Ärztinnen, Ärzte, Psy-
chotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten derzeit am meisten? 
Antworten erhielt KVBW-Vor-
standsvorsitzender Dr. Karsten 
Braun bei seiner Sommertour 
zu Praxen im Land.
Die Herausforderungen für 
Arzt- und Psychotherapeuten-
praxen mögen unterschiedlich 
sein, doch viele Sorgen haben 
eine gemeinsame Ursache. Es 
geht um die Frage, unter wel-
chen Bedingungen ambulante 
Praxen auch künftig verläss-
lich arbeiten und Verantwor-
tung übernehmen können.
PD Dr. Simon Eckle in Offen-
burg hat vor drei Jahren die 
Hausarztpraxis übernommen. 
Er berichtete von einer Ent-
wicklung, die viele Praxis-
teams zunehmend belastet: 
Der Umgangston wird rau-
er. Medizinische Fachange-
stellte erleben immer häu-
figer Respektlosigkeit und 
Anfeindungen durch Patientinnen 
und Patienten. Eine Entwicklung, 
die Eckle und sein Team belastet. 
Wie werden dann Patienten  reagie-
ren, wenn aufgrund von gesetzli-
chen Maßnahmen Facharzttermine 

seltener werden? Braun: „Ich ver-
stehe vollkommen, dass Dr. Eckle 
sich sorgt, ob Patienten eines Tages 
randalieren.“  
Ein anderes Bild zeigte sich in ei-
ner psychotherapeutischen Praxis 

im Landkreis Esslingen. Praxisin-
haberin Sabine Schäfer beschäf-
tigt mehrere Therapeutinnen und 
Therapeuten sowie ein eigenes Or-
ganisationsteam. Damit ermög-
licht die Praxis vielen Menschen 

einen Zugang zu dringend benötig-
ter psychotherapeutischer Versor-
gung. Gleichzeitig wurde deutlich, 
wie stark politische und rechtliche 
Entscheidungen die wirtschaftliche 
Planung von Praxen beeinflussen 

können. Die zeitweise angekün-
digte Kürzung der psychotherapeu-
tischen Vergütung um 4,5 Prozent 
sorgte bei ihr wie bei vielen ande-
ren Betroffenen für große Verunsi-
cherung. Auch wenn der Beschluss 

inzwischen gerichtlich ausgesetzt 
wurde, bleibt die Frage nach der 
langfristigen Planungssicherheit.
Für Braun führen beide Besuche zu 
einer zentralen Erkenntnis: „Am-
bulante Versorgung lebt von Men-

schen, die Verantwortung überneh-
men, Personal führen und unter-
nehmerische Risiken tragen. Damit 
auch künftig Ärztinnen, Ärzte so-
wie Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten den Schritt in die 

Selbstständigkeit wagen, brauchen 
sie verlässliche Rahmenbedingun-
gen.“
Eine gute Gesundheitsversorgung 
entsteht nicht allein durch Geset-
ze und politische Entscheidungen. 

Sie entsteht jeden Tag in den Praxen 
vor Ort, dort, wo Patientinnen und 
Patienten versorgt werden. „Genau 
deshalb ist der direkte Austausch 
mit den Menschen in den Praxen 
so wichtig“, resümiert Braun.  gk 

Sommertour durch die Praxen 
Was Ärztinnen und Psychotherapeuten aktuell bewegt

+

Simon Eckle (links) mit Braun und dem Praxisteam Braun im Gespräch mit Sabine Schäfer

Die KVBW hat im Juli darüber in-
formiert, dass sie vor dem Hinter-
grund der Investition in den Veri-
us-Inhaberschuldverschreibung 
Klage beim Landgericht Frank-
furt erhoben hat. 

Die KVBW hatte ab 2019 in mehre-
ren Tranchen bis 2022 in diese Anla-
gen investiert. Damals herrschte ein 
Zinsumfeld mit Negativzinsen, die 
bereits ein beträchtliches Volumen 
angenommen hatten. Damals war es 
erforderlich, das Geld so anzulegen, 
dass wenigstens der Werterhalt ge-
sichert wird. 
Institutionen wie die KVBW unter-
liegen besonders strengen Richtlini-
en für ihre Finanzanlagen. Dement-
sprechend hatte die KVBW die An-
lagen auch auf ihre Konformität mit 
diesen SGB-IV-Richtlinien intensiv 
geprüft. Aus den vorliegenden Un-
terlagen und den Bestätigungen ex-
terner Prüfer musste sie davon aus-
gehen, dass es sich bei diesen Pro-
dukten um zulässige konservative 
und wertgesicherte Anlagen handelt 
und sie damit ihrer Verantwortung 
für den sorgsamen Umgang mit den 
Beiträgen ihrer Mitglieder gerecht 
wird. 
Zugesagte Zinszahlungen sind zu-
nächst pünktlich erfolgt. Es gab da-
her keinen Grund für die KVBW, an 
der Anlageentscheidung zu zwei-
feln. Auch im Nachhinein wurde 
der KVBW mehrfach bescheinigt, 
dass sie sich rechtskonform ver-
halten hat und entsprechend den 

geltenden externen und internen Re-
gelungen und Vorgaben gehandelt 
hat. Die grundsätzliche Zulässigkeit 
von Investitionen in die Verius-In-
haberschulverschreibung für Kran-
kenkassen und KVen wurde von der 
Bundesregierung zwischenzeitlich 
bestätigt.
Als sich zu einem späterem Zeit-
punkt Hinweise ergaben, dass mög-
licherweise Verluste entstehen könn-
ten, war ein Ausstieg aus der Anlage 
schon nicht mehr möglich. Nach und 
nach hat sich herausgestellt, dass die 
KVBW und andere Anleger hinsicht-
lich der Anlagesicherheit bewusst ge-
täuscht wurden. Wesentliche Anlage-
risiken wurden verschleiert, zentrale 
Elemente für die Sicherheit wurden 
nicht wie zugesichert eingehalten, 
über die Vereinbarkeit des Wertpa-
piers mit den SGB-IV-Anforderun-
gen wurde ein unzutreffendes Bild 
vermittelt, sodass inzwischen von 
einem Totalverlust auszugehen ist.

Gemeinsames Vorgehen

In der Vertreterversammlung am 23. 
September 2026 haben die Delegier-
ten Vorstand und Geschäftsführung 
umfassend und kritisch zu allen re-
levanten Aspekten befragt. Im Mit-
telpunkt standen die Entscheidungs-
prozesse bei der Geldanlage, die Ent-
wicklung des Fonds, die Rolle der 
beteiligten Banken und Fondsakteu-
re sowie die rechtlichen Möglichkei-
ten zur Durchsetzung von Schadens-
ersatzansprüchen. 

„Die intensive Diskussion hat ge-
zeigt, wie wichtig es ist, dass alle re-
levanten Fragen offen und transpa-
rent behandelt wurden. Vorstand und 
Selbstverwaltung stehen geschlossen 
hinter dem Ziel, die Vorgänge um-
fassend aufzuklären und mögliche 
Ansprüche konsequent durchzu-
setzen“, heißt es aus dem Kreis der 
Verantwortlichen. Ergänzend wird 
eine mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der einzelnen Fraktionen be-
setzte Arbeitsgruppe die vorhande-
ne Dokumentation nochmals sich-
ten. Dies dient der kontinuierlichen 
Begleitung des Verfahrens und einer 
gemeinsamen Bewertung der bereits 
vorliegenden Informationen.
Die Klage am Landgericht Frankfurt 
richtet sich gegen mehrere an Kon-
zeption, Verwaltung und Vermark-
tung des Fonds beteiligte Akteure. 
Vorstand und Vertreterversammlung 
sind sich dabei einig: irreführende 
Darstellungen dürfen nicht folgen-
los bleiben. Die Verantwortlichkeiten 
müssen lückenlos aufgearbeitet wer-
den. Gleichzeitig gilt es, die finanzi-
ellen Interessen der Mitglieder best-
möglich zu schützen und entstandene 
Schäden soweit möglich zu begren-
zen. Derzeit ist der Sachverhalt Ge-
genstand eines Gerichtsverfahrens. 
Aus prozesstaktischen Gründen kann 
die KVBW sich aktuell nicht weiter-
gehend dazu öffentlich äußern. ks 

 Die Pressemitteilung ist unter 
www.kvbawue.de/presse/verius 
zu finden.

KVBW klagt wegen Investment in
Verius-Immobilienfondsanlagen
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Wann: 
Freitag, 4. Dezember 2026, 20 Uhr, 

Wo:
KVBW, Albstadtweg 11, 
Stuttgart-Möhringen

Eintritt (VK-Preise): 
€ 23,20 / 
€ 6,70 (ermäßigt)

Tickets:
www.reservix.de 
(Tickethotline 0761 888499 99) und 
an den Reservix-Vorverkaufsstellen 
Restkarten Abendkasse

Maximilian Schairer Klavier, 
Arnold Waßner Dirigent

Robert Schumann, 
Klavierkonzert a-Moll, op. 54,
Claude Debussy, 
Claire de lune (orch. A. Caplet),
Wolfgang A. Mozart, 
Sinfonie Nr. 29 A-Dur, KV 201

STUTTGARTER ÄRZTEORCHESTER

Geplante Reformen, Spargeset-
ze und neue gesetzliche Vorgaben 
werfen viele Fragen auf: Worauf 
müssen sich Praxen in den kom-
menden Jahren einstellen? Ant-
worten darauf bieten die Service-
tage der KVBW in Reutlingen und 
Stuttgart im Oktober 2026.

Den Auftakt macht der Servicetag in 
der Bezirksdirektion Reutlingen am 
10. Oktober. Im Mittelpunkt stehen 
aktuelle gesundheitspolitische Ent-
wicklungen sowie deren Folgen für 
Hausarzt-, Facharzt- und Psycho-
therapiepraxen. Darüber hinaus in-
formieren Expertinnen und Exper-
ten der KVBW zu Verordnungen, 
Praxisübergabe und betriebswirt-
schaftlichen Grundlagen der Pra-
xisführung. Ein Informationsmarkt 
mit den Fachbereichen der KVBW 
bietet die Möglichkeit, individuelle 
Fragen direkt mit den zuständigen 
Ansprechpartnern zu besprechen.

Eine Woche später, am 17. Oktober, 
folgt der Servicetag der Bezirksdi-
rektion Stuttgart. Dort werden die 
Auswirkungen aktueller Gesetzge-
bungsverfahren auf den Praxisalltag 
beleuchtet. Im Forum „Was kommt 
2027 auf die ambulante Versorgung 
zu?“ informiert der Vorstand der 
KVBW über die wichtigsten ge-
sundheitspolitischen Entwicklun-
gen und ordnet diese für die Pra-
xen ein. Weitere Programmpunkte 
befassen sich mit aktuellen Rechts-
themen in der Vertragsarztpraxis, 
Fragen der psychotherapeutischen 
Versorgung sowie Hinweisen zu 
Abrechnung und Honorarunterla-
gen. 
Neben den Fachvorträgen bieten 
beide Veranstaltungen Gelegenheit 
zum persönlichen Austausch mit 
dem Vorstand, den ärztlichen und 
psychotherapeutischen Gremien 
sowie Kolleginnen und Kollegen. 
Darüber hinaus stehen verschiedene 

Beratungsangebote der KVBW zur 
Verfügung. Die Teilnahme an bei-
den Servicetagen ist kostenfrei. 
Fortbildungspunkte sind beantragt.

 Termine und Anmeldung

Servicetag 
Reutlingen
10. Oktober 2026, 
9.30 bis 14.00 Uhr,
Bezirksdirektion 
Reutlingen,
Anmeldung bis 8. Oktober 2026 
unter: kvbawue.de/servicetag-rt

Servicetag 
Stuttgart
17. Oktober 2026, 
9.00 bis 14.00 Uhr,
Bezirksdirektion 
Stuttgart.
Anmeldung bis 14. Oktober 2026 
unter: kvbawue.de/servicetag-st

Love-Scamming zählt zu den be-
sonders perfiden Formen des On-
line-Betrugs. Die Täter bauen über 
soziale Netzwerke, Dating-Plattfor-
men oder Messengerdienste gezielt 
eine emotionale Beziehung zu ihren 
Opfern auf. Ist das Vertrauen erst 
gewonnen, folgen Bitten um Geld, 
etwa wegen angeblicher Notlagen, 
Reisen oder medizinischer Behand-
lungen. Die Folgen sind oft gravie-
rend: Neben hohen finanziellen Ver-
lusten leiden Betroffene häufig un-
ter Schamgefühlen und emotionalen 
Belastungen. Da die Täter ihre Op-
fer oft über Monate hinweg manipu-
lieren, ziehen sich viele Betroffene 
zunehmend aus ihrem sozialen Um-
feld zurück.
Um auf diese Betrugsmasche auf-
merksam zu machen, haben das 
Polizeipräsidium Freiburg und die 
KVBW in einer regionalen Ko-
operation eine Plakatkampagne 

gestartet. Die Plakate werden in 
den Landkreisen Waldshut, Lör-
rach, Breisgau-Hochschwarzwald, 
Emmendingen sowie in Freiburg an 
alle Arztpraxen gesendet. Sie sollen 
Patientinnen und Patienten für das 
Thema sensibilisieren und verwei-
sen auf ein Hilfsangebot.
Arztpraxen können bei der Präven-
tion eine wichtige Rolle spielen. 
Ärztinnen und Ärzte sind für viele 
Menschen Vertrauenspersonen und 
erleben häufig belastende Lebenssi-
tuationen ihrer Patienten aus nächs-
ter Nähe. Deshalb lohnt es sich, auf-
merksam zu sein, wenn Menschen 
von neuen Online-Bekanntschaften 
berichten, finanzielle Sorgen entwi-
ckeln oder Anzeichen emotionaler 
Belastung zeigen. Mehr Aufmerk-
samkeit für das Thema kann dazu 
beitragen, Betroffene frühzeitig zu 
unterstützen und sie auf professio-
nelle Hilfe hinzuweisen. jh

Servicetage 2026Plakatkampagne: Betrug mit 
falschen Liebesversprechen

„Impfen beim Profi“ heißt die 
neue Kampagne der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) und der Kassenärztlichen 
Vereinigungen (KVen). 

Pünktlich zum Start der Grippe-
schutz-Impfsaison hat die Aktion 
Anfang Oktober bundesweit be-
gonnen. Ziel der Kampagne ist es, 
möglichst viele Menschen zu einer 
Schutzimpfung gegen Influenza 
und andere Infektionskrankheiten 
zu motivieren. Denn die Impfquo-
ten bei Erwachsenen liegen wei-
terhin deutlich unter den Emp-
fehlungen. Besonders bei älteren 
Menschen besteht Nachholbedarf.
Eine Impfung umfasst weit mehr 
als die eigentliche Injektion. Vor 
jeder Impfung prüfen Ärztinnen 
und Ärzte den Impfstatus, klären 
über Nutzen und mögliche Risiken 
auf und schließen Erkrankungen 

oder Gegenanzei-
gen aus. Dieser 
medizinische Ge-
samtprozess trägt 
wesentlich zur Pa-
tientensicherheit 
bei.
Mit der Kampagne 
wollen KBV und 
KVen deshalb die 
besondere Kompe-
tenz der niederge-
lassenen Ärztinnen 
und Ärzte beim Impfen hervorhe-
ben.
Hintergrund ist eine gesetzliche 
Änderung: Ab 2027 dürfen Apothe-
ken neben Grippe- und COVID-19-
Impfungen auch weitere Impfun-
gen mit Totimpfstoffen bei Erwach-
senen durchführen. Die Kampagne 
unterstreicht daher die Bedeutung 
der ärztlichen Begleitung beim 
Impfen.

Kostenlose Materialien für 
Praxen

Praxen können die Kampagne aktiv 
unterstützen. Dafür stehen verschie-
dene Materialien zur Verfügung. 
Dazu gehören Plakate für das War-
tezimmer, Infokarten für Patientin-
nen und Patienten, Webbanner für 
die Praxishomepage und Vorlagen 
für Social-Media-Beiträge.

Die Materiali-
en können auf der   
KBV-Website her-
untergeladen oder 
bestellt werden. Zu-
dem bietet die KBV 
weitere Patienten-
informationen zur 
Grippeschutzimp-
fung sowie zu an-
deren Schutzimp-
fungen an.

Impfquoten geben Anlass zur 
Sorge

Nach Angaben des Robert Koch-
Instituts werden Schutzimpfungen 
insbesondere von älteren Menschen 
zu selten genutzt. Die Influenza-
Impfquote bei den über 60-Jähri-
gen lag 2025 bei lediglich 34 Pro-
zent und damit auf dem niedrigs-
ten Stand seit 17 Jahren. Auch die 

Impfquote gegen Pneumokokken 
verharrt seit Jahren bei rund 21 Pro-
zent. Viele Erwachsene mit chroni-
schen Erkrankungen sind ebenfalls 
nicht ausreichend geschützt.
Dabei können Impfungen wirksam 
vor schweren Krankheitsverläufen 
schützen. Für Menschen ab 60 Jah-
ren empfiehlt die Ständige Impf-
kommission (STIKO) neben den 
Standardimpfungen insbesondere 
Impfungen gegen Influenza, Pneu-
mokokken und Herpes Zoster. Ab 
75 Jahren werden zusätzlich Impfun-
gen gegen COVID-19 und das Res-
piratorische Synzytial-Virus (RSV) 
empfohlen. Wichtig bleiben außer-
dem für alle Menschen regelmäßige 
Auffrischimpfungen gegen Tetanus 
und Diphtherie. red

 Weitere Informationen bei der 
KBV unter: 
www.kbv.de/impfen-beim-profi  

Impfen gehört in die Arztpraxis: 
Bundesweite Kampagne startet zur Grippeschutzsaison

Nicht irgendwo.  
Sondern hier. 
Grippeschutzimpfung in der Arztpraxis:  
Jetzt Termin vereinbaren! 

Bild KI-generiert
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Folgen
des Spargesetzes

Das Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz ist verabschiedet, viele Fra-
gen aber noch nicht abschließend 
geklärt. In den kommenden Mona-
ten müssen auf Bundesebene noch 
wichtige Vorgaben beschlossen wer-
den. Danach können Kassenärztli-
che Vereinigungen regionale Rege-
lungen erarbeiten. Wir geben einen  
Überblick, welche Folgen für die 
Praxen bereits jetzt feststehen und 
wo noch weitere Entscheidungen 
ausstehen. � Mehr auf Seite 3

Serie
zur Selbstverwaltung

In einer neuen Serie werden die 
verschiedenen Gremien der Selbst-
verwaltung der KVBW vorgestellt. 
Den Beginn macht die Vertreterver-
sammlung als Parlament der Ärzte 
und Psychotherapeuten. Der VV-
Vorsitzende Dr. Thomas Heyer er-
klärt im Interview, welche Aufga-
ben die Vertreterversammlung hat, 
wie man sich für seine Interessen 
einsetzen kann und was ihn in sei-
ner Arbeit motiviert. 

Mehr auf Seite 7

Viele Menschen haben vor dem Bundestag gegen die Sparmaßnahmen im Gesundheitssystem demonstriert. 

Keine neuen 
Probleme schaffen

„Viele Köche verderben den Brei“ 
besagt ein altes Sprichwort. Doch 
wenn man sich aktuelle Reformen 
der Regierung ansieht, bekommt 
man den Eindruck, dass bald auch 
Sommelier und Buchhaltung mit an 
den Herd sollen. Die Politik disku-
tiert über effizientere Strukturen 
und bessere Patientensteuerung 
durch ein Primärversorgungssys-
tem. Gleichzeitig sollen aber ärzt-
liche Aufgaben auf Dritte übertra-
gen werden. 
Mit dem Digitalgesetz sollen Kran-
kenkassen ihren Versicherten auf 
Basis von Gesundheitsdaten Emp-
fehlungen zu ihrem Verhalten ge-
ben dürfen. Die Apothekenreform 
erlaubt es Mitarbeitenden in Apo-
theken, Blut für Untersuchungen 
abzunehmen und mehr Impfun-
gen durchzuführen. Für die Haus-
arztpraxen bedeutet das vor allem 
zusätzlichen Erklär- und Interpre-
tationsaufwand, für die Patientin-
nen und Patienten ist der Mehrwert 
gegenüber dem normalen Besuch 
beim Hausarzt unklar. 
Die individuelle Gesundheitssi-
tuation von Patienten zu beurtei-
len, Untersuchungen anzuordnen 
und anschließend zu interpretie-
ren, ist seit jeher aus gutem Grund 
die Aufgabe von Ärztinnen und 
Ärzten. Statt mehr Abstimmungs-
bedarf zu erzeugen, muss das Di-
gitalgesetz den bestehenden Aus-
tausch zwischen den Fachgruppen 
so weit wie möglich vereinfachen. 
Die einschneidenden Sparmaßnah-
men stellen Praxen aktuell vor mas-
sive Herausforderungen, deshalb 
braucht es jetzt vor allem Entlas-
tung. Für die kommenden Refor-
men muss das heißen: Probleme 
lösen, anstatt neue zu schaffen. Be-
reits jetzt wird der überwiegende 
Teil der Krankheitsfälle in Arztpra-
xen behandelt. Damit das System 
weiterhin leistungsfähig sein kann, 
braucht es ein klares Bekenntnis 
zur Stärkung der ambulanten Ver-
sorgung. 

Gesundheitspolitik vor Weichenstellung
Die laufende Legislaturperiode 
steht ganz im Zeichen umfassen-
der Reformen im Gesundheitswe-
sen. Ein Überblick über die bereits 
laufenden und noch anstehenden 
Gesetzesvorhaben.  

GeDIG: kein Zugriff auf Daten

Mit dem Gesetz für Daten und di-
gitale Innovation im Gesundheits-
wesen (GeDIG) will die Regierung 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA) voran-
treiben sowie den Ausbau der Tele-
matikinfrastruktur und eine stärke-
re Nutzung von Gesundheitsdaten 
für Versorgung, Forschung und In-
novation erreichen. Geplant sind 

unter anderem ein digital struktu-
rierter Medikationsplan, eine digita-
le Impfübersicht, die elektronische 
Überweisung sowie neue digitale 
Zugangswege in die Versorgung. 
Grundsätzlich begrüßt die KVBW 
das Ziel, digitale Prozesse nutzer-
freundlicher und stabiler zu gestal-
ten, wenn dadurch ein Mehrwert 
für die Praxen entsteht. Kritisch be-
wertet die KVBW aber  Regelun-
gen, die den Zugriff auf  Gesund-
heitsdaten und deren Auswertung 
erweitern oder zusätzliche Sankti-
onsmöglichkeiten gegenüber Pra-
xen schaffen könnten. Digitalisie-
rung darf nicht zu mehr Kontrol-
le und Bürokratie führen, sondern 
muss die Versorgung unterstützen.

Notfallreform: bessere Steue-
rung statt Fehlversorgung

Ein weiterer Schwerpunkt der ge-
sundheitspolitischen Agenda ist 
die Reform der Notfallversorgung. 
Ziel ist es, die Bereiche Rettungs-
dienst, Notaufnahmen und ver-
tragsärztlichen Bereitschaftsdienst 
enger miteinander zu verzahnen. 
Durch Integrierte Notfallzentren, 
standardisierte Ersteinschätzungs-
verfahren sowie eine stärkere digi-
tale Vernetzung der Rufnummern 
116117 und 112 sollen Hilfesuchen-
de schneller in die jeweils passen-
de Versorgungsebene gelenkt wer-
den. Die vertragsärztliche Versor-
gung verfügt bereits heute mit dem 

Ärztlichen Bereitschaftsdienst und 
der 116117 über etablierte Struk-
turen, die gezielt weiterentwickelt 
werden können. Entscheidend wird 
sein, Doppelstrukturen zu vermei-
den und bestehende ambulante 
Kompetenzen konsequent einzubin-
den. Zugleich müssen neue Aufga-
ben mit einer ausreichenden finan-
ziellen und personellen Ausstattung 
verbunden sein.

Primärversorgung: der Haus-
arzt als Lotse

Eng mit den Digitalisie-
rungs- und Notfallreformen ver-
bunden sind die Pläne für ein 

KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Begeisterung
für die Niederlassung

Mit der neuen Kampagne „Werde 
Arzt in BW“ will die KVBW Me-
diziner für die Niederlassung be-
geistern. Das Besondere: Ärztinnen 
und Ärzte aus Baden-Württemberg 
erzählen selbst, was ihre Arbeit aus-
macht. Für die Produktion der Vi-
deos und Fotos verwandelte sich die 
Bezirksdirektion Stuttgart zeitwei-
se in Studio. Ziel der Kampagne ist 
es, positive Erfahrungen weiterzu-
geben.

Mehr auf Seite 10

� Fortsetzung auf Seite 2
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Primärversorgungssystem. Künf-
tig sollen Versicherte durch digita-
le Instrumente, strukturierte Erst
einschätzungen und verbesserte 
Termin- und Überweisungspro-
zesse gezielter durch das Gesund-
heitssystem geführt werden. Ziel 
ist es, Behandlungswege besser 
zu koordinieren und unnötige In-
anspruchnahmen einzelner Versor-
gungsbereiche zu vermeiden. Ein 
konkreter Gesetzentwurf wird im 
Herbst erwartet. Die KVBW un-
terstützt den Grundgedanken ei-
ner patientengerechten Steuerung. 
Dafür muss die hausärztliche Ver-
sorgung als zentrale Steuerungs-
instanz gestärkt werden. Hausärz-
tinnen und Hausärzte kennen die 
Krankengeschichte ihrer Patienten 
und koordinieren vielfach die ge-
samte Behandlung. Dies ist bereits 
heute das Rückgrat einer koordi-
nierten Versorgung.

Reformen gemeinsam gestalten

Die kommenden Monate werden 
entscheidend dafür sein, wie die 
Reformvorhaben weiterentwickelt 
werden. Die Gesetze bieten die 
Chance, die Versorgung besser zu 
vernetzen und die Patienten zielge-
richteter durch das Gesundheitswe-
sen zu führen. Damit dies gelingt, 
müssen die Erfahrungen der ver-
tragsärztlichen Versorgung konse-
quent berücksichtigt werden. Di-
gitalisierung, Patientensteuerung 
und neue Versorgungsstrukturen 
können nur dann erfolgreich sein, 
wenn sie sich im Praxisalltag be-
währen, ausreichend finanziert 
sind und den Handlungsspielraum 
der Ärzte erhalten. Die KVen wer-
den diesen Prozess konstruktiv be-
gleiten, denn eine starke ambulante 
Versorgung bleibt die Grundlage für 
ein leistungsfähiges, patientennah-
es und dauerhaft tragfähiges Ge-
sundheitswesen.� ng

Linnemann will GKV-Beiträge stabilisieren
Der Fokus des neuen Gesundheits-
ministers Carsten Linnemann  
(CDU) liegt darauf, die Kranken-
kassenbeiträge zu stabilisieren. 
Er hat noch mehr Pläne für seine 
Amtszeit. 

Der gelernte Ökonom knüpft an die 
Reformvorhaben seiner Vorgänge-
rin Nina Warken an und übernimmt 
damit die laufenden Gesetzgebungs-
verfahren zum Digitalgesetz und zur 
Notfalldienstreform. Als eines seiner 
zentralen Ziele nennt er eine dauer-
haft stabile Finanzierung der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Die 
Beiträge sollen nach seinen Vorstel-
lungen nicht nur stabil bleiben, son-
dern langfristig sogar sinken.
In seiner ersten Rede als Gesund-
heitsminister im Bundestag benann-
te Linnemann drei zentrale Schwer-
punkte seiner Politik. Erstens will 
Linnemann erreichen, dass Patien-
tinnen und Patienten schneller den 
passenden Versorgungsweg für ihre 
Behandlung finden. Als wichtiges 
Vorhaben nennt er dabei die Reform 
der Notfallversorgung.

Digitalisierung soll Ärzteschaft 
entlasten

Zweitens will Linnemann die Fi-
nanzlage von Kranken- und Pfle-
geversicherung stabilisieren. Die 
angekündigten Sparbemühun-
gen betreffen ein Gesundheitswe-
sen, das bereits unter erheblichem 
Druck steht. Viele Praxen sehen 
sich durch die jüngsten gesetzlichen 

Änderungen mit zusätzlichen wirt-
schaftlichen Belastungen konfron-
tiert.
Drittens setzt Linnemann auf die 
Digitalisierung des Gesundheits-
wesens. Digitale Anwendungen 
sollen nach seiner Vorstellung vor 
allem dazu beitragen, Ärzte und 
Praxisteams von Bürokratie zu ent-
lasten. Der Nutzen der Digitalisie-
rung bemesse sich daran, wie viel 

zusätzliche Zeit für die Behandlung 
von Patientinnen und Patienten ge-
wonnen werde. Bereits bei der Vor-
stellung des neuen Ministers hob 
Bundeskanzler Friedrich Merz des-
sen wirtschaftspolitische Erfahrung 
hervor. Diese dürfte künftig eine 
wichtige Rolle spielen, denn Linne-
mann übernimmt ein Gesundheits-
wesen mit erheblichen finanziel-
len Herausforderungen. Linnemann 

selbst schreibt in seiner Vita, dass 
er in seiner Buchhändlerfamilie 
früh gelernt habe, was unternehme-
rische Selbstständigkeit bedeutet. 
Für die niedergelassenen Ärztinnen, 
Ärzte und Psychotherapeuten wird 
entscheidend sein, ob sich dieses 
Verständnis für unternehmerische 
Verantwortung auch in den ange-
kündigten Reformen widerspiegelt. 

Neue Gesetze werden zum  
Gradmesser des neuen Ministers

Nach dem GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz erwarten viele 
Praxen hier deutliche Signale. Die 
kommenden Gesetzgebungsvorha-
ben werden daher auch ein erster 
Gradmesser für die gesundheitspo-
litische Handschrift des neuen Mi-
nisters sein.
Der Personalwechsel im Kabinett 
war durch den Rücktritt von Jens 
Spahn als Fraktionsvorsitzendem 
ausgelöst worden. Nina Warken 
führt jetzt als Kanzleramtsministe-
rin die Geschäfte des Bundeskanz-
lers.�  jh

� Fortsetzung von Seite 1 Ärzte sind keine „Nutznießer“
Dr. Braun kritisiert auf LinkedIn die Aussagen von 

Bundeskanzler Friedrich Merz

In der RTL-Sendung „Am Tisch 
mit Friedrich Merz“ am 27. Au-
gust hatte der Bundeskanzler Ärz-
tinnen und Ärzte, Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten als 

„Nutznießer“ des Systems bezeich-
net. In der Diskussion mit der Kin-
derärztin Dr. Bea Merscher sagte  
Merz: „Sie sind Ärztin, Sie könn-
ten ohne dieses Gesundheitssys-
tem nicht leben.“
Auf seinem persönlichen Linked
In-Account stellte Vorstandsvor-
sitzender Dr. Karsten Braun klar, 
dass der Kanzler mit dieser Dar-
stellung „unrecht hat“. Braun: 

„Ärztinnen und Ärzte und ihre 
Mitarbeitenden könnten sehr 
wohl ohne das als Folge der ak-
tuellen Gesundheitspolitik erodie-
rende Gesundheitsmangelsystem 
in Deutschland auskommen, das 
System kann es jedoch nicht ohne 
die Gesundheitsberufe.“ Seinen 
Beitrag bebilderte Braun mit einer 
KI-erzeugten Illustration, die ihn 
selbst im Arztkittel mit der Über-
schrift „Nutznießer des deutschen 
Gesundheitssystems“ zeigte und 
als „limitierte Sonderedition“ an-
pries. Fast 47.000 Personen gefiel 
das, über 650 kommentierten den 
Beitrag. Auch viele andere Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Fachkräf-
te aus dem Gesundheitswesen hat-
ten sich auf Social-Media-Kanä-
len gegen diese Verunglimpfung 
gewehrt.  

Kritik an der finanziellen  
Darstellung

In der Debatte hatte Merz 
auf gestiegene Ausgaben im 

Gesundheitswesen verwiesen. 
Braun hält diese Darstellung für 
verkürzt. Er kritisierte, dass stei-
gende Kosten in den Praxen und 
die Inflation dabei nicht ausrei-
chend berücksichtigt würden. 

„Wenn Merz von 40 Prozent mehr 
Ausgaben in zehn Jahren spricht, 
ist das unehrlich“, so Braun. Die 
Zahl werde ohne Inflationsberei-
nigung genannt. Gleichzeitig sei-
en die Kosten für Praxen deutlich 
gestiegen. Viele niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte sowie Psy-
chotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten spürten deshalb wirt-
schaftlichen Druck im Praxis
alltag.

Wachsende Unzufriedenheit  
bei den Gesundheitsberufen

Braun warnte davor, die Arbeit 
der Gesundheitsberufe abzuwer-
ten. „Faire Leistungsvergütung 
in Vorteilsnahme umzudeuten, ist 
abwertend und unseriös.“ 
Für viele Praxen gehe es längst 
nicht mehr nur um wirtschaftli-
che Fragen. Es gehe um die Zu-
kunft der ambulanten Versorgung 
insgesamt. Ärztinnen und Ärzte, 
Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sowie ihre Teams 
übernähmen jeden Tag Verant-
wortung für Millionen Patientin-
nen und Patienten.
Nach Beobachtung von Braun 
wächst deshalb die Unzufrieden-
heit. Viele Gesundheitsberufe 
würden die Rahmenbedingungen 
kritisch hinterfragen. „Sie ma-
chen jetzt etwas, was lange über-
fällig war: Die Verantwortlichkeit 

Ein „Nutznießer“ im Angebot: Brauns KI-Illustration  

der agierenden Politik klar benen-
nen“, so Braun. „Ärztinnen und 
Ärzte, Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten behandeln Pa-
tienten in höchster Verantwortung, 

mit starker Leistung und als tra-
gende Säule des Gesundheitswe-
sens.“ Ohne diese Leistung, so 
seine Überzeugung, könne das 
System nicht funktionieren.� gk

Nina Warken mit ihrem Nachfolger Carsten Linnemann
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Die politischen Entscheidungen 
sind gefallen, die konkreten Aus-
wirkungen für die Praxen werden 
sich jedoch erst in den kommenden 
Monaten zeigen. Welche Änderun-
gen bereits feststehen und welche 
Entscheidungen noch ausstehen, 
erfahren Sie in diesem Text.

Mit dem Beschluss des GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes 
(BStabG) hat der Gesetzgeber weit-

reichende Änderungen für die am-
bulante Versorgung auf den Weg ge-
bracht. Für Ärztinnen, Ärzte sowie 
Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten bedeutet das vor allem 
eines: Ab 2027 gelten neue Regeln 
für die Vergütung vieler Leistungen. 
Gleichzeitig sind wichtige Details 
noch nicht abschließend geklärt.
Aus Sicht der KVBW ist das Ge-
setz ein Rückschritt. Seit Jahren 

fordert die Politik, mehr Leistun-
gen ambulant zu erbringen und die 
Versorgung außerhalb der Kranken-
häuser zu stärken. Mit dem BStabG 
werden nun finanzielle Anreize zu-
rückgenommen, die genau dieses 
Ziel unterstützt haben. Dr. Karsten 
Braun, Vorstandsvorsitzender der 
KVBW, stellt fest: 
„Wer einerseits mehr Ambulanti-
sierung fordert, darf andererseits 
nicht die finanziellen Grundlagen 

dafür schwächen. Das sendet ein 
völlig falsches Signal.“
Immerhin konnte verhindert wer-
den, dass zentrale Kürzungen be-
reits zum 1. Oktober 2026 in Kraft 
treten. Gemeinsam mit der KBV 
haben sich die Kassenärztlichen 
Vereinigungen gegen entspre-
chende Forderungen der Kranken-
kassen bei einer Sitzung im Au-
gust durchgesetzt. Die bisherigen 

Regelungen gelten deshalb noch 
bis Ende 2026. An den Einschnit-
ten ab dem 1.  Januar 2027 ändert 
dies jedoch nichts.

Viele Details sind noch offen

Auch nach dem Gesetzesbeschluss 
bleiben viele Fragen offen. Der Ge-
setzgeber hat zahlreiche Details der 
gemeinsamen Selbstverwaltung 
übertragen. In den kommenden 

Monaten müssen auf Bundesebene 
noch wichtige Vorgaben beschlos-
sen werden. Erst danach können 
die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen die regionalen Regelungen zur 
Honorarverteilung erarbeiten.
Für die Praxen bedeutet das: Die 
Richtung ist zwar vorgegeben, die 
konkreten Auswirkungen lassen 
sich derzeit jedoch noch nicht ver-
lässlich beziffern. Auch die KVBW 

kann aktuell noch keine praxisin-
dividuellen Aussagen treffen. Im 
Dezember wird die Vertreterver-
sammlung der KVBW über die 
notwendigen Anpassungen des 
Honorarverteilungsmaßstabs be-
raten. Ziel ist es, die verfügbaren 
Mittel möglichst fair zu verteilen 
und die Folgen der gesetzlichen 
Änderungen für die ambulante 
Versorgung so weit wie möglich 
abzufedern. 

Änderungen ab 2027

Zum 1. Januar 2027 entfallen ver-
schiedene Vergütungsbestandteile. 
Dazu gehören unter anderem Zu-
schläge für Terminservicestellen- 
und Hausarztvermittlungen, die 
Vergütung der Erstbefüllung der 
elektronischen Patientenakte, Hy-
gienezuschläge sowie die Vergü-
tung der Organ- und Gewebespen-
deberatung. Auch Zuschläge für die 
Kurzzeittherapie in der ambulanten 
Psychotherapie werden gestrichen.
Besonders weitreichend sind die 
strukturellen Veränderungen. Viele 
Leistungen, die bislang außerhalb 

der morbiditätsbedingten Gesamt-
vergütung (MGV) vergütet wur-
den, werden wieder in das budge-
tierte Honorarsystem überführt. Ex-
trabudgetär vergütet werden künftig 
nur noch nichtärztliche Dialyseleis-
tungen, Substitutionsbehandlung, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
-psychotherapie sowie neu in den 
EBM aufgenommene Leistungen 
über die ersten acht Quartale.
Damit verändert sich die Vergü-

tungslogik grundlegend. Leistun-
gen, die zu festen Preisen vergütet 
wurden, müssen künftig wieder aus 
einem begrenzten Finanzvolumen 
finanziert werden. Die KVBW sieht 
diese Entwicklung kritisch. Denn 
der Bedarf der Patienten bleibt un-
verändert. KVBW-Vorständin Dr. 
Doris Reinhardt betont: „Eine Be-
grenzung der Finanzierung schafft 
keine zusätzliche Versorgung, son-
dern erhöht den wirtschaftlichen 
Druck auf die Praxen. Wer eine 
starke ambulante Versorgung will, 
muss ihr auch die notwendigen fi-
nanziellen Rahmenbedingungen 
geben.“� jh

Wie sich das GKV-Spargesetz auswirkt

Auch für Patienten werden die Einschnitte durch das Gesetz spürbar sein.

Der Gesetzgeber hat entschie-
den, die Praxen müssen mit den 
Folgen umgehen. Wir möchten 
wissen: Wie bereiten Sie sich in 
Ihrer Praxis darauf vor?
Schreiben Sie der ergo-Re-
daktion und schildern Sie Ihre 
Erfahrungen und Einschätzun-
gen. Ausgewählte Zuschriften 
möchten wir in der nächsten 

Ausgabe veröffentlichen und 
damit sichtbar machen, was 
die Änderungen im Alltag be-
deuten. 

 E-Mail: 
Kommunikation@kvbawue.de

Was bedeuten die 
Kürzungen für Ihre Praxis? 

Schreiben Sie uns!

Weniger Termine, längere Wartezeiten
Die Politik schweigt bis-
lang zu den Auswirkun-
gen des Spargesetzes. 
Patienteninformationen 
können Praxen bei der 
Erklärung der Folgen 
unterstützen und helfen, 
Verständnis zu schaffen. 

Viele der neuen Rege-
lungen des Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes 
treten ab Januar 2027 in 
Kraft. Damit wird sich 
auch das Versorgungs-
angebot zwangsläufig an 
die neuen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingun-
gen anpassen müssen. 
Für Patientinnen und Pa-
tienten bedeutet das weni-
ger Termine und längere 
Wartezeiten. Die Politik 
lässt diese Ehrlichkeit ge-
genüber den Versicherten 

aktuell noch vermis-
sen. Im Gegenteil: 
Der ehemalige Ge-
sundheitsminister und 
SPD-Abgeordnete 
Karl Lauterbach warf 
beispielsweise kürz-
lich der Kassenärzt-
lichen Bundesverei-
nigung (KBV) in den 
sozialen Medien vor, 
sie wolle GKV-Ter-
mine reduzieren, um 
mehr Selbstzahlerter-
mine zu generieren. 
Der Unwille der Re-
gierung, die Verant-
wortung für die Aus-
wirkungen des ei-
genen Gesetzes zu 
übernehmen, sorgt 
für eine doppelte Be-
lastung der Ärzte und 
Psychotherapeuten. 
Praxen müssen mit 

teils drastischen Kürzungen bei ih-
rer Vergütung umgehen. Das macht 
es nötig, Leistungen gegenüber 
den Patienten einzuschränken. Zu-
gleich wird es aber auch den Ärz-
tinnen und Ärzten überlassen, die-
se Einschränkungen gegenüber den 
Betroffenen zu erklären. 

Praxen werden von der Politik 
alleingelassen

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun betont: „Der Frust über lan-
ge Wartezeiten landet nicht in Ber-
lin, sondern bei den Praxismitar-
beitenden am Telefon oder bei den 
Behandelnden im Sprechzimmer.“ 
Braun weiter: „Die Politik zieht 
sich aus der Verantwortung, wenn 
sie öffentlich so tut, als müsse sich 
durch das Gesetz nichts verän-
dern.“ Die KVBW hatte deshalb 
mehrfach öffentlich darauf hinge-
wiesen, dass die Sparmaßnahmen 

am Ende auch für Patienten spür-
bare Folgen haben werden.
Um Praxen bei der Kommunika-
tion gegenüber ihren Patienten 
zu unterstützen, bietet die KBV 
im Rahmen der Kampagne „Pra-
xenland“ Poster und ein Informa-
tionsblatt, die die Auswirkungen 
des Beitragssatzstabilisierungsge-
setzes auf die Versorgung erklären. 
Die Informationsmaterialien kön-
nen von Ärzten und Psychothera-
peuten in ihren Praxen aufgehängt 
und ausgelegt werden. � jh

 Die Dateien für den Druck 
stehen auf der Website der KBV 
zum Download zur Verfügung:
kbv.de/infothek/publikationen/
patienteninfor-
mationen

Was mit den Kürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Was mit den Kürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Was mit den K ürzungen 
auf Sie und uns zukommt

Liebe Patientinnen und Patienten, 

der Bundestag hat ein Sparprogramm für Gesundheit beschlossen.  
Besonders massiv fallen die Kürzungen bei den ärztlichen und  
psychotherapeutischen Praxen aus – und das geht zulasten  
unserer Patientinnen und Patienten.

3 Milliarden Euro weniger: Damit bricht die Finanzierung für 46 Millionen  
Behandlungsfälle weg. Wir können deshalb nicht mehr dasselbe  
leisten wie bisher. Wir müssen 2027 unser Angebot einschränken.  
Konkret heißt das: weniger Termine, kürzere Sprechstunden. 

Wir verantworten diese Einschnitte zu Ihren Lasten nicht. Bis zuletzt haben  
wir uns dagegen gewehrt. Jetzt haben wir keine andere Wahl, als diese im  
Praxisbetrieb umzusetzen. Nur so können wir langfristig für Sie da sein.  
 

Bitte haben Sie Verständnis für unser 
Team, das den Alltag jetzt trotz aller  
Einschränkungen organisieren muss.  

Die Haus- und Fachärzte
Praxenland

!

Plakat für die Patienteninformation  
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Die Diskussion über eine AU-Be-
scheinigung ab dem ersten Krank-
heitstag und über Teilzeitkrank-
schreibungen gewinnt an Fahrt. 
Für die Praxen hätte beides spür-
bare Folgen: mehr organisatori-
scher Aufwand, zusätzliche Arzt-
kontakte und weniger Zeit für die 
Versorgung von Patientinnen und 
Patienten.

Zur Begründung der Vorschläge 
wird häufig auf die Zahl der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten verwiesen. 
Allerdings weisen Krankenkassen 
darauf hin, dass die Einführung der 
elektronischen Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung zu einer vollständi-
geren Erfassung von Krankheitsfäl-
len geführt hat. Gleichzeitig nimmt 
vor allem die Zahl längerfristiger 

Erkrankungen zu. Zudem ist es nicht 
verwunderlich, wenn montags über-
proportional viele Krankheitsfälle 
auftauchen. Die vielen Freizeit- und 
Sportbetätigungen an den Wochen-
enden führen auch zu Erkrankungen. 
Alles also keine Argumente, um Än-
derungen bei den AU-Bescheinigun-
gen zu veranlassen. 

Andere Handhabung bereits 
heute möglich

Schon heute können Unternehmen 
oder andere Arbeitgeber von ihren 
Beschäftigten eine AU-Bescheini-
gung ab dem ersten Tag verlangen. 
Es besteht also kein Regulierungs-
problem. Es ist dann vielleicht be-
quemer, sich hinter dem Gesetzgeber 

zu verstecken. Aber das darf nicht 
Ausgangspunkt für eine generelle 
Regelung sein. Denn klar ist, dass 
eine solche Vorgabe mit erheblichen 
Konsequenzen verbunden wäre. Auf 
drei Millionen zusätzliche Arztter-
mine pro Jahr schätzt die KBV den 
Aufwand, der dadurch in den Praxen 
entstehen würde. 
Nicht müde wird die Politik, die 

Notwendigkeit von Einsparungen 
zu betonen. Außer Frage steht, dass 
durch die Krankschreibung am ers-
ten Tag erhebliche Kosten entste-
hen würden. Besonders fragwürdig 
wird der Vorschlag, wenn gleichzei-
tig beschwichtigt wird, dass die AU-
Bescheinigung nicht am ersten Tag, 
sondern für den ersten Tag vom Be-
schäftigten vorgelegt werden kann. 

Gemeint ist, dass der Arztkontakt 
ja auch erst nach dem eigentlichen 
Krankheitstag erfolgen könne, wo-
mit sich die Belastung in den Praxen 
verteilen würde. Gleichzeitig werden 
aber für die Ärzte die Sanktionen für 
das falsche Ausstellen einer AU-Be-
scheinigung verschärft. Das passt 
nicht zusammen. Es mag vielleicht 
Situationen geben, in denen der Arzt 
sich auch am Folgetag noch verge-
wissern kann, dass der Patient am 
Vortag arbeitsunfähig gewesen ist. 
Das aber als durchaus gängige Lö-
sung hinzustellen, ist mehr als frag-
würdig. Was machen dann eigentlich 
die Patienten, wenn sie am Folgetag 
in die Praxis kommen und der Arzt 
sich weigert, die AU-Bescheinigung 
auszustellen? 
Als bestenfalls skurril kann die An-
merkung verstanden werden, dass 
AU-Bescheinigungen doch auch 
im Rahmen einer telemedizinischen 
Beratung ausgestellt werden kön-
nen. Denn auch in diesem Fall muss 
eben ein Arzt oder eine Ärztin am 
anderen Ende der Videoleitung sit-
zen. 

Teilzeiterkrankungen müssen 
hinterfragt werden
 
Zu hinterfragen ist auch die For-
derung nach einer Teilzeitkrank-
schreibung. Die Bundesregierung 
hat sich dafür ausgesprochen und 
eine entsprechende Klausel in ei-
nen Gesetzentwurf eingebracht. Da-
bei soll eine Teilkrankschreibung bei 

„geringfügigen Erkrankungen“ mög-
lich sein, die mindestens über vier 
Wochen zu einer Arbeitsunfähigkeit 
führen. Dazu zählen etwa psychische 
Erkrankungen wie depressive Epi-
soden, Angststörungen oder Anpas-
sungsstörungen. Außerdem können 
Erkrankungen des Muskel-Skelett-
Systems, insbesondere Wirbelsäu-
lenerkrankungen oder Krebserkran-
kungen, vor allem während der 
Therapiephase, darunterfallen. Die 
Patienten sollen dann die Möglich-
keit haben, in dieser Zeit teilweise 
zu arbeiten. Alles soll auf freiwilli-
ger Basis erfolgen. Der Gesetzgeber 
beruft sich auf langjährige positive 
Erfahrungen in den skandinavischen 
Ländern und möchte erreichen, dass 
Beschäftigte nicht vollständig aus 
dem Berufsleben ausscheiden. Ohne 
Zweifel sollen damit aber auch die 
Krankenkassen entlastet werden, die 
damit geringere Krankengeldzahlun-
gen hätten. 

Hoher Aufwand für ärztliche 
Einschätzung

Für die Ärzteschaft ist mit beiden 
Vorschlägen ein höherer Aufwand 
verbunden. Sind die knappen ärzt-
lichen Ressourcen am besten dafür 
aufgesetzt, mehr AU-Bescheinigun-
gen auszustellen? Bei der Teilkrank-
schreibung bedarf es einer ärztlichen 
Einschätzung, dass der Patient im 
gewünschten Umfang auch arbeits-
fähig ist. Diese Zeit würde an ande-
rer Stelle fehlen.�   ks

AU ab dem ersten Tag und Teilzeitkrankschreibung: 
mehr Aufwand für die Praxen

Änderungen bei den Regeln für Krankschreibung sind umstritten.  

Vom 12. bis 27. November 
2026 wählen die Ärztin-
nen und Ärzte in Baden-
Württemberg die Vertre-
terversammlungen der 
vier Bezirksärztekam-
mern Nordwürttemberg, 
Nordbaden, Südwürt-
temberg und Südbaden. . 
 
„Mitmachen statt zuschau-
en!“ lautet das Motto der 
diesjährigen Kammer-
wahl. Denn die gewähl-
ten Delegierten gestalten 
die Arbeit der Ärztekam-
mern in den kommenden 
Jahren maßgeblich mit. 
 
Warum die Kammer-
wahl wichtig ist 

Die Delegierten der vier 
Bezirksärztekammern bestimmen 
die gesundheitspolitische und be-
rufspolitische Ausrichtung der 
Kammern für die kommenden 
Jahre und entscheiden über zent-
rale Fragen des ärztlichen Berufs-
stands. Dazu gehören unter ande-
rem die Weiterentwicklung des 
Berufsrechts, die Ausgestaltung 
der ärztlichen Weiterbildungs-
ordnung sowie grundlegende Po-
sitionierungen zu aktuellen ge-
sundheitspolitischen Themen. 

Die Ärztekammern fördern die Fort- 
und Weiterbildung der Ärztinnen 
und Ärzte, begleiten die Qualitäts-
sicherung in der medizinischen Ver-
sorgung und vertreten die Interessen 
des Berufsstands gegenüber Poli-
tik, Verwaltung und Öffentlichkeit. 
 
Wahlrecht nutzen

Eine hohe Wahlbeteiligung stärkt 
die Legitimation der ärztlichen 
Selbstverwaltung und sorgt dafür, 

dass die vielfältigen Per
spektiven des Berufsstands 
in den Gremien vertreten 
sind. Nutzen Sie deshalb 
Ihr Wahlrecht und gestalten 
Sie die Zukunft der Ärzte-
schaft aktiv mit.

Detaillierte Informationen 
und eine FAQ-Liste fin-
den Sie auf der Website 
der Landesärztekammer: 
aerztekammer-bw.de

Wichtige Termine: 

1. Oktober 2026: 
Frist zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen 

Bis 12. November 2026: 
Versand der Briefwahl-
unterlagen 

12. bis 27. November 2026: 
Wahl der Vertreterversammlun-
gen der vier Bezirksärztekam-
mern 

27. November 2026:
Frist für den Eingang der Stimm-
briefe beim Bezirkswahlleiter 

Dezember 2026: 
Auszählung und Feststellung des 
Wahlergebnisses� mt

Die Sparmaßnahmen im 
Rahmen des GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetzes 
sorgen bei vielen niederge-
lassenen Ärztinnen, Ärzten 
sowie Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten für 
große Sorgen. Das zeigt eine 
Umfrage des Ärzteverbands 
MEDI Baden-Württemberg 
unter 1.782 Teilnehmenden. 
Demnach erwarten 95 Pro-
zent eine Verschlechterung 
der Patientenversorgung, 79 
Prozent blicken pessimistisch 

auf die Zukunft der ambulan-
ten Versorgung. Mehr als drei 
von vier Befragten fühlen sich 
durch die geplanten Regelun-
gen stark belastet, 97 Prozent 
rechnen mit Honorarverlus-
ten. Als mögliche Folgen nen-
nen die Befragten vor allem 
den Ausbau von Privat- und 
Selbstzahlerleistungen sowie 
eine Reduzierung von GKV-
Terminen und Sprechstunden. 
Jeder achte Befragte zieht zu-
dem die Aufgabe seiner Nie-
derlassung in Betracht.

Ärztekammerwahl 2026 Umfrage zu 
Sparmaßnahmen

ergo Ausgabe 3 / 2026GESUNDHEITSPOLITIK AKTUELLSeite 4

https://www.aerztekammer-bw.de


Weniger Krankenkassen bedeuten 
nicht automatisch weniger Kosten. 
Im Gegenteil: Für die Versorgung 
vor Ort kann eine vielfältige Kassen-
landschaft sogar Vorteile bringen, so  
Vorstandsvorsitzender Dr. Karsten 
Braun im Interview mit dem ÄND.

Keine eindeutigen empirischen  
Belege für weniger Kosten 

Die Zahl der gesetzlichen Kranken-
kassen ist in den vergangenen Jahr-
zehnten bereits stark gesunken. Den-
noch wird regelmäßig gefordert, die 
Zahl der Kassen weiter zu reduzie-
ren, um Verwaltungskosten einzu-
sparen. „Dass weniger Kranken-
kassen weniger Verwaltungskosten 
bedeuten, dafür gibt es keine ein-
deutigen empirischen Belege.“ Aus 
seiner Sicht wird die Bedeutung 

der Verwaltungskosten häufig über-
schätzt. Während die Leistungsaus-
gaben der gesetzlichen Krankenver-
sicherung in den vergangenen Jah-
ren deutlich gestiegen seien, sei der 
Anteil der Verwaltungskosten an den 
Gesamtausgaben sogar gesunken.
Auch persönliche Erfahrungen spre-
chen für ihn gegen die These, dass 
größere Strukturen günstiger arbei-
ten. Braun verweist auf die Fusion 
der vier früheren KVen zur heutigen 
KVBW: „In der Summe hat das kei-
ne Einsparungen gebracht. Aufga-
ben verschwinden durch eine Fusi-
on eben nicht automatisch.“

Regionale Partner für Lösungen

Für die KVBW steht die Frage im 
Mittelpunkt, wie eine gute Versor-
gung organisiert werden kann. Dabei 

sieht Braun Vorteile in einer vielfäl-
tigen Kassenlandschaft mit regiona-
len Ansprechpartnern. „Wir erleben 
in Baden-Württemberg sehr konkret, 
dass wir mit einzelnen Kassen oder 
Kassengruppen regional angepass-
te Versorgungsangebote entwickeln 
können.“ Versorgungskonzepte 
müssten nicht immer zuerst bundes-
weit gedacht werden. Herausforde-
rungen in einem Flächenland wie 
Baden-Württemberg seien oft ande-
re als in Ballungsräumen.
Nach Ansicht des KVBW-Chefs 
entstehen viele Versorgungsinno-
vationen dort, wo Akteure vor Ort 
gemeinsam neue Wege ausprobie-
ren. Bewährten sich solche Ansät-
ze, könnten sie später auch auf an-
dere Regionen übertragen werden. 
Davon profitieren auch die Praxen. 
So konnten mit Krankenkassen 

besondere Förderungen für ausge-
wählte Leistungen oder Finanzierun-
gen von Bereitschaftsdienststruktu-
ren vereinbart werden.
Aus Sicht des KVBW-Vorstandsvor-
sitzenden sollte die gesundheitspoli-
tische Diskussion weniger auf die 
Zahl der Krankenkassen und stärker 
auf die Frage gerichtet werden, wo-
rin sich Krankenkassen künftig un-
terscheiden dürfen. 

Mehr Wettbewerb bei Wahltarifen

Braun plädiert dafür, mehr Wett-
bewerb über unterschiedliche Ver-
sorgungsangebote und Wahltarife 
zu ermöglichen. Versicherte könn-
ten dann bewusst zwischen ver-
schiedenen Modellen wählen, etwa 
einer hausärztlich koordinierten 
Versorgung oder Angeboten mit 

erweiterten digitalen Möglichkeiten. 
„Die entscheidende Frage lautet für 
mich: Worin dürfen sich Kranken-
kassen noch unterscheiden?“, findet 
der KVBW-Chef.
Für Braun sollte sich die Diskussi-
on nicht an einer bestimmten Zahl 
von Krankenkassen orientieren. Ent-
scheidend seien vielmehr vier As-
pekte: transparente und vergleichba-
re Effizienz, hohe Versorgungsqua-
lität, regionale Handlungsfähigkeit 
und echter Wettbewerb zwischen 
unabhängigen Akteuren.
Sein Fazit lautet deshalb: „Wir brau-
chen eine gewisse Vielfalt an Kran-
kenkassen.“ Denn Wettbewerb 
könne dazu beitragen, Versorgung 
weiterzuentwickeln und regiona-
le Lösungen zu ermöglichen, ohne 
dabei zusätzliche Bürokratie für die 
Praxen zu schaffen.� gk 

Prof. Dr. Simon Reif ist Gesund-
heitsökonom und Leiter der For-
schungsgruppe „Gesundheits-
märkte und Gesundheitspolitik“ 
am ZEW Mannheim. In seinem 
Gastbeitrag erklärt er, warum das 
Zusammenlegen von Krankenkas-
sen nicht automatisch zu Einspa-
rungen führen muss. 

Regelmäßig ist die Anzahl gesetz-
licher Krankenkassen Gegenstand 
von Diskussionen in der deutschen 
Gesundheitspolitik. Überwiegend 
vor dem Hintergrund der Verwal-
tungskosten wird in diesen Diskus-
sionen aus dem politischen Raum 
eine Reduktion der aktuell 93 
Krankenkassen auf zum Beispiel 
zehn oder etwa sechs bis maximal 
zwölf gefordert.  Was in der Debat-
te um die Anzahl der gesetzlichen 
Krankenversicherungen fehlt, ist 
eine sachliche Fundierung. Weder 
Befürworter einer Konsolidierung 
noch deren Kritiker benennen ein 
klares Kriterium, nach dem ermittelt 

werden kann, welche Kassenzahl 
optimal wäre. 
Die Diskussion um die Kassenzahl 
dreht sich im Kern um einen klas-
sischen ökonomischen Trade-off: 
Skaleneffekte auf der einen Seite, 
Wettbewerbsintensität auf der ande-
ren. Der Betrieb einer Krankenkasse 
ist mit Fixkosten wie etwa der IT-

Infrastruktur, Verwaltungspersonal, 
Gebäude, Rechts- und Prüfungsab-
teilungen sowie Leitungsstrukturen 
verbunden. Aus dieser Kostenstruk-
tur folgt das Argument der Fixkos-
tendegression: Eine Reduktion der 
Kassenzahl bei konstanter Gesamt-
versichertenzahl teilt diese Fixkos-
ten auf mehr Versicherte auf und 
senkt potenziell die Verwaltungs-
kosten je Versicherten. In der öf-
fentlichen Debatte wird dies häufig 
mit dem Schlagwort des Abbaus 
von „Doppelstrukturen“ verknüpft.
Demgegenüber steht das Wettbe-
werbsargument, wonach eine grö-
ßere Zahl von Krankenkassen zu 

einem intensiveren Wettbewerb 
um Versicherte führt und damit Ef-
fizienzsteigerungen begünstigt, die 
Servicequalität verbessert und In-
novationen in der Versorgung för-
dert. Sowohl Fixkostendegression 
als auch Wettbewerb sind grund-
sätzlich wünschenswert. Die Frage 
ist also, ab welcher Kassengröße 
die sinkenden Verwaltungskosten 
aus der Konsolidierung die sinken-
de Effizienz durch den Verlust an 
Wettbewerbsintensität ausgleichen.

Konsolidierung auch in Nach-
barländern

Die Diskussion um die optimale 
Anzahl an Krankenkassen ist kein 
rein deutsches Phänomen. In Öster-
reich wurden zum 1. Januar 2020 
die neun Gebietskrankenkassen zur 
Österreichischen Gesundheitskasse 
fusioniert. Die erhofften Kostenvor-
teile dieser Fusion blieben jedoch 
aus und die Verwaltungskosten sind 
entgegen den Reformzielen sogar 
gestiegen. Auch die Schweiz ver-
zeichnet einen Rückgang an Kran-
kenversicherungen seit Einführung 
des Krankenversicherungsgesetzes 
im Jahr 1996. Bis 2025 sank die 
Zahl der Versicherungen von 145 
auf 37, wobei sich die Verwaltungs-
kosten inflationsbereinigt kaum ge-
ändert haben. 
In Deutschland hat seit 1970 bereits 
eine umfassende Konsolidierung 
im GKV-System stattgefunden. Von 
den 1.815 Krankenkassen im Jahr 
1970 haben 1993 vor der Liberali-
sierung des Mitgliederwettbewerbs 
durch das GKV-Gesundheitsstruk-
turgesetz noch über 1.000 existiert. 
Seitdem ist die Zahl auf aktuell 93 
gesunken. 
Mit Daten aus den Jahresrechnungs-
ergebnissen, die von den Kranken-
kassen jährlich veröffentlicht wer-
den, kann der Zusammenhang 

zwischen Mitgliederzahl und Ver-
waltungskosten analysiert werden. 
Hier zeigt sich, dass kein klarer Zu-
sammenhang zwischen Anzahl der 
Versicherten und Verwaltungskos-
ten pro Versichertem besteht, we-
der in der Querschnittsbetrachtung 
noch beim Vergleich der Änderun-
gen von Jahr zu Jahr.  

Abhängig von Krankheitslast

Eine mögliche Ursache für die He-
terogenität der Verwaltungskosten 
kann sein, dass die Versicherten 
mancher Krankenkassen mehr Ver-
waltungsaufwand generieren als an-
dere. In der Tat besteht ein positiver 
Zusammenhang zwischen Krank-
heitslast und Verwaltungskosten. Es 
besteht allerdings ebenso ein positi-
ver Zusammenhang zwischen Ver-
waltungskosten und Zusatzbeiträ-
gen. Auch wenn GKV-Versicher-
te nicht perfekt preiselastisch sind, 
spricht dieser Zusammenhang da-
für, dass Krankenkassen mit höhe-
ren Verwaltungskosten aus Sicht 
der Versicherten zusätzliche Leis-
tungen, Servicequalität oder an-
dere nicht-preisliche Vorteile bie-
ten, die den höheren Preis zumin-
dest teilweise kompensieren. Dies 
legt nahe, dass Verwaltungskosten 
nicht ausschließlich als Maß für 
Verwaltungseffizienz interpretiert 
werden sollten, sondern zumindest 
teilweise auch mit Merkmalen der 
Krankenkassen zusammenhängen 
können, die von den Versicherten 
als nutzenstiftend wahrgenommen 
werden.
Strukturreformen, die auf eine wei-
tere Reduktion der Kassenzahl zie-
len, tragen das Risiko, den verblei-
benden Wettbewerb zu mindern, 
ohne die erhofften Einsparungen 
zu realisieren. Berechtigt ist dabei 
die Gegenfrage, worin die Vortei-
le einer größeren Kassenvielfalt 

liegen und wie Wettbewerb geziel-
ter für Effizienz- und Qualitätsge-
winne genutzt werden kann. Bie-
ten alle Krankenkassen ein weitge-
hend identisches Leistungsportfolio 
an, ist die Vorstellung nennens-
werter Wettbewerbseffekte wenig 
glaubhaft. Denn eine hohe Anzahl 
an Krankenkassen führt in einem 
stark regulierten Markt nicht auto-
matisch zu intensivem Wettbewerb 
und somit geringen Kosten. Durch 
eine stärkere wettbewerbliche Aus-
gestaltung des Leistungsmarktes in 
der GKV, beispielsweise durch die 
Ausweitung selektivvertraglicher 
Versorgungsformen und Wahltari-
fe, könnten die Vorteile der Kas-
senvielfalt stärker genutzt werden. 
Die gesundheitspolitische Debatte 
sollte daher über die reine Konso-
lidierungsfrage hinausgehen und 
stärker jene Ausgestaltungsdimen-
sionen in den Blick nehmen, die 
Verwaltungskosten und Wettbewerb 
jenseits von Kassenzahl und -größe 
beeinflussen. 

Weniger Krankenkassen führen nicht unbedingt 
zu niedrigeren Verwaltungskosten

Gastbeitrag von Prof. Dr. Simon Reif zur aktuellen Diskussion um die Kassen

Warum Wettbewerb der Versorgung helfen kann
 KV-Chef Dr. Karsten Braun nimmt im ÄND-Interview Stellung zur Frage, wie viele Krankenkassen es braucht 

Prof. Dr. Simon Reif 

Dieser Gastbeitrag basiert auf 
dem im Juli erschienenen Ar-
tikel Reif, S., Schubert, S., & 
Peters, P. G. (2026). 
Weniger Krankenkassen, ge-
ringere Kosten? Eine empiri-
sche Bestandsaufnahme. ifo 
Schnelldienst. 
ifo.de/DocDL/sd-2026-
07-zdg-reif-etal-patient-
gesundheitssystem.pdf

Wie viele Kassen sollte es geben?
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Das Gesundheitswesen steht vor 
weitreichenden Veränderungen. 
Spar- und Reformvorhaben auf 
Bundesebene wie das bereits be-
schlossenene GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz wirken sich 
unmittelbar auf die ambulante  Ver-
sorgung aus. Doch auch die Landes-
politik stellt Weichen, etwa bei der 
Gewinnung medizinischen Nach-
wuchses oder durch einen Fokus auf 
der Ambulantisierung von Leistun-
gen und bei der Weiterentwicklung 
von sektorenübergreifenden Ver-
sorgungsstrukturen im Rahmen der 
Krankenhausplanung. 
Für die KVBW und ihre Mitglie-
der sind die gesundheitspoliti-
schen Sprecherinnen und Spre-
cher der Fraktionen daher wichti-
ge Ansprechpartner im Landtag. 
Sie vertreten die Positionen ihrer 
Fraktionen zu Fragen der Gesund-
heitsversorgung und gehören dem 
Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit an. Dort werden die 
Themen fachlich beraten und Ent-
scheidungen des Plenums vorberei-
tet. Die Sprecherinnen und Sprecher 
der vier Fraktionen stellen wir im 
Folgenden kurz vor.� jk

Gesundheitspolitik im Landtag von Baden-Württemberg 
Das sind die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen

Grüne: Anna Wiech ist 2026 
über die Landesliste erstmals in 
den Landtag eingezogen und ver-
tritt den Wahlkreis Ravensburg. 
Die gebürtige Ravensburgerin ist 
ausgebildete Hotelfachfrau und 
arbeitete im Wahlkreisbüro des 
damaligen Landtagsabgeordne-
ten und Sozialministers Manne 
Lucha. Sie gehört seit 2024 auch 
dem Ravensburger Gemeinderat 
und dem Kreistag des Landkrei-
ses an.

CDU: Dr. Michael Preusch gehört 
dem Landtag seit 2021 an und hat 
2026 das Direktmandat im Wahl-
kreis Eppingen gewonnen. Der 
gebürtige Heilbronner hat in Hei-
delberg, der Schweiz und Austra-
lien Humanmedizin studiert. Er 
ist Oberarzt am Universitätsklini-
kum Heidelberg. Seit 2019 gehört 
er dem Kreistag des Landkreises 
Heilbronn an. Bereits in der ver-
gangenen Legislaturperiode war 
er gesundheitspolitischer Sprecher. 

AfD: Dr. Bernhard Pepperl ge-
wann 2026 im Wahlkreis Mann-
heim I das Direktmandat und zog 
erstmals in den Landtag ein. Der 
gebürtige Mannheimer studier-
te Zahnmedizin an der Universi-
tät Heidelberg und promovierte 
dort. Nach mehrjähriger Tätigkeit 
als Assistenzzahnarzt und Lehras-
sistent gründete er 1989 eine eige-
ne Zahnarztpraxis in Mannheim, 
die er bis zu seinem Ruhestand im 
Jahr 2024 führte.

SPD: Dr. Dorothea Kliche-Behnke 
gehört dem Landtag seit 2021 an 
und zog 2026 über die Landeslis-
te erneut ein. Sie vertritt den Wahl-
kreis Tübingen, wo sie Deutsch, 
Geschichte und katholische Theo-
logie studierte und promovierte. 
Sie ist stellvertretende Vorsitzende 
des Ausschusses für Soziales, Ar-
beit und Gesundheit sowie stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende und 
Parlamentarische Geschäftsführe-
rin der SPD-Landtagsfraktion.

Aus der Praxis in den Landtag
Dr. Jens Steinat ist Hausarzt und 
Mitglied des Landtags von Baden-
Württemberg. Zusammen mit sei-
ner Frau und angestellten Ärz-
ten betreibt er in Oppenweiler und 
Unterweissach im Rems-Murr-
Kreis eine Hausarztpraxis und eine 
Zweigpraxis. 

Seit März dieses Jahres ist Stein-
ats Expertise aber nicht mehr nur 
in seiner Praxis und gegenüber den 
Patientinnen und Patienten gefragt. 
Bei den Landtagswahlen wurde er 
als Abgeordneter seines Wahlkrei-
ses Backnang für die CDU in den 
Landtag gewählt. Das Gespräch mit 
ihm findet statt, während er im Auto 
sitzt und gerade von mehreren Ter-
minen zurückkommt, unter ande-
rem mit Krankenkassen und Apo-
thekervertretern. 
Es gibt noch zwei weitere Ärzte 
unter den CDU-Abgeordneten. Ei-
nen Hausarzt, der eine eigene Pra-
xis hat, aber nicht. Seine Tätigkeit 
möchte er auch keineswegs aufge-
ben. „Als Praxisinhaber bin ich es 
gewohnt, deutlich mehr als 40 Stun-
den pro Woche zu arbeiten. Daher 
bin ich zusätzlich zum Mandat und 
zur Arbeit im Wahlkreis immer 
noch circa 25 Stunden pro Woche 
mit Praxisarbeit beschäftigt, ver-
nachlässige aber keinesfalls mein 
politisches Mandat. Das sind zwei 
halbe Tage und viele Haus- und 
Pflegeheimbesuche an den Wochen-
enden und Verwaltungsarbeit“, be-
richtet er. „Mir ist es wichtig, dass 
ich den Bezug zum Alltag nicht ver-
liere und nicht in einer Abgeordne-
tenblase gefangen werde.“ 

Eingewöhnung in neue Aufgabe

Der Schritt aus der Praxis in den 
Landtag ist groß. „Man muss sich 
erst daran gewöhnen, dass die Ent-
scheidungsprozesse länger und 
komplizierter sind. In der täglichen 
Praxisarbeit müssen Entscheidun-
gen schneller getroffen werden. In 
der Politik dauert das meist länger.“ 
Darin sieht er aber auch gleich ei-
nes der großen Probleme und einen 
Auftrag für sich: „Wir können uns 
das nicht mehr leisten. Wir brau-
chen in der Politik und gerade auch 

in der Gesundheitspolitik zu lange 
und werden dann von der Entwick-
lung schon wieder überholt. Mir ist 
es wichtig, die Kombination aus 
Arzt, Hausarzt und Praxisinhaber 
in die Politik einzubringen und die 
Themen mitzugestalten.“
Das wird sicherlich nicht der einzi-
ge Unterschied zwischen Praxis und 
Landtag sein. Denn als Abgeordne-
ter ist er gleichzeitig Mitglied einer 
Fraktion. Seine Partei ist Teil der 
Regierung und stellt den stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten. „Natür-
lich gibt es hier eine Verantwortung, 

die jeder Abgeordnete 
auch für die Partei und 
Fraktion trägt. Aber 
ich bin sehr wert-
schätzend aufgenom-
men worden und habe 
schnell gemerkt, dass 
auch kritische An-
merkungen, die fun-
diert dargestellt wer-
den, trotzdem positiv 
aufgenommen wer-
den und auch wenn 
sie nicht immer der 
Parteilinie entspre-
chen, “ Das habe sich 
beispielsweise bei der 
Diskussion um die 
Spargesetze der Bun-
desregierung gezeigt. 
„Als wir darüber in 
der Fraktion disku-
tiert haben, wurden 
meine kritischen An-
merkungen dazu sehr 
ernst genommen. Sehr 
deutlich habe ich zum 
Ausdruck gebracht, 

dass Einsparungen erforderlich 
sind, sie aber ausgewogen sein müs-
sen, was hier nicht ausreichend der 
Fall gewesen ist.“

Sprecher für Pflegepolitik

Als Abgeordneter sitzt Steinat im 
Sozialausschuss des Landtages, in 
dem auch die Themen rund um das 
Gesundheitswesen mit bearbeitet 
werden. Der überwiegende Teil der 
Regelungen wird auf Bundesebene 
getroffen. Aber auch im Land gibt 
es Spielraum. „Ich merke schon, 

dass die Krankenhäuser deutlich 
mehr Aufmerksamkeit erhalten als 
die ambulante Versorgung. Da kann 
ich dann auch dagegenhalten.“ Sei-
ne Fraktion hat ihn zum Sprecher 
für Pflegepolitik und für das Thema 
Palliativmedizin gewählt. „Pflege 
ist für mich ein wichtiger Bereich, 
den ich auch als Hausarzt gut kenne. 
Ich setze mich für ein Primärversor-
gungssystem ein, in dem auch Rol-
len anders verteilt werden müssen. 
Als Hausärzte sind wir viel zu viel 
in Pflegeheimen für Tätigkeiten ein-
gebunden, die nicht unbedingt von 
uns ausgeführt werden müssen.“
Dabei wird ein weiteres Anliegen 
deutlich, das als Herzensanliegen 
von ihm angesehen werden kann. 
Ausgewogenheit ist deshalb auch 
einer der Begriffe, den er häufig 
nennt. „Wir befinden uns in einer 
strukturellen Krise. Denn Einspa-
rungen müssen mit Entlastungen 
einhergehen, damit Ausgewogen-
heit hergestellt wird.“ Entlastungen 
sieht er dabei nicht nur bei gesetzli-
chen Regelungen. „Auch die Ärzte-
schaft  muss tätig werden. Wir müs-
sen bereit sein, Qualitätsanforderun-
gen auf ihre Notwendigkeit hin zu 
überprüfen. Was bringt es uns, wenn 
wir zwar hohe Anforderungen an die 
Ausbildung für Palliativmediziner 
stellen, es dann aber niemand mehr 
macht? Diese Liste ließe sich lange 
fortsetzen. Wir müssen viele Rege-
lungen auf den Prüfstand stellen.“ 
Entscheidend sei eine grundsätzli-
che Frage: „Was können und was 
wollen wir uns künftig leisten? Das 
ist die zentrale Herausforderung im 
Gesundheitswesen.“� ks

Dr. Jens Steinat ist Landtagsabgeordneter und Hausarzt. 
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WAS MACHT EIGENTLICH ... ?

Vertreter-
versammlung
bestehend aus 
50 Mitgliedern,

Die VV trifft alle Entscheidungen 
von grundsätzlicher Bedeutung

Vorstand
•wählt den 

Vorstand
•vertritt die Mit-

glieder gegenüber 
dem Vorstand

•überwacht ihn

Wesentliche 
Aufgaben
•Beschluss der 

Satzung
•Festlegung des 

Haushaltsplans
•Aufstellung des

Honorarver-
teilungsmaßstabs

Ausschüsse
Die VV bildet
mehrere Ausschüs-
se, die sie bei der 
Wahrnehmung ihrer 
Kontrollaufgaben 
unterstützen.

darunter ein 1. Vorsitzender
und zwei Stellvertreter

Die Vertreterversammlung 
(VV) der KVBW besteht aus 
50 Delegierten aus den vier 
Regierungsbezirken in Baden-
Württemberg, die alle sechs 
Jahre von allen Mitgliedern 
gewählt werden können. 45 
der Delegierten sind dabei 
Ärztinnen und Ärzte, fünf De-
legierte stammen aus den Rei-
hen der Psychotherapeutin-

nen und -therapeuten. Die VV 
trifft alle grundlegenden Ent-
scheidungen, die die KVBW 
betreffen, vertritt die Mitglie-
der gegenüber dem Vorstand 
und überwacht ihn. Zu den 
Aufgaben der VV gehören der 
Beschluss der Satzung, die 
Festlegung des Haushalts-
plans und die Aufstellung des 
Honorarverteilungsmaßstabs.

An der Spitze der Vertreterver-
sammlung (VV) steht der alle 
sechs Jahre aus den Reihen der 
Mitglieder gewählte VV-Vorsit-
zende. In der aktuellen Wahl-
periode (2024 bis 2029) ist Dr.  
Thomas Heyer in dieser Funkti-
on, seine Stellvertreter sind Dr.  
Anne Gräfin Vitzthum von Eck-
städt und Dipl.-Psych. Ulrike Bö-
ker. Heyer bildet das Bindeglied 
zwischen dem Vorstand und der 
VV. Zu seinen Aufgaben gehört 
es unter anderem, die Sitzungen 
der VV zu leiten und Beschlüsse 
herbeizuführen, die VV mit der 
Arbeitsebene zu organisieren 
und sich ein Stimmungsbild in 
den verschiedenen Fachaus-
schüssen einzuholen. Die ergo-
Redaktion hat ihn zur VV und zu 
seiner Rolle befragt.

Herr Dr. Heyer, wie trägt die VV 
dazu bei, die Mitglieder zu 
vertreten? 

Die VV ist das höchste Entschei-
dungsgremium der KVBW. Sie 
übernimmt mit ihren 50 De-
legierten die Vertretung von 
rund 25.000 Ärzten und Psy-
chotherapeuten. Es ist also 
eine auf sehr wenige Personen 
gebündelte Funktion. Die Dele-
gierten haben dabei die große 
Aufgabe, politische, aber auch 
abrechnungstechnische Fragen 
zu diskutieren und letztendlich 
mitzuentscheiden. Dadurch, 
dass alle Mitglieder der Vertre-
terversammlung noch ärztlich 
oder psychotherapeutisch tä-
tig sind und auch sein müssen, 
spüren sie am eigenen Leib, wo 
die Sorgen und Nöte am größten 
sind. Gleichzeitig sehen sie aber 

auch, wo die größten Chancen 
liegen. Sie können so die Inter-
essen der Mitglieder der KVBW 
sehr gut als Selbstverwaltung 
vertreten. 

Was würden 
Sie jemandem 
raten, der sich 
engagieren 
möchte? 

Grundvoraus-
setzung ist es, 
gewählt zu wer-
den. Allerdings 
muss man ehr-
licherweise sa-
gen, dass man 
als sogenannter 
Einzelkämpfer 
wenig Chancen 
hat. Indem man sich in einem 
Berufsverband einbringt, kann 
man über eine Liste gewählt 
werden. Man muss also be-
rufspolitische Vorarbeit leisten. 
Das ist aber auch gut, weil man 
dadurch die Spielregeln im Sys-
tem kennenlernt. Man kann aber 
auch versuchen, sich zuerst in 
Gremien einzubringen. Da gibt 
es verschiedene Möglichkeiten: 
Zulassungsausschüsse, Diszi
plinarausschüsse und so weiter.

Ist es sinnvoll, sich zu enga-
gieren? 

Es sollte sich eigentlich jedes 
Mitglied engagieren. Es gibt 
dabei nicht nur die Vertreterver-
sammlung der KVBW, sondern 
auch die Ärztekammern, Kreis-
ärzteschaften oder eben die Be-
rufsverbände. Es wäre sinnvoll, 
wenn jeder versucht, sich neben 

seiner täglichen Arbeit für seine 
Interessen einzusetzen. Das ist 
aber natürlich auch zeitaufwen-
dig und ein gesamtgesellschaft-

liches Problem: Viele jammern 
lieber, als zu versuchen, etwas 
zu verändern. 

Was motiviert Sie an der Arbeit 
als VV-Vorsitzender?

Die Berufspolitik in der KVBW 
aktiv mitgestalten zu können. 
Ich mache seit sicherlich 15 
Jahren Berufspolitik und bin re-
lativ beeindruckt, wie viel man 
doch bewegen kann. Man hat 
dort die Möglichkeit, seine Inte-
ressen und die der Ärzteschaft 
zu vertreten. Es gibt auch immer 
wieder frustrierende Erlebnisse, 
aber der Eindruck, dass man gar 
nichts beitragen oder verändern 
kann, ist falsch. Man kann sich 
einsetzen und hat häufig auch 
Erfolg, denn: Wer soll besser 
wissen, was gut für die Ärzte-
schaft ist, als die Ärzteschaft 
selbst?� jh

Dr. Thomas Heyer ist Vorsitzender der VV.

Die Vertreterversammlung
VV-Vorsitzender Dr. Thomas Heyer erklärt, 
warum sich Engagement lohnt

Mit der neuen Gruppenpsychothera-
piebörse der Kassenärztlichen Verei-
nigung Baden-Württemberg (KVBW) 
werden verfügbare Therapieangebo-
te schneller sichtbar. Das erleichtert 
Patientinnen und Patienten die Suche 
und hilft Praxen, freie Plätze passge-
nau zu besetzen.
Wer Gruppenpsychotherapie an-
bietet, kennt die Situation: Während 
manche Gruppen schnell voll sind, 
bleiben anderswo Plätze unbesetzt. 
Die neue Börse bringt beides zusam-
men. Vertragspsychotherapeutinnen 
und Vertragspsychotherapeuten 
können dort ihre freien Plätze veröf-

fentlichen. Patientinnen und Patienten 
sowie überweisende Kolleginnen und 
Kollegen können gezielt nach pas-
senden Angeboten suchen. Ziel ist 
es, vorhandene Kapazitäten besser 
sichtbar zu machen und freie Plätze 
schneller zu besetzen.
Die Börse richtet sich an Psychothe-
rapeuten mit einer Genehmigung zur 
Durchführung und Abrechnung von 
Gruppenpsychotherapie. Dabei kön-
nen Angebote für Erwachsene eben-
so wie für Kinder und Jugendliche 
veröffentlicht werden. Berücksichtigt 
werden die psychotherapeutischen 
Behandlungsverfahren analytische 

Psychotherapie, tiefenpsychologisch 
fundierte Psychotherapie, Verhal-
tenstherapie und systemische The-
rapie.
Mit der neuen Börse erweitert die 
KVBW ihre Serviceangebote für Pra-
xen und unterstützt zugleich Patien-
ten bei der Suche nach geeigneten 
psychotherapeutischen Behand-
lungsangeboten.

 Weitere Informationen sowie die 
Gruppenpsychotherapiebörse finden 
Sie unter:
kvbawue.de/
gruppenpsychotherapieboerse

Gruppenpsychotherapie-Börse
Freie Plätze besser sichtbar machen
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Nachdem die KVBW im vergan-
genen Jahr eine Reihe von Bereit-
schaftspraxen geschlossen hat, wer-
den in diesem Jahr die Öffnungszei-
ten einzelner Praxen angepasst. Das 
Aufkommen in den Praxen war zu 
gering, als dass eine Öffnung mit 
Ärzten und Medizinischen Fachan-
gestellten (MFA) zu rechtfertigen 
gewesen wäre. 
Diese Veränderung hat die KVBW 
zusammen mit den Kliniken zum 
Anlass genommen, die Telemedizin 
voranzubringen. Die Idee entstand 
in einem Gespräch mit der Klinik 
in Emmendingen. Dr. Ulrich Sauer-
essig ist dort der Ärztliche Direktor 
und gleichzeitig Mitglied der Ver-
treterversammlung der KVBW.
Die Anregung bestand darin, Pati-
enten, die in die Notaufnahme kom-
men, aber niedrig triagiert werden, 
an eine MFA der KVBW weiter-
zuleiten. Die MFA ist mit einem 

Tablet ausgestattet und erklärt dem 
Patienten, wie docdirekt funktio-
niert. Gemeinsam mit dem Pati-
enten führt sie die digitale Erstein-
schätzung SmeD durch und erklärt, 
wie die Person bei Bedarf die tele-
medizinische Beratung in Anspruch 
nehmen kann. 
Den Patienten sollen damit unnö-
tige Wartezeiten in der Notaufnah-
me erspart bleiben, die Kliniken 
werden entlastet, die Zufriedenheit 
steigt. Dadurch erfahren die Pati-
enten auch, dass es bei Beschwer-
den eine Alternative gibt. Sie müs-
sen dann nicht den Weg in die Be-
reitschaftspraxis oder gar in die 
Notaufnahme auf sich nehmen. 
Schließlich kann der Behandlungs-
prozess in etwa 75 bis 80 Prozent 
der telemedizinischen Beratungen 
abgeschlossen werden. 
Das Angebot ist für drei Monate ge-
dacht. � ks

docdirekt in der 
Notaufnahme

Neues Projekt in Kooperation mit Kliniken

Telemedizin entlastet die Notaufnahmen.

Welche Herausforderungen be-
schäftigen Ärztinnen, Ärzte, Psy-
chotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten derzeit am meisten? 
Antworten erhielt KVBW-Vor-
standsvorsitzender Dr. Karsten 
Braun bei seiner Sommertour 
zu Praxen im Land.
Die Herausforderungen für 
Arzt- und Psychotherapeuten-
praxen mögen unterschiedlich 
sein, doch viele Sorgen haben 
eine gemeinsame Ursache. Es 
geht um die Frage, unter wel-
chen Bedingungen ambulante 
Praxen auch künftig verläss-
lich arbeiten und Verantwor-
tung übernehmen können.
PD Dr. Veit-Simon Eckle in 
Offenburg hat vor drei Jah-
ren die Hausarztpraxis über-
nommen. Er berichtete von 
einer Entwicklung, die viele 
Praxisteams zunehmend be-
lastet: Der Umgangston wird 
rauer. Medizinische Fachan-
gestellte erleben immer häu-
figer Respektlosigkeit und 
Anfeindungen durch Patientinnen 
und Patienten. Eine Entwicklung, 
die Eckle und sein Team belastet. 
Wie werden dann Patienten  reagie-
ren, wenn aufgrund von gesetzli-
chen Maßnahmen Facharzttermine 

seltener werden? Braun: „Ich ver-
stehe vollkommen, dass Dr. Eckle 
sich sorgt, ob Patienten eines Tages 
randalieren.“  
Ein anderes Bild zeigte sich in ei-
ner psychotherapeutischen Praxis 

im Landkreis Esslingen. Praxisin-
haberin Sabine Schäfer beschäf-
tigt mehrere Therapeutinnen und 
Therapeuten sowie ein eigenes Or-
ganisationsteam. Damit ermög-
licht die Praxis vielen Menschen 

einen Zugang zu dringend benötig-
ter psychotherapeutischer Versor-
gung. Gleichzeitig wurde deutlich, 
wie stark politische und rechtliche 
Entscheidungen die wirtschaftliche 
Planung von Praxen beeinflussen 

können. Die zeitweise angekün-
digte Kürzung der psychotherapeu-
tischen Vergütung um 4,5 Prozent 
sorgte bei ihr wie bei vielen ande-
ren Betroffenen für große Verunsi-
cherung. Auch wenn der Beschluss 

inzwischen gerichtlich ausgesetzt 
wurde, bleibt die Frage nach der 
langfristigen Planungssicherheit.
Für Braun führen beide Besuche zu 
einer zentralen Erkenntnis: „Am-
bulante Versorgung lebt von Men-

schen, die Verantwortung überneh-
men, Personal führen und unter-
nehmerische Risiken tragen. Damit 
auch künftig Ärztinnen, Ärzte so-
wie Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten den Schritt in die 

Selbstständigkeit wagen, brauchen 
sie verlässliche Rahmenbedingun-
gen.“
Eine gute Gesundheitsversorgung 
entsteht nicht allein durch Geset-
ze und politische Entscheidungen. 

Sie entsteht jeden Tag in den Praxen 
vor Ort, dort, wo Patientinnen und 
Patienten versorgt werden. „Genau 
deshalb ist der direkte Austausch 
mit den Menschen in den Praxen 
so wichtig“, resümiert Braun. � gk 

Sommertour durch die Praxen 
Was Ärzte und Psychotherapeutinnen aktuell bewegt

+

Veit-Simon Eckle (links) mit Braun und dem Praxisteam Braun im Gespräch mit Sabine Schäfer

Die KVBW hat im Juli darüber 
informiert, dass sie vor dem Hin-
tergrund der Investition in Verius-
Inhaberschuldverschreibungen 
Klage beim Landgericht Frank-
furt erhoben hat.

Die KVBW hatte ab 2019 in meh-
reren Tranchen bis 2022 in die-
se Anlagen investiert. Damals 
herrschte ein Zinsumfeld mit Ne-
gativzinsen, die bereits ein be-
trächtliches Volumen angenommen 
hatten. Damals war es erforderlich, 
das Geld so anzulegen, dass we-
nigstens der Werterhalt gesichert 
wird. 
Institutionen wie die KVBW unter-
liegen besonders strengen Richtli-
nien für ihre Finanzanlagen. Dem-
entsprechend hatte die KVBW die 
Anlagen auch auf ihre Konformi-
tät mit diesen SGB-IV-Richtlinien 
intensiv geprüft. Die Einschätzung 
der KVBW, dass sie mit dieser 
Anlage den strengen Anforderun-
gen des SGB IV und den internen 
Richtlinien folgt, wurde ihr mehr-
fach – auch durch externe Kontrol-
len – bestätigt. Ziel war stets, ihrer 
Verantwortung für den sorgsamen 
Umgang mit den Beiträgen ihrer 
Mitglieder gerecht zu werden. 
Zugesagte Zinszahlungen sind 
zunächst pünktlich erfolgt. Es 
gab daher keinen Grund für die 
KVBW, an der Anlageentschei-
dung zu zweifeln. 
Als sich zu einem späterem Zeit-
punkt Hinweise ergaben, dass 

möglicherweise Verluste entste-
hen könnten, war ein Ausstieg aus 
der Anlage schon nicht mehr mög-
lich. Nach und nach hat sich he-
rausgestellt, dass die KVBW und 
andere Anleger nach unserer heu-
tigen Auffassung durch ein unzu-
treffendes Anlagebild wiederholt 
hinsichtlich der Anlagesicherheit 
bewusst getäuscht wurden. We-
sentliche Anlagerisiken wurden 
verschleiert, zentrale Elemente für 
die Sicherheit wurden nicht wie 
zugesichert eingehalten, über die 
Vereinbarkeit des Wertpapiers mit 
den SGB-IV-Anforderungen wur-
de ein unzutreffendes Bild vermit-
telt. Inzwischen ist von einem To-
talverlust auszugehen. 

Gemeinsames Vorgehen

In der Vertreterversammlung am 
23. September 2026 haben die De-
legierten Vorstand und Geschäfts-
führung umfassend und kritisch 
zu allen relevanten Aspekten be-
fragt. Im Mittelpunkt standen die 
Entscheidungsprozesse bei der 
Geldanlage, die Entwicklung des 
Fonds, die Rolle der beteiligten 
Banken und Fondsakteure sowie 
die rechtlichen Möglichkeiten zur 
Durchsetzung von Schadensersatz-
ansprüchen.
„Die intensive Diskussion hat ge-
zeigt, wie wichtig es ist, dass alle 
relevanten Fragen offen und trans-
parent behandelt wurden. Vor-
stand und Selbstverwaltung stehen 

geschlossen hinter dem Ziel, die 
Vorgänge umfassend aufzuklären 
und mögliche Ansprüche konse-
quent durchzusetzen“, heißt es aus 
dem Kreis der Verantwortlichen. 
Ergänzend kommt eine Arbeits-
gruppe aus Delegierten der Ver-
treterversammlung zum Einsatz, 
die die vorhandenen Informatio-
nen sichten und eine kontinuierli-
che Begleitung des Verfahrens si-
cherstellen soll. 
Die Klage am Landgericht Frank-
furt richtet sich gegen mehrere an 
Konzeption, Verwaltung und Ver-
marktung des Fonds beteiligte Ak-
teure. Vorstand und Vertreterver-
sammlung sind sich dabei einig: 
Irreführende Darstellungen dürfen 
nicht folgenlos bleiben. Die Ver-
antwortlichkeiten müssen lücken-
los aufgearbeitet werden. Gleich-
zeitig gilt es, die finanziellen Inte-
ressen der Mitglieder bestmöglich 
zu schützen und entstandene Schä-
den soweit möglich zu begrenzen. 
Aufgrund des laufenden Klagever-
fahrens bittet die KVBW um Ver-
ständnis, dass sie derzeit nicht alle 
Fragen vollständig beantworten 
kann.� ks 

 Die Pressemitteilung ist unter 
www.kvbawue.de/presse/verius 
veröffentlicht.

KVBW klagt wegen Investment in  
Verius-Inhaberschuldverschreibungen 
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Die KVBW hat das Mitglieder-
portal um zwei wichtige Funk-
tionen erweitert: den Zugang 

„Freies Internet“ und die neue 
Praxiskennung. Damit können 
Sie viele Verwaltungsaufgaben 
noch einfacher digital erledigen, 
unabhängig vom Standort und 
künftig auch besser im Team 
organisieren. 
Das Ziel: weniger Bürokratie, 
mehr Flexibilität und mehr Zeit 
für die Versorgung von Patien-
tinnen und Patienten.
Ob Abrechnung, Genehmi-
gungsantrag oder die Meldung 
einer Abwesenheit: Viele Auf-
gaben im Praxisalltag laufen 
heute digital. Das Mitglieder-
portal bündelt diese Services 
an einem Ort und ermöglicht 
einen direkten, sicheren Aus-
tausch mit der KVBW. Mit den 
neuen Funktionen wird die Nut-
zung nun noch komfortabler.

Zugriff auch über Smartphone 
und Tablet möglich

Mit dem neuen Zugang „Freies 
Internet“ wird der Zugriff auf 
ausgewählte Online-Services 
deutlich einfacher. Mitglieder 
können sich künftig unabhängig 
von ihrem Praxisstandort ein-

loggen und bestimmte Anwen-
dungen auch mobil via Smart-
phone oder Tablet nutzen.
Das schafft mehr Flexibilität im 
Alltag. Wer beispielsweise von 
unterwegs wichtige Informatio-
nen abrufen, Nachrichten lesen 
oder organisatorische Aufga-
ben erledigen möchte, kann 
dies schnell und unkompliziert 
tun. Der neue Zugang ergänzt 
die bestehenden sicheren Zu-
gangswege und eröffnet zu-
sätzliche Möglichkeiten für die 
Nutzung ausgewählter digitaler 
Services.

Aufgaben gezielt im Team 
verteilen

Besonders praktisch ist die 
neue Praxiskennung. Sie er-
möglicht Praxisinhabern oder 
Praxisinhaberinnen, bestimmte 
Aufgaben gezielt an Mitarbei-
tende zu delegieren, ohne dass 
sie Ihren persönlichen Mitglie-
derportalszugang weitergeben 
müssen.
Mitarbeitende können mit einer 
eigenen Kennung auf freigege-  
bene Bereiche des Mitglieder-
portals zugreifen und dort de-
finierte Aufgaben selbstständig 
bearbeiten. Die Praxis erstellt 

und verwaltet die 
Zugangsdaten ei-
genständig. Auch 
Kennwörter können 
bei Bedarf selbst 
zurückgesetzt wer-
den. Unterschiedli-
che Berechtigungs-
stufen sorgen dafür, 
dass jede Person 
nur auf die Berei-
che zugreifen kann, 
die sie für ihre Ar-
beit benötigt.

Entlastung für die 
Praxisorganisation

Praxismitarbeiten-
de können unter 
anderem Dateien 
einreichen, das 
Nachrichtencen-
ter nutzen, Ter-
mine an die Ter-
minservicestelle 
melden, Vertreter 
und Abwesenhei-
ten erfassen oder 
Sprechstunden-
zeiten aktualisieren. Auch Ge-
nehmigungsanträge für Praxis-
mitarbeitende, die Verwaltung 
von Selektivverträgen sowie 
die Pflege von Stammdaten 

können über die Praxiskennung 
erledigt werden. 
Für viele Praxen bedeutet 
das eine spürbare Entlastung. 
Aufgaben landen dort, wo sie 
fachlich und organisatorisch 

am besten bearbei-
tet werden können. 
Ärztinnen, Ärzte 
und Psychothera-
peutinnen sowie 
Psychotherapeuten 
gewinnen dadurch 
Zeit für ihre eigent-
liche Aufgabe: die 
Versorgung ihrer 
Patientinnen und 
Patienten.

Digitalisierung, die 
den Praxisalltag 
unterstützt

Die beiden neuen 
Funktionen stehen 
beispielhaft für die 
Weiterentwicklung 
digitaler Servi-
ces der KVBW. Sie 
zeigen, wie Ver-
waltungsprozesse 
vereinfacht und 
gleichzeitig sicher 
gestaltet werden 
können. Oder an-
ders gesagt: Wer 

das Mitgliederportal nutzt, hat 
seine wichtigsten Verwaltungs-
aufgaben künftig noch einfa-
cher im Griff – jederzeit, überall 
und gemeinsam im Team. � gk

Zugang übers Internet jetzt möglich
Ausgewählte Services sind via Tablet oder Smartphone erreichbar

Weitere Infos unter 
kvbawue.de/mitgliederportal

Schnell und einfach – 
mit dem Mitgliederportal 
der KVBW.

Honorarunterlagen einsehen

Anträge digital stellen

Dateien einreichen

Jederzeit, 
überall - alles 
im Griff.

Ab April 2027 wird der Fahr-
dienst in Baden-Württem-
berg neu organisiert. Damit 
wird der Reform des Bereit-
schaftsdienstes ein weiterer 
wichtiger Baustein hinzuge-
fügt. Dann gibt es landesweit 
einen einheitlichen Fahrser-
vice mit nur noch einem An-
bieter, und die Dienstbezirke 
werden größer zugeschnit-
ten. 

Damit einher geht auch die Ände-
rung, dass die Patientinnen und 
Patienten zunächst eine teleme-
dizinische Beratung durchlaufen 

müssen, bevor ein Hausbesuch 
disponiert wird. Dadurch soll die 
Zahl der Hausbesuche gesenkt 
werden und es wird möglich, die 
Einsätze besser zu steuern. Ziel 
aller Änderungen ist es, dass die 

Dienstbelastung für die Ärztin-
nen und Ärzte sinken soll.

Neue Disposition wird vorberei-
tet

Eine weitere wesentliche Än-
derung betrifft die Disposition. 
Die KV SiS BW, die Tochterge-
sellschaft der KVBW, die für 
die Anrufe der 116117 im Bereit-
schaftsdienst zuständig ist und 
heute die Hausbesuche an die 
Ärzte vor Ort weitergibt, wird zu 
einer Leitstelle umfunktioniert: 
Fahrer und Arzt bekommen ei-
nen Einsatz übermittelt. Erst 

nach Abschluss eines Einsatzes 
erhält das Team den nächsten 
Auftrag. Dafür setzt die KV SiS 
künftig eine neue technische 
Lösung in Form einer App ein. 
Die App ist auf dem Smartphone 

des Fahrers installiert. Zudem ist 
in jedem Fahrzeug ein weiteres 
Smartphone für den Arzt vor-
handen, mit dem er Zugriff auf 
die App hat. Während der Fahrer 
nur Name und Adresse des Pa-
tienten auf seinem Handy sieht, 
erhält der Arzt erweiterte Infor-
mationen über das Ergebnis der 
Ersteinschätzung in der KV SiS 
und der Beratung durch den Te-
learzt. Die App dient gleichzeitig 
zur Dokumentation des Einsat-
zes. Eine einfache Lösung, die 
vor dem landesweiten Einsatz 
aber jetzt noch im Praxisalltag 
getestet werden soll.
Die KV SiS führt daher einen 
Pilotversuch mit dem neuen 
System durch: Von Oktober bis 

zum Jahresende werden die 
Anwendung und die Dispo-

sitionstaktik in den Fahr-
dienstbezirken Zollern-
Alb, Aalen und Wertheim 

getestet. Ein enges Moni-
toring während der Pilotpha-

se gewährleistet, dass die ge-
wonnenen Erkenntnisse schnell 
einfließen können. Der Anbieter 
der App ist eng eingebunden. 
Bis April steht damit eine funkti-
onierende und im Alltag erprobte 
Technik zur Verfügung. � ks

Neue Disposition im 
Fahrdienst wird pilotiert

Das Statistische Bundesamt 
(Destatis) führt eine bundes-
weite Kostenstrukturerhebung 
bei Arzt- und Zahnarztpraxen 
sowie Praxen psychologischer 
Psychotherapeuten durch. Die 
Erhebung bezieht sich auf das 
Jahr 2025 und soll zeigen, wel-
che Einnahmen Praxen erzielen 
und welche Aufwendungen da-
bei entstehen.
Für die Untersuchung werden 
per Zufallsstichprobe bundes-
weit höchstens sieben Prozent 
der Praxen ausgewählt. Die 
ausgewählten Praxen sind ge-
setzlich zur Auskunft verpflich-
tet. Ziel ist es, verlässliche und 
aktuelle Daten zur wirtschaft-
lichen Situation der Praxen 
zu gewinnen. Die Ergebnisse 
fließen unter anderem in die 
Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen ein und dienen 

Verbänden, Kammern und der 
Gesundheitspolitik als wichtige 
Grundlage.
Die ausgewählten Praxen erhal-
ten im Oktober 2026 ein Schrei-
ben mit den Zugangsdaten für 
den Online-Fragebogen. Die-
ser soll dann innerhalb von vier 
Wochen beantwortet werden. 
Die Veröffentlichung der Er-
gebnisse ist für Sommer 2027 
vorgesehen.� red

 Weitere Informationen zur 
Erhebung, Musterfragebögen 
und Antworten auf häufige Fra-
gen stellt Destatis zum Erhe-
bungsstart unter 
destatis.de/kme-portal 
bereit. Informationen zur Me-
thodik und zu Ergebnissen frü-
herer Erhebungen finden sich 
unter 
destatis.de/kme.

Befragung zu Kosten in 
Praxen startet im Herbst
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Wie fühlt es sich an, über viele Jah-
re dieselben Familien medizinisch 
zu begleiten? Wie lässt sich die Ar-
beit in der Praxis mit dem Privat-
leben vereinbaren? Und welche 
Möglichkeiten bietet eine Nieder-
lassung? Antworten darauf gibt die 
neue Nachwuchskampagne der KV 
Baden-Württemberg. 
Unter dem Titel „Werde Arzt in 
BW“ entsteht derzeit eine Website 
für Medizinerinnen und Mediziner. 
Sie soll verständlich und unterhalt-
sam zeigen, wie vielfältig die ambu-
lante Versorgung ist und dass in der 
Selbstständigkeit ganz unterschied-
liche Stärken gelebt werden können. 
Begleitend zum Start der Website 
wird es im kommenden Jahr eine 
Marketingkampagne in sozialen 
Medien und im öffentlichen Raum 
geben. Im Mittelpunkt stehen dabei 
keine Models, sondern echte Kol-
leginnen und Kollegen. Rund ein 
Dutzend Ärztinnen und Ärzte haben 
sich bereit erklärt, bei zwei Shoo-
tings mitzuwirken und zu schildern, 
warum sie gern in der ambulanten 
Versorgung arbeiten. 

BD Stuttgart wird zum  
Fotostudio

Für jeweils einen Tag verwandeln 
sich einige Räume in der BD Stutt-
gart in Dreh- und Fotostudios. Eine 
Visagistin sorgt für frisches Ausse-
hen, die Crew der beteiligten Agen-
tur für die perfekten Produktionsbe-
dingungen für Videos und Fotos. 
Einer der Teilnehmer beim ers-
ten Shootingtag war Thomas Her-
born. Der Hausarzt aus Meßkirch 
brennt für seinen Beruf und hat 
deshalb gerne für das Shooting zu-
gesagt. „Ich möchte anderen zei-
gen, wie schön und sinnstiftend die 

ambulante Versorgung ist, warum 
der Bereich so spannend ist und 
warum man sich niederlassen soll-
te.“ Herborn schätzt die langfristige 
Begleitung seiner Patientinnen und 
Patienten. Manchmal betreut er bis 
zu drei Generationen einer Familie 
gleichzeitig. So lernt er nicht nur die 
einzelnen Menschen, sondern auch 
ihr persönliches Umfeld kennen. 

„Man bekommt eine Dank-
barkeit, die man in keinem 
anderen Bereich erhält“, fin-
det Herborn. 

Positive Erfahrungen 
weitergeben 

Auch Kristina Heyt ist Teil 
der Kampagne. Seit Janu-
ar 2021 ist sie in einer Ge-
meinschaftspraxis nieder-
gelassen. „Ich wollte schon 
immer selbstbestimmt ar-
beiten“, erzählt sie in der 
Maske. Ein Vorbild hatte 
sie in der eigenen Familie: 
Ihr Vater war selbst nieder-
gelassener Kinderarzt und 
von seiner Arbeit begeistert. 
Heute erlebt sie, wie viel 
Gestaltungsspielraum die 
Niederlassung bietet. „Ich 
kann so arbeiten, wie es in 
mein Leben passt“, berich-
tet die dreifache Mutter. Die 
Tätigkeit in der Praxis habe 
sich immer gut mit der Fa-
milie vereinbaren lassen. 
Ihre Erfahrungen möchte 
sie nun an den medizini-
schen Nachwuchs weiter-
geben. Über die Arbeit in 
einer Praxis gebe es viele 
falsche Vorstellungen. Ein 
Grund dafür ist aus ihrer 

Sicht, dass junge Medizinerinnen 
und Mediziner während ihrer Wei-
terbildung nicht ausreichend Ein-
blick in den Praxisalltag erhalten. 
Wer die ambulante Versorgung nur 
von außen kennt, kann ihre Mög-
lichkeiten schwer einschätzen. 
Genau hier setzt „Werde Arzt in 
BW“ an. Die Kampagne zeigt, was 
die Arbeit in einer Praxis trotz aller 

Herausforderungen attraktiv macht: 
selbstbestimmtes Arbeiten, unter-
schiedliche Arbeitsmodelle und die 
Möglichkeit, Menschen über viele 
Jahre hinweg zu begleiten.

Anstoß für Niederlassung geben

Für die Mitglieder der KVBW ist 
die Nachwuchsgewinnung von      

großer Bedeutung. Viele Praxen su-
chen bereits heute Verstärkung oder 
eine Nachfolge. Wenn erfahrene 
Ärztinnen und Ärzte offen von ih-
rem Berufsalltag erzählen, können 
sie neuen Kolleginnen und Kolle-
gen Orientierung geben. Und viel-
leicht den Anstoß für eine Entschei-
dung, die zunächst gar nicht auf de-
ren Plan stand. � gk 

Einblicke für den ärztlichen Nachwuchs
Mit der neuen Kampagne „Werde Arzt in BW“ will die KVBW Mediziner für die Niederlassung begeistern. 
Das Besondere: Ärztinnen und Ärzte aus Baden-Württemberg erzählen selbst, was ihre Arbeit ausmacht. 

Im Mittelpunkt: Thomas Herborn (li.oben), Marc Lux und Kristina Heyt beim Shooting. 

Welche Folgen haben die Spargesetze der 
Regierung? Und was bedeuten sie für Pra-
xen und ihre Teams? Antworten darauf gab 
es beim Servicetag der KVBW in Freiburg. 
Rund 200 Teilnehmende waren der Einla-
dung des Bezirksbeirats Freiburg gefolgt. 

Inhaltlich prägten die Auswirkungen des Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes die Diskus-
sionen. Dr. Karsten Braun, Vorstandsvorsit-
zender der KVBW, und die stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende Dr. Doris Reinhardt 
machten deutlich, dass die gesetzlichen Än-
derungen erhebliche Folgen für die ambulante 
Versorgung haben werden. 
Braun kritisierte insbesondere die Rückfüh-
rung bisher extrabudgetär vergüteter Leistun-
gen in die morbiditätsorientierte Gesamtver-
gütung.  „Wir werden bestraft dafür, dass wir 
Patienten schnell Termine gegeben haben über 
die Terminservicestelle (TSS) oder über den 
Hausarztvermittlungsfall“, sagte Braun. Und 
Reinhardt ergänzte: „Den Patienten wird al-
les versprochen und wir werden in ein immer 

enger werdendes Korsett gesteckt. Wir arbei-
ten heute schon mehr, als wir bezahlt bekom-
men.“ Braun appellierte an die Praxen, sich 
auf die veränderten Rahmenbedingungen ein-
zustellen. Zugleich betonte er die Unterstüt-
zung durch die KVBW: „Wir werden weiter 
gemeinsam dafür kämpfen, dass die Politik 
erkennt, dass es die ambulante Versorgung 
nicht zum Nulltarif gibt. Die KVBW mit ihren 

Mitarbeitenden steht an Ihrer Seite.“
Prof. Faist, Sprecher des Bezirksbeirats Frei-
burg, kritisierte die fehlende leistungsgerech-
te Vergütung der Praxen ebenfalls und warb 
zugleich für einen verantwortungsvollen Um-
gang mit knappen Ressourcen: „Wir sollten 
aufhören, Bedürfnisse zu befriedigen, son-
dern nur noch Bedarfe decken.“ Seine Zusa-
ge an die Kolleginnen und Kollegen: „Wir als 

Beiräte und Delegierte der Vertreterversamm-
lung tun alles, um den Schaden zu begrenzen.“
Dr. Alessandro Cavicchioli, Bezirksbeirat der 
Bezirksdirektion Stuttgart, informierte über 
Auswirkungen des Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetzes für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten. 
Im Foyer informierten zahlreiche Fachberei-
che zu Themen wie Abrechnung, Verordnun-
gen, Hygiene, Datenschutz, Kooperationen 
und Niederlassung. Viele Besucherinnen und 
Besucher nutzten die Gelegenheit, konkrete 
Fragen aus ihrem Praxisalltag zu klären.
Die Veranstaltung klang im Garten der Be-
zirksdirektion aus. Beim Grillbuffet wurden 
Kontakte gepflegt, Erfahrungen ausgetauscht 
und die Diskussionen des Tages fortgesetzt. 
Übrigens: Der Servicetag fand zum letzten 
Mal in den bisherigen Räumlichkeiten der Be-
zirksdirektion statt. Ab 2027 wird das Verwal-
tungsgebäude neu gebaut. Nach dem Auftakt 
in Freiburg folgen im Oktober die Servicetage 
in Reutlingen und Stuttgart. Näheres dazu 
erfahren Sie auf Seite 16. � mt

Viel Andrang beim Servicetag in Freiburg

Servicetag Freiburg:
Antworten auf die drängenden Fragen der Praxen
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Das neue Digitalgesetz soll den 
KVen zusätzliche Möglichkeiten 
geben, ihre Mitglieder bei der Di-
gitalisierung zu unterstützen. Die 
kostenlose IT-Beratung der KVBW 
bietet schon heute ein breites Spek-
trum an praxisnahen Angeboten.

Die Digitalisierung gehört längst 
zum Alltag in Arzt- und Psychothe-
rapiepraxen. Telematikinfrastruk-
tur, elektronische Anwendungen, 
Datenschutz, IT-Sicherheit und di-
gitale Kommunikationswege stel-
len Praxen vor immer neue Anfor-
derungen. Gleichzeitig müssen In-
vestitionen in Hard- und Software 
sorgfältig geplant werden. Die IT-
Beratung der KVBW unterstützt 
dabei mit unabhängigen und her-
stellerneutralen Informationen.
Was heute selbstverständlich er-
scheint, begann bereits Anfang 
der 1990er-Jahre. Damals standen 

zunächst Fragen rund um Lesegerä-
te und Drucker für die Vorläufer der 
Krankenversichertenkarte im Mit-
telpunkt. Mit der verpflichtenden 
EDV-gestützten Abrechnung, der 
Einführung der elektronischen Ge-
sundheitskarte und der fortschrei-
tenden Digitalisierung stiegen die 

Anforderungen an die Praxis-IT 
kontinuierlich. Parallel dazu wuchs 
auch die IT-Beratung der KVBW. 
Aus einer einzelnen Ansprechpart-
nerin ist ein Team mit sechs IT-Be-
ratern und einem Teamleiter ge-
worden.

Unterstützung bei allen Fragen 
rund um die Praxis-IT

Heute erreichen die IT-Beratung 
durchschnittlich rund 1.500 Anfra-
gen pro Quartal. Die Themen rei-
chen von Praxisverwaltungssyste-
men über Hard- und Software bis 

hin zur Telematikinfrastruktur, IT-
Sicherheit und digitalen Anwen-
dungen. Ein wichtiger Bestandteil 
sind individuelle Beratungen zur 
Weiterentwicklung der Praxis-IT. 
Dabei unterstützen die Beraterin-
nen und Berater Praxen unter an-
derem bei der Einführung neuer 

digitaler Anwendungen, bei der 
Planung technischer Investitionen 
oder bei Fragen zur Telematik
infrastruktur. Auch wer einen 
Wechsel des Praxisverwaltungssys-
tems plant, erhält Orientierung zu 
organisatorischen und technischen 
Voraussetzungen.
Darüber hinaus begleitet die IT-
Beratung regelmäßig Praxen bei 
ihrem Start in die vertragsärztliche 
oder vertragspsychotherapeutische 
Tätigkeit. Rund 80 Erstberatungen 
pro Quartal helfen dabei, die not-
wendigen IT-Strukturen von An-
fang an bedarfsgerecht aufzubauen.

IT-Sicherheit im Fokus

Mit der zunehmenden Digitalisie-
rung gewinnt auch die IT-Sicherheit 
an Bedeutung. Praxen müssen sen-
sible Patientendaten schützen und 
die Anforderungen der KBV-IT-Si-
cherheitsrichtlinie erfüllen. Die IT-

Beratung informiert über technische 
und organisatorische Maßnahmen, 
unterstützt bei Fragen zur Absiche-
rung der Praxis-IT und gibt Hinwei-
se zur Vorbereitung auf mögliche IT-
Ausfälle oder Cyberangriffe. Ziel ist 
eine sichere und stabile IT-Umge-
bung, die den Praxisbetrieb zuver-
lässig unterstützt.

Angebote besser bewerten

Viele Praxen erhalten regelmä-
ßig Angebote für neue Hard-
ware, Software, Sicherheitslö-
sungen oder Komponenten der 

Telematikinfrastruktur. Die darin 
beschriebenen Leistungen und tech-
nischen Begriffe lassen sich oft nur 
schwer einordnen.
Mit ihrer Angebotsprüfung bietet die 
KVBW hier eine zusätzliche Orien-
tierungshilfe. Die IT-Beratung er-
läutert technische Zusammenhän-
ge, weist auf relevante Anforderun-
gen hin und unterstützt Praxen dabei, 
konkrete Angebote mit ihren tatsäch-
lichen Bedürfnissen abzugleichen. 
So können Investitionsentscheidun-
gen besser vorbereitet werden.

Beratung per Mail, Video oder 
telefonisch

Jede Praxis hat unterschiedliche 
Anforderungen. Deshalb beginnt 
jede Beratung mit einem Blick auf 
die individuellen Abläufe und Ziele. 
Gemeinsam werden bestehende Sys-
teme, aktuelle Fragestellungen und 
geplante Vorhaben betrachtet. Die 
IT-Beratung vermittelt ihr Wissen 
darüber hinaus auch in Seminaren 
und Vorträgen. Zusätzlich führt die 
IT-Beratung  Hospitationen durch. 
Sie ermöglichen einen direkten Ein-
blick in die Abläufe vor Ort und hel-
fen dabei, Potenziale für die Digita-
lisierung und die Weiterentwicklung 
technischer Prozesse zu identifizie-
ren.
Die Beratung erfolgt telefonisch, 
per Mail oder Videokonferenz. Sie 
ist unabhängig, produkt- und herstel-
lerneutral. Termine können telefo-
nisch, per E-Mail oder über das On-
line-Terminvergabetool der KVBW 
vereinbart werden. � jh

Orientierung im digitalen Praxisalltag
Die IT-Beratung der KVBW unterstützt mit vielfältigen Beratungsangeboten

Die IT-Beratung unterstützt auch 
bei Praxisübernahmen. Dr. Sven-
ja Tenenbaum, Lungenfachärztin 
in Heidelberg, teilt im Gespräch 
mit ergo ihre Erfahrung mit der 
Beratung. 

Frau Dr. Tenenbaum, warum 
mussten Sie sich überhaupt mit 
der EDV beschäftigen? 

Ich hatte gerade eine Praxis über-
nommen, die auf dem technischen 
Stand der 80er Jahre war. Wir hatten 
vorsintflutliche Computerarbeits-
plätze. Kurzes Beispiel: Mailan-
hänge mussten als Stoß Papier aus-
gedruckt und anschließend wieder 
für die Patientenakte eingescannt 
werden, weil es keine Verknüpfung 
zwischen den Systemen gab. Das 
wollte ich anders haben. 

Wie sind Sie dann zur IT-Bera-
tung der KVBW gekommen?
 
Ich hatte mich bei der Praxisüber-
nahme sehr proaktiv über verfügba-
re Beratungsangebote informiert, um 

Fallstricke zu vermeiden. Dadurch 
bin ich auch auf die IT-Beratung ge-
stoßen. Ich habe dann ein Seminar 
zu EDV in der Praxis besucht, bei 
dem erklärt wurde, welche Möglich-
keiten es heute überhaupt gibt. Wir 
haben uns danach mit mehreren Per-
sonen in der Praxis damit beschäf-
tigt, welches System wir einsetzen 
wollen. Auch wenn dort keine kon-
kreten Produkte empfohlen wurden, 
haben die Eindrücke aus dem Semi-
nar bei der Entscheidungsfindung 
sehr geholfen. 

Wie lief die anschließende Um-
setzung ab? 

Die Umsetzung des neuen Sys-
tems lief vor allem über den Anbie-
ter. An den Stellen, an denen das 
System nicht ganz zu den Vorga-
ben der KVBW gepasst hat, konn-
te dann wiederum die IT-Beratung 
unterstützen. Beides hat sich gut 
ergänzt. Der Anbieter hat bei kon-
kreten Fragen zum Programm ge-
holfen, die IT-Beratung kümmert 
sich um übergeordnete Fragen und 

weiß, welche Er-
fordernisse von-
seiten der KV be-
stehen. Die IT-
Beratung war da 
immer gut an-
sprechbar. 

Haben Sie die 
Beratung auch 
danach noch 
in Anspruch 
genommen? 

Wir hatten auch 
noch nach der 
Umsetzung im 
Rahmen von Da-
tenschutzfragen und der Handha-
bung von Datensätzen mehrmals 
Kontakt. Zwei Mitarbeitende der 
Beratung haben etwas später sogar 
noch in unserer Praxis hospitiert 
und haben sich die Real-Life-Be-
dingungen vor Ort angeschaut. Es 
ist wichtig, dass man nicht nur im 
Elfenbeinturm sitzt, sondern auch 
die tatsächlichen Bedingungen in 
den Praxen kennt. 

Wie haben Sie die Beratung 
insgesamt wahrgenommen?

Wenn man normalerweise bei ei-
ner IT-Abteilung anruft, ist die 
erste Frage oft: „Was hast du jetzt 
schon wieder kaputtgemacht?“ 
Die IT-Beratung der KVBW ist 
da ganz anders. Die Beraterin war 
immer sehr wertschätzend und hat 
auch mehrfach gestellte Fragen 

geduldig beantwortet. Wir Ärz-
te sind eben Laien bei der EDV, 
aber durchaus lernfähig. Ich habe 
die Beraterinnen und Berater im-
mer als persönlich sehr engagiert 
empfunden.

Sie würden die IT-Beratung der 
KVBW also weiterempfehlen?

Selbstredend.

„Sehr 
wertschätzend“

Dr. Svenja Tenenbaum hat ihre Praxis nach der Übernahme modernisiert.

Jetzt Beratung 
ausmachen:

	 0711 7875-3570

	 itp@kvbawue.de
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UNTERNEHMEN PRAXIS

Die Überweisung an eine Fach-
ärztin oder einen Facharzt ist ein 
zentraler Bestandteil der täglichen 
Patientenversorgung. Doch endet 
mit der Behandlung des überwie-
senen Patienten die Kommunika-
tion nicht. 

Für eine lückenlose Patientenbe-
treuung ist es entscheidend, dass 
die Ergebnisse der Untersuchung 
oder Behandlung zeitnah an die 
überweisende Praxis zurückgemel-
det werden.
Der Arztbrief stellt dabei das wich-
tigste Instrument des fachlichen 
Austauschs dar. Er informiert über 
Diagnosen, Befunde, durchge-
führte Maßnahmen und das weite-
re Vorgehen. Dies ist auch im Pa-
ragraf 73 Absatz 1b SGB V fest-
gelegt. 
Nur wenn die überweisende Ärz-
tin oder der überweisende Arzt die-
se Informationen erhält, kann die 
weitere Betreuung auf einer voll-
ständigen Informationsbasis er-
folgen. Dies vermeidet Doppel-
untersuchungen, verbessert die 
Therapiekoordination und trägt 
maßgeblich zur Patientensicher-
heit bei.
Trotz der hohen Bedeutung wer-
den Arztbriefe in einigen Fällen 
noch sehr verspätet oder auf klas-
sischen Wegen wie Post oder Fax 

versendet. Dabei stehen inzwi-
schen moderne digitale Möglich-
keiten zur Verfügung, die den Ver-
sand deutlich vereinfachen und be-
schleunigen.

Der eArztbrief

Mit dem elektronischen Arzt-
brief (eArztbrief) über die Tele-
matikinfrastruktur (TI) können 
medizinische Dokumente sicher, 
datenschutzkonform und direkt 
zwischen den beteiligten Praxen 
ausgetauscht werden. 
Der Versand erfolgt unmittelbar 
aus dem Praxisverwaltungssys-
tem heraus und ist häufig schon in 
den bestehenden Arbeitsabläufen 

integriert. Lange Postlaufzeiten 
entfallen, und wichtige Informati-
onen stehen den weiterbehandeln-
den Kolleginnen und Kollegen  
schneller zur Verfügung. Wird der 
Arztbrief zusätzlich noch in der 
ePA hinterlegt, können auch weite-
re Behandler und der Patient selbst 
auf diese Informationen zugreifen.
Neben der Zeitersparnis profitieren 
Praxen von einer höheren Prozes-
squalität. Dokumente gehen nicht 
verloren, die Zustellung erfolgt da-
tenschutzkonform und nachvoll-
ziehbar, und die digitale Ablage 
erleichtert die spätere Recherche. 
So wird die Zusammenarbeit zwi-
schen Hausarzt- und Facharztpra-
xen gestärkt.

Verlässlich informieren

Die Digitalisierung bietet damit die 
Chance, eine bewährte Form der 
ärztlichen Kommunikation auf ein 
neues Niveau zu heben. Wer nach 
einer Überweisung konsequent ei-
nen Arztbrief versendet und dabei 
die Möglichkeiten des eArztbriefs 
über die TI nutzt, leistet einen 
wichtigen Beitrag zu einer effizi-
enten, sicheren und patientenorien-
tierten Versorgung. Schließlich en-
det eine gute Behandlung nicht mit 
dem letzten Untersuchungsschritt, 
sondern mit einer verlässlichen In-
formation an die Kolleginnen und 
Kollegen, die die weitere Betreu-
ung übernehmen.� mg

Medizinische Notfälle sind bei nie-
dergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
eher selten, erfordern im Ernstfall 
jedoch ein schnelles, koordiniertes 
und sicheres Handeln des gesamten 
Teams. Gerade weil kritische Situ-
ationen nicht zum Praxisalltag ge-
hören, ist eine regelmäßige Vorbe-
reitung entscheidend. Gut struktu-
rierte Notfalltrainings helfen dabei, 
Abläufe einzuüben, Verantwortlich-
keiten zu klären und die Handlungs-
sicherheit aller Mitarbeitenden zu 
stärken.

Vorbereitet auf den Ernstfall

Regelmäßige Trainings leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherheit der 
Patientinnen und Patienten. Sie un-
terstützen dabei, in einer Stresssitu-
ation ruhig und zielgerichtet zu han-
deln, Kommunikationswege zu fes-
tigen und den sicheren Umgang mit 
Notfallausrüstung zu gewährleisten. 
Darüber hinaus bietet das Training 
die Möglichkeit, bestehende Pro-
zesse kritisch zu hinterfragen und 
Verbesserungspotenziale frühzeitig 
zu erkennen. In der aktuellen QM-
Stichprobe zeigte sich, dass nur 56 
Prozent aller teilnehmenden Praxen 
Notfalltrainings durchgeführt ha-
ben. Gemäß der QM-Richtlinie ist 
das Notfallmanagement jedoch als 
verpflichtendes Instrument für alle 
Praxen vorgesehen. 

Best-Practice-Empfehlungen für 
Notfalltrainings

Bewährt haben sich praxisnahe 
Übungen, die typische Notfallsitu-
ationen aus dem Versorgungsalltag 
abbilden. Hierzu zählen beispiels-
weise Kreislaufzusammenbrüche, 
allergische Reaktionen, Bewusst-
losigkeit oder Reanimationssitua-
tionen. Die Übungen sollten mög-
lichst im gewohnten Arbeitsumfeld 
stattfinden und alle Teammitglieder 
einbeziehen.

Empfehlung:
•	 Durchführung eines strukturier-

ten Notfalltrainings mindestens 
einmal jährlich

•	 Aktive Einbindung des gesamten 
Praxisteams

•	 Regelmäßige Überprüfung von 
Notfallkoffer, Medikamenten und 
technischen Geräten

•	 Klare Festlegung von Rollen und 
Verantwortlichkeiten im Notfall.

•	 Nachbesprechung zur Identifika-
tion von Verbesserungsmöglich-
keiten

•	 Dokumentation der Trainings ein-
schließlich Teilnehmern, Inhalten 
und Ergebnissen

Regelmäßige Übungen stärken die 
Handlungssicherheit des Teams und 
fördern einen souveränen Umgang 
mit Notfallsituationen.� mf

Notfalltrainings in der Praxis
Regelmäßige Übungen helfen, bestehende Prozesse kritisch zu hinterfragen und für Ernstfälle gerüstet zu sein 

Bei Notfällen muss schnell gehandelt werden.

Was ist die QM-
Stichprobe?

Alle zwei Jahre sind die Kas-
senärztlichen Vereinigungen 
verpflichtet, vier Prozent ihrer 
Mitglieder zur Teilnahme an der 
QM-Stichprobe aufzufordern. 
Die rechtliche Grundlage hierfür 
bildet die QM-Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschus-
ses (G-BA). In dieser Richtlinie 
ist festgelegt, welche Grundele-

mente, Methoden, Instrumente 
und Anwendungsbereiche Pra-
xen im Rahmen ihres praxisin-
ternen Qualitätsmanagements 
entwickeln und umsetzen sol-
len. Für neu niedergelassene 
Praxen gilt eine Umsetzungs-
frist von drei Jahren. Die KVBW 
unterstützt Praxen bei der Ein-
führung, Weiterentwicklung 
und Umsetzung ihres Qualitäts-
managements und begleitet sie 
bei der Erfüllung der Anforde-

rungen der QM-Richtlinie. Das 
Beraterteam steht Ihnen mit 
vielfältigen Vorlagen, Arbeits-
hilfen und Servicepaketen zur 
Seite. Unterstützung erhalten 
Sie in persönlichen sowie in 
Online-Beratungsgesprächen. 

 Sie erreichen die QM und 
Praxismanagemntberatung unter 
Tel: 0711 7875-3300 
oder per E-Mail: 
praxisservice@kvbawue.de

Fortbildung: 
Resistenzen

Wenn Antibiotika ihre Wirk-
samkeit verlieren, hat das di-
rekte Auswirkungen auf die 
Patientenversorgung. Um Re-
sistenzen vorzubeugen, ist ein 
verantwortungsvoller Einsatz 
dieser Medikamente entschei-
dend. 
Das Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG) bietet deshalb 
am 21. Oktober 2026 von 14.00 
Uhr bis etwa 16.30 Uhr eine On-
line-Fortbildung zur Deutschen 
Antibiotika-Resistenzstrategie 
DART 2030 an. Vorgestellt und 
diskutiert werden die Strategie 
sowie Projekte und Leitlinien, 
die zu ihrer Umsetzung beitra-
gen. Die Strategie wurde 2023 
verabschiedet und beinhaltet 
unter anderem die Handlungs-
felder Prävention, Monitoring, 
sachgerechter Antibiotika-
einsatz sowie Forschung und 
Entwicklung. Die Veranstaltung 
richtet sich an Ärztinnen und 
Ärzte aller Fachrichtungen aus 
dem ambulanten und stationä-
ren Bereich. 
Eine Anerkennung der Ver-
anstaltung mit Fortbildungs-
punkten bei der zuständigen 
Ärztekammer ist vorgesehen. 
Anmeldungen sind bereits jetzt 
per E-Mail an amr@bmg.bund.
de möglich. � red

ARZTBRIEFE NACH ÜBERWEISUNGEN
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Nach mehreren Jahren ohne Kinder-
arztpraxis werden Kinder und Ju-
gendliche in Titisee-Neustadt wie-
der wohnortnah versorgt. Der Frei-
burger Kinderarzt Andreas Kreft hat 
dort eine Zweigpraxis aufgebaut und 
setzt dabei auf ein Team, das zwi-
schen den beiden Standorten pendelt. 
Im Interview mit der ergo-Redaktion 
berichtet er über die Entstehung des 
Projekts, die Herausforderungen bei 
der Umsetzung sowie die Chancen, 
ärztlichen Nachwuchs zu gewinnen.

Wie entstand die Idee, neben Ih-
rer Freiburger Praxis auch einen 
Standort in Titisee-Neustadt auf-
zubauen?

Im Hochschwarzwald gab es von 
Kirchzarten bis Donaueschingen und 
von Furtwangen bis nach Bonndorf 
keinen einzigen Kinderarzt. Eine 
Großmutter, deren Enkel bei mir be-
handelt wurde, gab den Anstoß. Sie 
war im Bürgerrat in Neustadt enga-
giert. Daraufhin rief mich der Bür-
germeister aus Titisee-Neustadt an, 
und gemeinsam entwickelten wir die 
Idee für eine Zweigpraxis.

Wie war hier die Rollenvertei-
lung?

Meine Aufgabe war es, ein Team zu-
sammenzustellen und die Praxis zu 
organisieren. 

Die Stadt hat geeignete Räume und 
das Inventar gestellt sowie einen 
Mietzuschuss für die ersten fünf 
Jahre zugesagt. Die Stadt und den 
Bürgermeister kann ich nur loben, 
ich wurde von Anfang an super un-
terstützt. 

Wie lange hat es von der Idee bis 
zur Eröffnung der Zweigpraxis 
gebraucht?

Von den ersten konkreten Gesprä-
chen und Planungen bis zur Praxis-
öffnung sind rund eineinhalb Jahre 
vergangen.

Welche Voraussetzungen machen 
ein solches Modell erfolgreich?

Ich habe ein gut funktionierendes 
und motiviertes Team. Das ist ex
trem wichtig. Außerdem ist die 
gute Anbindung an den öffentlichen 
Nahverkehr von Vorteil. Sowohl die 
Ärztinnen und Ärzte als auch eini-
ge MFA pendeln mit dem Zug zwi-
schen Freiburg und Neustadt. 

Wie gelingt es Ihnen, Kollegin-
nen und Kollegen für dieses Ar-
beitsmodell zu gewinnen?

Meine Idee war, jungen Kollegen 
anzubieten, zwei Tage in der Pra-
xis in Freiburg zu arbeiten und zwei 
Tage in Neustadt. Dafür habe ich 

relativ schnell Ärztinnen gefunden. 
Mittlerweile sind wir ein Team von  
zwei Ärztinnen und zwei Ärzten. 
Jeder von uns geht zweimal in der 
Woche nach Neustadt. Ärzte zu ge-
winnen war kein Problem. Ich be-
komme in Freiburg häufig Initiativ-
bewerbungen.

Was sagen die Patienten in Neu-
stadt dazu?

Die Menschen sind wahnsinnig 
dankbar, weil sie sich sehr vernach-
lässigt fühlen. Pro Tag haben wir 
zwei bis drei U3-Untersuchungen. 
Das zeigt, wie hoch der Bedarf ist.

Viele Regionen kämpfen mit 
Versorgungsengpässen. Welche 
Chancen sehen Sie im Modell der 
Zweigpraxis für die Nachwuchs-
gewinnung?

Die Zweigpraxis ist eine Art „Fran-
chise-Modell“. Wir haben einen 
Modellcharakter für zwei Standor-
te, die durch den ÖPNV gut mitei-
nander verbunden sind. Dabei pro-
fitieren die jungen Kolleginnen und 
Kollegen von bereits etablierten 
Strukturen und meiner langjährigen 
Erfahrung als Praxisinhaber. Sie 
können sich auf die medizinische 
Tätigkeit konzentrieren und gleich-
zeitig lernen, wie eine Praxis organi-
satorisch und wirtschaftlich geführt 

wird. So lernen sie nach und nach, 
wie das Set-up Kinderarzt funktio-
niert.

Mit den Erfahrungen der letzten 
Monate: Würden Sie diesen 
Schritt noch einmal gehen?

Ja, auf jeden Fall. Ich habe das 
Glück, ein wirklich tolles Team zu 
haben! 
Sorge bereitet mir allerdings das 
GKV-Spargesetz. Wir können nicht 
immer mehr Patientinnen und Pati-
enten behandeln, wenn wir immer 
weniger Geld bekommen. Das wird 
nicht funktionieren. Die Zweipraxis 

in Neustadt wird überwiegend mit 
angestellten Ärzten bedient, das be-
schränkt den ökonomischen Spiel-
raum.

Zur Person:
Andreas Kreft, seit 2014 niederge-
lassener Facharzt für Kinder- und 
Jugendmedizin in Freiburg, zuvor 
tätig in der Uniklinik Freiburg und 
als angestellter Arzt in einer Klinik 
in Basel-Land (Schweiz)

Angaben zur Praxis: 
Insgesamt 15 Angestellte, 4 Ärzte 
(2 Frauen / 2 Männer) und 11 Me-
dizinische Fachangestellte

Am 23. Juli 2026 hat der 12. Se-
nat des Bundessozialgerichts 
(Az.: B 12 BA 7/24 R) erneut eine 
Entscheidung zur sozialversi-
cherungsrechtlichen Einordnung 
ärztlicher Tätigkeiten getroffen:
Der Kläger war als Facharzt für 
Neurochirurgie gemeinsam mit 
einem weiteren Arzt in einer BAG 
tätig. Beide versorgten in einem 
Krankenhaus eine belegärztlich 
geführte neurochirurgische Sta-
tion. Außerdem vereinbarten sie 
mit dem Krankenhaus in einer 

„Zusatzvereinbarung zum Beleg-
arztvertrag“, an insgesamt 335 
Tagen pro Jahr eine 24-stündi-
ge neurochirurgische Rufbereit-
schaft sicherzustellen. Dabei 
musste jederzeit mindestens 
einer der beiden Ärzte erreich-
bar sein und bei Bedarf inner-
halb von höchstens 30 Minuten 
im Krankenhaus erscheinen. Für 
jeden Rufbereitschaftsdienst 
wurde eine Pauschale gezahlt. 
Daneben erhielten die Ärzte für 
vom Krankenhaus im Einzelfall 
angeforderte rein konsiliarische 
Leistungen bei vollstationären 

Patienten ein pauschaliertes 
Entgelt in Höhe von monatlich 
3.750 Euro. 

Facharzt erhob Klage gegen 
Feststellung

Auf Antrag des Klägers stell-
te die DRV Bund fest, dass die 
im Rahmen der Rufbereitschaft 
ausgeübten Leistungen im 
Rahmen eines abhängigen Be-
schäftigungsverhältnisses und 
nicht als selbstständige Tätig-
keit erfolgen würden. Deshalb 
bestehe Versicherungspflicht 
sowohl in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung als auch nach 
dem Recht der Arbeitsförde-
rung. Gegen diese Feststellung 
der Rentenversicherung erhob 
der Facharzt Klage.
Das Landessozialgericht urteil-
te, dass die Möglichkeit einer 
Selbstständigkeit des Klägers 
hinsichtlich der Tätigkeit als Be-
legarzt nicht automatisch dazu 
führe, dass er auch in der sepa-
rat zu beurteilenden Tätigkeit als 
Arzt der neurochirurgischen Ruf-

bereitschaft selbstständig tätig 
gewesen sei. Mit seiner Revision 
machte der Kläger geltend, dass 
die bisherige Rechtsprechung 
zu Honorarärzten, Notärzten 
oder Vertretungsärzten auf sei-
nen Fall nicht übertragbar sei. Er 
argumentierte, die Rufbereit-
schaft diene in erster Linie dem 
eigenen beruflichen Interesse, 
da die im Rahmen dieser Einsät-
ze behandelten neurochirurgi-
schen Patienten anschließend 
häufig auf der belegärztlichen 
Station weiterbetreut würden. 
Die Trennung zwischen der be-
legärztlichen Versorgung und 
der Rufbereitschaft sei daher 
eher formaler Natur.

BSG bestätigt die Einschätzung

Das Bundessozialgericht folg-
te dieser Argumentation je-
doch nicht. Es bestätigte die 
Einschätzung der DRV und 
der Vorinstanzen, wonach die 
streitige Rufbereitschaft als 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung einzuordnen sei. 

Gegenstand des Verfahrens sei 
ausschließlich die zusätzlich 
vereinbarte Rufbereitschaft ein-
schließlich der konsiliarischen 
Leistungen gewesen, nicht je-
doch die eigentliche belegärzt-
liche Tätigkeit.

Rufbereitschaft gehört nicht zu 
den originären Verpflichtungen

Im Rahmen einer Gesamtabwä-
gung überwogen nach Auffas-
sung des BSG die Merkmale ei-
ner abhängigen Beschäftigung. 
Die Rufbereitschaft gehörte 
nicht zu den originären Ver-
pflichtungen aus der beleg-
ärztlichen Tätigkeit, sondern 
beruhte auf einer eigenständi-
gen Zusatzvereinbarung. Wäh-
rend der Dienstzeiten war der 
Kläger in die organisatorischen 
Strukturen des Krankenhauses 
eingebunden. Er wurde in die 
Dienstplanung aufgenommen 
und musste auf Anforderung 
(Weisung) des Krankenhauses 
innerhalb von 30 Minuten tätig 
werden. Zeitpunkt, Einsatzort 

und konkrete Aufgabe wurden 
dabei maßgeblich vom Kranken-
haus bestimmt.
Auch ein nennenswertes unter-
nehmerisches Risiko war nicht 
erkennbar. Anders als im Rah-
men seiner belegärztlichen Tä-
tigkeit musste der Kläger keine 
eigenen Vorhaltekosten tragen 
und war nicht von der Anzahl 
tatsächlicher Einsätze abhängig. 
Die Vergütung wurde unabhän-
gig davon gezahlt, ob während 
der Rufbereitschaft tatsächlich 
eine Inanspruchnahme erfolgte 
oder ob ein Konsil angefordert 
worden war. Aufgrund dieser 
Gesamtumstände wertete das 
Gericht die Tätigkeit als abhän-
gige Beschäftigung mit entspre-
chender Sozialversicherungs-
pflicht.
Das Gericht bestätigt also sei-
ne bisherige Linie, wonach ins-
besondere eine tatsächliche 
Eingliederung in betriebliche 
Abläufe und bestehende Wei-
sungsgebundenheit die maß-
geblichen Kriterien der Status-
beurteilung bleiben.

ARZT & THERAPEUT

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis 

Modell Zweigpraxis
Wie ein Ärzte-Team Kinder in der Stadt und auf dem Land versorgt

Andreas Kreft, Kinderarzt in Freiburg

Neues Urteil zur Sozialversicherungspflicht 
im Rahmen ärztlicher Tätigkeit
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Seit Jahrzehnten engagiert sich 
der Stuttgarter HNO-Arzt Dr. 
Wolfgang Weitzsäcker in Län-
dern, in denen moderne Ohrchi-
rurgie nicht selbstverständlich ist. 
Sein Ziel ist dabei mehr als die Be-
handlung einzelner Patientinnen 
und Patienten: Er möchte Wissen 
weitergeben und Strukturen schaf-
fen, die dauerhaft funktionieren.

Um seine internationalen Einsätze 
macht Wolfgang Weitzsäcker kein 
Aufheben. „Für mich ist das alles 
so selbstverständlich, dass ich mir 
eigentlich keine Gedanken darüber 
gemacht habe“, sagt der Stuttgarter 
HNO-Arzt, der auch mit 77 noch 
regelmäßig arbeitet, inzwischen als 
Angestellter in seiner einstigen Pra-
xis. Seit mehr als 30 Jahren nutzt 
er seine Urlaubswochen für ehren-
amtliche Einsätze: Sudan, Ecua-
dor, Myanmar, Bhutan und Arme-
nien sind Stationen seiner Einsätze. 
Und seit Kurzem operiert er sogar 
in Französisch-Polynesien. 
Dabei zählt für ihn nicht die Zahl 
der Operationen. Er möchte vor al-
lem die lokalen Kolleginnen und 
Kollegen befähigen, moderne Ver-
fahren anzuwenden, wie zum Bei-
spiel in Bhutan.
Von 2013 bis 2023 arbeitete Weitz-
säcker in dem buddhistischen Kö-
nigreich gemeinsam mit Kolle-
ginnen und Kollegen der Berliner 
Charité daran, die Cochlea-Implan-
tat-Technologie einzuführen. Coch-
lea-Implantate (CI) ermöglichen 
taub geborenen oder später ertaub-
ten Menschen den Zugang zur Welt 
der Töne. Für viele Betroffene er-
öffnen sie die Chance auf gesell-
schaftliche Teilhabe, Bildung und 
berufliche Perspektiven.

Unterstützt wurde das Projekt von 
der österreichischen Firma MED-
EL, die Implantate, chirurgische In-
strumente und Rehabilitationsmate-
rialien spendete. Weitzsäcker ope-
rierte und schulte die bhutanischen 
Ärzte, sodass nach und nach die 
notwendigen chirurgischen Struktu-
ren aufgebaut wurden. „Inzwischen 
können die Kollegen die Eingriffe 
eigenständig vor Ort vornehmen, 

und das Projekt ist abgeschlossen“, 
so Weitzsäcker.

Vorbilder aus Studienzeiten

Zeit für die nächste Station: Ar-
menien. Im Mittelpunkt stehen 

Eingriffe, die in Deutschland seit 
vielen Jahren zum Standardre-
pertoire der Ohrchirurgie gehö-
ren: Operationen bei Otosklero-
se, Cholesteatomchirurgie sowie 
Trommelfellrekonstruktionen. Es 
handelt sich um mikrochirurgi-
sche Verfahren, die Weitzsäcker 
während seiner Ausbildung bei 
den Tübinger Ohrchirurgie-Pio-
nieren Prof. Claus-Frenz Plester 

und Prof. Hans Hildmann erlern-
te. „Am Grundprinzip dieser Ope-
rationen hat sich bis heute wenig 
verändert“, sagt er. Gerade des-
halb sei es wichtig, dieses Wis-
sen weiterzugeben. Zu erleben, 
wie Menschen ihr Hörvermögen 

zurückerlangen, fasziniert ihn bis 
heute. 
Auf die Frage nach seiner Motiva-
tion beschreibt er seinen eigenen 
Weg als Ergebnis wichtiger Begeg-
nungen und glücklicher Umstände. 
„Ich konnte nahezu kostenlos Me-
dizin studieren, bekam durch mei-
nen Lehrer eine ausgezeichnete 
Ausbildung in der damals führen-
den Ohrchirurgie und sie prägten 

mich als Vorbilder eines humanis-
tischen Arztes“, erzählt er. Ebenso 
stark motivieren ihn aber auch sei-
ne „neugierige Reiselust“ und die 
Neugier auf andere Kulturen, die 
„man wesentlich besser kennen-
lernt, wenn man dort arbeitet“.   

Neue Aufgaben in Französisch-
Polynesien

Vor zwei Jahren führte ihn sein 
Fernweh ans andere Ende der Welt, 
nämlich nach Französisch-Polyne-
sien. Auch dort wollte er wissen, 
wie die medizinische Versorgung 
organisiert ist. In der Hauptstadt Pa-
peete stellte er sich im Krankenhaus 
vor und erkundigte sich nach der 
örtlichen Versorgungssituation. Da-
bei stellte sich heraus, dass Patien-
tinnen und Patienten mit Otosklero-
se zur operativen Behandlung nach 
Frankreich überwiesen werden. Für 
die Betroffenen bedeutet das weite 
Reisen, hohe Kosten und erhebli-
chen organisatorischen Aufwand.

Solidarität mit den Schwächeren

Weitzsäcker bot an, die Eingriffe 
direkt vor Ort durchzuführen. Klei-
ner Haken: Er hatte keine Mitglied-
schaft in der französisch-polyne-
sischen Ärztekammer. Doch dank 
seiner langjährigen Französisch-
kenntnisse war das kein Problem. 
Im Oktober wird er das zweite Mal 
in diesem Jahr wieder dorthin rei-
sen. Auf die Frage, was er von sei-
nen Einsätzen mitnimmt, antwor-
tete er im Interview der Stuttgarter 
Zeitung vor Jahren, dass ihm be-
wusst geworden sei, „dass die Welt 
nicht über Ausbeutung, sondern nur 
über Solidarität der Fähigeren mit 
den Schwächeren friedlich funkti-
onieren kann.“ Ein Satz, der wohl 
auch erklärt, warum Weitzsäcker 
auch mit 77 Jahren noch Koffer 
packt, Operationssäle aufsucht und 
sein Wissen weitergibt. Für ihn ist 
Hilfe keine einmalige Mission, son-
dern eine lebenslange Aufgabe. �gk

Als Ohrchirurg um die Welt 

Sprechstunde in der Südsee

ARZT & THERAPEUT

Die Zusammenarbeit zwischen 
Psychotherapeuten und Selbsthil-
fegruppen kann für beide Seiten 
viele Vorteile bringen. Die KVBW 
bietet am Samstag, den 21. Novem-
ber 2026, unter dem Titel „Psy-
chotherapie trifft Selbsthilfe“ eine 
Fachtagung in Reutlingen an. Die 
Veranstaltung erfolgt in Kooperati-
on mit der Landespsychotherapeu-
tenkammer Baden-Württemberg, 
der LAG Selbsthilfe Baden-Würt-
temberg und der SEKiS Baden-
Württemberg.

Psychotherapie und Selbsthilfe ver-
folgen unterschiedliche Ansätze, ha-
ben jedoch ein gemeinsames Ziel: 
Menschen mit psychischen Erkran-
kungen bestmöglich zu unterstüt-
zen. Wie beide Bereiche voneinan-
der profitieren und ihre Zusammen-
arbeit weiter ausbauen können, steht 
im Mittelpunkt der Fachtagung.
Nach der Begrüßung durch die 
KVBW-Vorständin Dr. Doris Rein-
hardt eröffnet Dr. Dietrich Munz, 
Präsident der Landespsychothera-
peutenkammer Baden-Württem-
berg, die Veranstaltung mit einem 

Vortrag über das Zusammenspiel 
von Psychotherapie und Selbst-
hilfe. Dabei geht es um die Frage, 
wie sich professionelle Behandlung 
und der Besuch einer Selbsthilfe-
gruppe sinnvoll ergänzen können. 
Im Anschluss besteht Gelegenheit 
zur Diskussion. Ergänzt wird das 

Programm durch persönliche Er-
fahrungsberichte aus unterschiedli-
chen Perspektiven. So schildert eine 
Betroffene ihre Erfahrungen in der 
Selbsthilfe, während eine Psycho-
therapeutin über die Zusammenar-
beit mit Selbsthilfegruppen in ihrer 
praktischen Arbeit berichtet.

Vertreterinnen und Vertreter der 
SEKiS Baden-Württemberg so-
wie der LAG Selbsthilfe Baden-
Württemberg stellen anschließend 
die Angebote und Unterstützungs-
strukturen der Selbsthilfe vor. Beim 
anschließenden „Gallery Walk“ 
können die Teilnehmenden an 

verschiedenen Informationsständen 
mit Selbsthilfegruppen und Verbän-
den ins Gespräch kommen. 
Am Nachmittag widmet sich die Ta-
gung einem weiteren aktuellen The-
ma. Lena Steubl, psychologische 
Psychotherapeutin an der Universi-
tät Ulm, beleuchtet die Chancen und 
Risiken von Künstlicher Intelligenz 
in der Psychotherapie. Auch hierzu 
ist eine Diskussion vorgesehen.
Die Fachtagung bietet damit nicht 
nur fachliche Impulse, sondern vor 
allem die Möglichkeit zum Aus-
tausch. Die Veranstaltung ist kos-
tenfrei, findet von 10.00 bis 15.30 
Uhr am Standort Reutlingen der 
KVBW statt und ist mit sechs Fort-
bildungspunkten der Landespsy-
chotherapeutenkammer zertifiziert. 
Eine vorherige Anmeldung ist er-
forderlich.

Anmeldung: 
kvbawue.de/
psychotherapie-trifft-selbsthilfe 

Tagung: Psychotherapie trifft Selbsthilfe
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Seminare der Management  
Akademie der KVBW 
Auszug aus unserem Gesamtprogramm
Ä = Ärztinnen/Ärzte, M = Mitarbeitende, P = Psychotherapeutinen/Psychotherapeuten

Weitere über 200 Seminare und die Möglichkeit zur Online-
Anmeldung finden Sie unter www.mak-bw.de.

Für weitergehende Fragen gibt Ihnen das Team der 
Management Akademie (MAK) gerne Auskunft.

Telefon: 0711 7875-3535 | E-Mail: info@mak-bw.de

Kurstitel Ziel-
gruppe

Format/ 
Ort

Datum Dauer/
Uhrzeit

CME-
Punkte

Kurs- 
nummer

Gebühr

EBM für Einsteiger – Haus- 
und Kinderarztpraxen

Ä, M Live-Online 4. November 15–18.30 Uhr 4 oL 04F 98 €

EBM für Fortgeschrittene – 
Hausarztpraxen

Ä, M Live-Online 2. Dezember 15–18.30 Uhr 4 oL 12R 98 €

EBM für Fortgeschrittene – 
Facharztpraxen: 
Frauenheilkunde

Ä, M Live-Online 18. November 15–18.30 Uhr 4 oL 19K 98 €

Intensiv-Workshop 
Abrechnungsmanager 
(Hausarztpraxis)

Ä, M Stuttgart, 9.–11. November, jeweils 9–17 Uhr
Live-Online, 18. November, 9-11 Uhr (Prüfungstag)

34 S 24 389 €

GOÄ für Einsteiger Ä, M Live-Online 25. November 15–19 Uhr 5 oL 33K 98 €

GOÄ für Fortgeschrittene Ä, M Live-Online 9. Dezember 15–19 Uhr 5 oL 39K 98 €

Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
Arzneimittel und Heilmittel – 
so können Sie Nachforderun-
gen vermeiden

Ä, M Live-Online 20. November 15–18 Uhr 4 oL 41F 69 €

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmitteln

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min. 4 eL 08/26 98 €

NEU: Anstellung, ja – aber 
wie?

Ä, P Live-Online 11. November 15–18 Uhr 4 oL 57F 69 €

Komplexe Praxisstrukturen – 
professionelles Management 
leicht gemacht

Ä, M Live-Online 2. Dezember 9–14 Uhr 8 oL 91S 159 €

Entschieden zum Erfolg: 
Personalführung für Ärzte / 
Psychotherapeuten

Ä, P Stuttgart 17. Oktober 9–17 Uhr 11 S 94 159 €

NEU: Prävention und Dees-
kalation: Krisen und Gewalt in 
der Praxis

Ä, M, P Reutlingen 4. November 15–19 Uhr 7 R 100 98 €

Fit und fair im Umgang mit 
IGeL-Angeboten

Ä, M Online-Kurs jederzeit 90 Min 4 eL 10/26 98 €

Neue Mitarbeitende professi-
onell ausbilden und einar-
beiten

Ä, M, P Live-Online 26. November 9–14 Uhr 8 oL 141F 159 €

Basiskurs 
Qualitätsmanagement

Ä, M, P Live-Online 27. November, 14–19 Uhr +
28. November, 9–16 Uhr

18 oL 149F 259 €

Arbeitsschutz in der 
Arztpraxis

Ä, M, P Live-Online 24. November 9–14 Uhr 8 oL 159F 159 €

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ä, M Stuttgart 7. November 9–17 Uhr 11 S 191 159 €

Behandlungs- und Schu-
lungsprogramm für Typ-2-
Diabetiker, die nicht Insulin 
spritzen (ZI)

Ä, M Live-Online, (Ä + M) 7. November +  
Karlsruhe (M), 10. November

jeweils  
9–17 Uhr

9 K 203 159 €

DMP Asthma / COPD – struk-
turierte Schulungsprogram-
me NASA und COBRA

Ä, M Stuttgart 9. Oktober 15–19 Uhr 5 S 208/1 69 €
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Wann: 
Freitag, 4. Dezember 2026, 20 Uhr, 

Wo:
KVBW, Albstadtweg 11, 
Stuttgart-Möhringen

Eintritt (VK-Preise): 
€ 23,20 / 
€ 6,70 (ermäßigt)

Tickets:
www.reservix.de 
(Tickethotline 0761 888499 99) und 
an den Reservix-Vorverkaufsstellen 
Restkarten Abendkasse

Maximilian Schairer Klavier, 
Arnold Waßner Dirigent

Robert Schumann, 
Klavierkonzert a-Moll, op. 54,
Claude Debussy, 
Claire de lune (orch. A. Caplet),
Wolfgang A. Mozart, 
Sinfonie Nr. 29 A-Dur, KV 201

STUTTGARTER ÄRZTEORCHESTER

Geplante Reformen, Spargeset-
ze und neue gesetzliche Vorgaben 
werfen viele Fragen auf: Worauf 
müssen sich Praxen in den kom-
menden Jahren einstellen? Ant-
worten darauf bieten die Service-
tage der KVBW in Reutlingen und 
Stuttgart im Oktober 2026.

Den Auftakt macht der Servicetag in 
der Bezirksdirektion Reutlingen am 
10. Oktober. Im Mittelpunkt stehen 
aktuelle gesundheitspolitische Ent-
wicklungen sowie deren Folgen für 
Hausarzt-, Facharzt- und Psycho-
therapiepraxen. Darüber hinaus in-
formieren Expertinnen und Exper-
ten der KVBW zu Verordnungen, 
Praxisübergabe und betriebswirt-
schaftlichen Grundlagen der Pra-
xisführung. Ein Informationsmarkt 
mit den Fachbereichen der KVBW 
bietet die Möglichkeit, individuelle 
Fragen direkt mit den zuständigen 
Ansprechpartnern zu besprechen.

Eine Woche später, am 17. Oktober, 
folgt der Servicetag der Bezirksdi-
rektion Stuttgart. Dort werden die 
Auswirkungen aktueller Gesetzge-
bungsverfahren auf den Praxisalltag 
beleuchtet. Im Forum „Was kommt 
2027 auf die ambulante Versorgung 
zu?“ informiert der Vorstand der 
KVBW über die wichtigsten ge-
sundheitspolitischen Entwicklun-
gen und ordnet diese für die Pra-
xen ein. Weitere Programmpunkte 
befassen sich mit aktuellen Rechts-
themen in der Vertragsarztpraxis, 
Fragen der psychotherapeutischen 
Versorgung sowie Hinweisen zu 
Abrechnung und Honorarunterla-
gen. 
Neben den Fachvorträgen bieten 
beide Veranstaltungen Gelegenheit 
zum persönlichen Austausch mit 
dem Vorstand, den ärztlichen und 
psychotherapeutischen Gremien 
sowie Kolleginnen und Kollegen. 
Darüber hinaus stehen verschiedene 

Beratungsangebote der KVBW zur 
Verfügung. Die Teilnahme an bei-
den Servicetagen ist kostenfrei. 
Fortbildungspunkte sind beantragt.

 Termine und Anmeldung

Servicetag 
Reutlingen
10. Oktober 2026, 
9.30 bis 14.00 Uhr,
Bezirksdirektion 
Reutlingen,
Anmeldung bis 8. Oktober 2026 
unter: kvbawue.de/servicetag-rt

Servicetag 
Stuttgart
17. Oktober 2026, 
9.00 bis 14.00 Uhr,
Bezirksdirektion 
Stuttgart.
Anmeldung bis 14. Oktober 2026 
unter: kvbawue.de/servicetag-st

Love-Scamming zählt zu den be-
sonders perfiden Formen des On-
line-Betrugs. Die Täter bauen über 
soziale Netzwerke, Dating-Plattfor-
men oder Messengerdienste gezielt 
eine emotionale Beziehung zu ihren 
Opfern auf. Ist das Vertrauen erst 
gewonnen, folgen Bitten um Geld, 
etwa wegen angeblicher Notlagen, 
Reisen oder medizinischer Behand-
lungen. Die Folgen sind oft gravie-
rend: Neben hohen finanziellen Ver-
lusten leiden Betroffene häufig un-
ter Schamgefühlen und emotionalen 
Belastungen. Da die Täter ihre Op-
fer oft über Monate hinweg manipu-
lieren, ziehen sich viele Betroffene 
zunehmend aus ihrem sozialen Um-
feld zurück.
Um auf diese Betrugsmasche auf-
merksam zu machen, haben das 
Polizeipräsidium Freiburg und die 
KVBW in einer regionalen Ko-
operation eine Plakatkampagne 

gestartet. Die Plakate werden in 
den Landkreisen Waldshut, Lör-
rach, Breisgau-Hochschwarzwald, 
Emmendingen sowie in Freiburg an 
alle Arztpraxen gesendet. Sie sollen 
Patientinnen und Patienten für das 
Thema sensibilisieren und verwei-
sen auf ein Hilfsangebot.
Arztpraxen können bei der Präven-
tion eine wichtige Rolle spielen. 
Ärztinnen und Ärzte sind für viele 
Menschen Vertrauenspersonen und 
erleben häufig belastende Lebenssi-
tuationen ihrer Patienten aus nächs-
ter Nähe. Deshalb lohnt es sich, auf-
merksam zu sein, wenn Menschen 
von neuen Online-Bekanntschaften 
berichten, finanzielle Sorgen entwi-
ckeln oder Anzeichen emotionaler 
Belastung zeigen. Mehr Aufmerk-
samkeit für das Thema kann dazu 
beitragen, Betroffene frühzeitig zu 
unterstützen und sie auf professio-
nelle Hilfe hinzuweisen.� jh

Servicetage 2026Plakatkampagne: Betrug mit 
falschen Liebesversprechen

„Impfen beim Profi“ heißt die 
neue Kampagne der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) und der Kassenärztlichen 
Vereinigungen (KVen). 

Pünktlich zum Start der Grippe-
schutz-Impfsaison hat die Aktion 
Anfang Oktober bundesweit be-
gonnen. Ziel der Kampagne ist es, 
möglichst viele Menschen zu einer 
Schutzimpfung gegen Influenza 
und andere Infektionskrankheiten 
zu motivieren. Denn die Impfquo-
ten bei Erwachsenen liegen wei-
terhin deutlich unter den Emp-
fehlungen. Besonders bei älteren 
Menschen besteht Nachholbedarf.
Eine Impfung umfasst weit mehr 
als die eigentliche Injektion. Vor 
jeder Impfung prüfen Ärztinnen 
und Ärzte den Impfstatus, klären 
über Nutzen und mögliche Risiken 
auf und schließen Erkrankungen 

oder Gegenanzei-
gen aus. Dieser 
medizinische Ge-
samtprozess trägt 
wesentlich zur Pa-
tientensicherheit 
bei.
Mit der Kampagne 
wollen KBV und 
KVen deshalb die 
besondere Kompe-
tenz der niederge-
lassenen Ärztinnen 
und Ärzte beim Impfen hervorhe-
ben.
Hintergrund ist eine gesetzliche 
Änderung: Ab 2027 dürfen Apothe-
ken neben Grippe- und COVID-19-
Impfungen auch weitere Impfun-
gen mit Totimpfstoffen bei Erwach-
senen durchführen. Die Kampagne 
unterstreicht daher die Bedeutung 
der ärztlichen Begleitung beim 
Impfen.

Kostenlose Materialien für 
Praxen

Praxen können die Kampagne aktiv 
unterstützen. Dafür stehen verschie-
dene Materialien zur Verfügung. 
Dazu gehören Plakate für das War-
tezimmer, Infokarten für Patientin-
nen und Patienten, Webbanner für 
die Praxishomepage und Vorlagen 
für Social-Media-Beiträge.

Die Materiali-
en können auf der   
KBV-Website her-
untergeladen oder 
bestellt werden. Zu-
dem bietet die KBV 
weitere Patienten-
informationen zur 
Grippeschutzimp-
fung sowie zu an-
deren Schutzimp-
fungen an.

Impfquoten geben Anlass zur 
Sorge

Nach Angaben des Robert Koch-
Instituts werden Schutzimpfungen 
insbesondere von älteren Menschen 
zu selten genutzt. Die Influenza-
Impfquote bei den über 60-Jähri-
gen lag 2025 bei lediglich 34 Pro-
zent und damit auf dem niedrigs-
ten Stand seit 17 Jahren. Auch die 

Impfquote gegen Pneumokokken 
verharrt seit Jahren bei rund 21 Pro-
zent. Viele Erwachsene mit chroni-
schen Erkrankungen sind ebenfalls 
nicht ausreichend geschützt.
Dabei können Impfungen wirksam 
vor schweren Krankheitsverläufen 
schützen. Für Menschen ab 60 Jah-
ren empfiehlt die Ständige Impf-
kommission (STIKO) neben den 
Standardimpfungen insbesondere 
Impfungen gegen Influenza, Pneu-
mokokken und Herpes Zoster. Ab 
75 Jahren werden zusätzlich Impfun-
gen gegen COVID-19 und das Res-
piratorische Synzytial-Virus (RSV) 
empfohlen. Wichtig bleiben außer-
dem für alle Menschen regelmäßige 
Auffrischimpfungen gegen Tetanus 
und Diphtherie.� red

 Weitere Informationen bei der 
KBV unter: 
www.kbv.de/impfen-beim-profi  

Impfen gehört in die Arztpraxis: 
Bundesweite Kampagne startet zur Grippeschutzsaison

Nicht irgendwo.  
Sondern hier. 
Grippeschutzimpfung in der Arztpraxis:  
Jetzt Termin vereinbaren! 
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